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Editorial 3

Editorial

Das amerikanische Departement of Energy publiziert seit 2013 jahrlich den «Revolution Now»-Report, der Uber
die raschen technologischen Fortschritte in den Bereichen erneuerbare Energien, Energieeffizienz und Mobilitat
berichtet. Das Departement of Energy setzt damit ein deutliches Zeichen, dass wir uns in einem extrem raschen
Wandel befinden und Wirtschaft, Gesellschaft und Politik vor grossen Herausforderungen stehen. Dieser Wandel
findet auch in der Schweiz statt. Mit der Energiestrategie 2050 arbeiten wir seit 2011 intensiv daran, diesen Wan-
del politisch zu begleiten und mitzugestalten. Wahrend die Gesetzesdnderungen zum ersten grossen Massnah-
menpaket der Energiestrategie 2050 noch in parlamentarischer Beratung sind, konnte eine Reihe von Elementen
bereits umgesetzt werden. So wurden mit dem Aktionsplan «Koordinierte Energieforschung Schweiz» acht Swiss
Competence Centers for Energy Research (SCCER) aufgebaut, die eine Vielzahl von relevanten Fragestellungen
zum Umbau unseres Energiesystems erforschen.

Im ETH-Bereich, an den kantonalen Universitaten und Fachhochschulen sind verschiedenste Institute und Initiati-
ven gegrundet worden, die eine neue, energieaffine Generation von hochqualifizierten Fachleuten ausbilden.
Forschung mit den technischen Schwerpunktthemen Effizienz, Netze, Produktion Erneuerbare, Speicherung
sowie Mobilitat ist mit derartigen Instituten breit angestossen worden und kann mittelfristig zu neuen Technolo-
gien, Losungen sowie marktfahigen Produkten fihren.

Doch Produkte und Systeme brauchen auch gesellschaftliche Akzeptanz, geeignete politische Rahmenbedingun-
gen und die richtigen 6konomischen Anreizsysteme. Innerhalb der SCCER hat das Programm CREST (Compe-
tence Center for Research in Energy, Society and Transition) die Aufgabe, die 6konomischen, juristischen sowie
sozialwissenschaftlichen Aspekte des Umbaus intensiv zu untersuchen und Erkenntnisse sowie Vorschlage zu
prasentieren. Die Zircher Hochschule fir Angewandte Wissenschaften (ZHAW) ist als Co-Leading-House am
Programm CREST beteiligt.

Ich freue mich, dass diese Institute der ZHAW auch aktuelle Themen der Politikformulierung, der Gesetzgebung
sowie des Vollzugs aufnehmen, einzelne Mérkte intensiver untersuchen sowie internationale Vergleiche anstel-
len. Wichtig ist fir mich, dass diese Arbeiten, die abseits des Elfenbeinturms entstehen, entsprechend eingeord-
net werden: Es ist «work in progress», es sind Auseinandersetzungen mit Projekten, welche auch bei den Behor-
den noch nicht abgeschlossen sind. Ein mogliches Gasversorgungsgesetz wird beispielsweise wohl friihestens
2017 in die Vernehmlassung gehen. Die Papiere entstehen also parallel zur Arbeit der Verwaltung und Politik,
welche fiir diesen Umbau der Energiesysteme mdglichst optimale Rahmenbedingungen sowie funktionierende
Markte zu entwickeln suchen. Diese Papiere der Akademia flhren bei uns in der Verwaltung zu Reflektionen, ob
wir auf dem richtigen Weg sind, ob wir diesen oder jenen kritischen Punkt geniigend bedacht haben, ob wir an
einem Paragraphen oder Satz noch etwas korrigieren missen. Im Idealfall kommt es zum direkten Dialog zwi-
schen Forschern und verantwortlichen Personen in der Administration, vielleicht sogar fiihrt diese Auseinander-
setzung zu einer noch besser fundierten oder gar kliigeren resp. massgeschneiderten Lésung.

Es ist erfreulich, dass der erste Sammelband derartiger Working Papers von der Zircher Hochschule fiir ange-
wandte Wissenschaften herausgegeben wird. Dies macht auch deutlich, dass die Fachhochschulen in ihren Kon-
zepten sowie Arbeitsansatzen praxisnaher sind als die oft stark auf internationale Reputation schielenden Hoch-
schulen sowie Universitaten. Ich freue mich auf die weiteren Diskussionen mit Fachhochschulen sowie Hoch-
schulen zu den klugen Rahmenbedingungen firr den sich wandelnden Energiesektor.

Walter Steinmann, Direktor Bundesamt fiir Energie (BFE)
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1. Energieforschung an der Zurcher Hoch-
schule fur Angewandte Wissenschatften
(ZHAW)

Claudio Cometta, Carmen Kobe, Astrid Benz

1.1. VON DER ENERGIESTRATEGIE 2050 ZUM STRATEGISCHEN SCHWERPUNKT ENERGIE
DER ZHAW

Die Energiestrategie 2050 des Bundes definiert anspruchsvolle Ziele: Bis 2050 soll der Endenergieverbrauch der
Schweiz um 54% und der Stromverbrauch pro Person und Jahr um 18% sinken. Die Stromproduktion aus neuen
erneuerbaren Energietragern soll bis 2050 auf 24,2 TWh steigen. Um diese Ziele zu erreichen, wird das Energie-
system der Schweiz mittel- bis langfristig einem grossen Wandel unterworfen. Dabei bedarf es nicht nur techni-
scher Innovationen, sondern auch der Verdnderung und Weiterentwicklung zahlreicher gesellschaftlicher, 6ko-
nomischer und rechtlicher Rahmenbedingungen. Zu diesen Veranderungen werden Hochschulen in den kom-
menden Jahren wichtige Beitrage leisten, weshalb der Bundesrat die Umsetzung der Energiestrategie durch den
Aktionsplan Energieforschung unterstitzt. Dabei steht der Aufbau von neuem Wissen, nicht zuletzt in fachlich-
interdisziplindren Bereichen im Fokus. Im Rahmen des Aktionsplanes Energieforschung wurden dazu acht soge-
nannte SCCERs, Swiss Competence Center for Energy Research, initiiert, in denen hochschuliibergreifend an-
gewandte Energie-Forschung betrieben wird. Die Zurcher Hochschule fir Angewandte Wissenschaften (ZHAW)
ist an vier dieser acht SCCERSs aktiv beteiligt.

Die ZHAW hat diese Aufgabe zum Anlass genommen, Energieforschung zum strategischen Schwerpunkt der
gesamten Fachhochschule zu erkldaren und in allen Departementen Kompetenzaufbauprojekte zu starten. Der
vorliegende Sammelband présentiert die ersten Ergebnisse dieser Kompetenzaufbauprojekte an der ZHAW
School of Management and Law, wobei zwei dieser Projekte in Zusammenarbeit mit Forschern aus den Depar-
tementen Angewandte Linguistik und School of Engineering erfolgten. Dabei wurden die Herausforderungen und
Chancen, die sich fur Staat und Wirtschaft aus der Umsetzung der Energiestrategie 2050 ergeben, auf ganz
verschiedenen Ebenen betrachtet: die Schweiz im internationalen Vergleich, Besonderheiten der Fihrung von
EVUs, rechtliche und 6konomische Rahmenbedingungen und die Gestaltung der Energie-Zukunft in Schweizer
Stadten.

1.2. DIE BEITRAGE IM VORLIEGENDEN SAMMELBAND

Peter Qvist-Sgrensen und Stephanie Haelg legen mit ihrem Beitrag «Die Schweiz im internationalen Energie
Benchmark: Selektion der europdischen Vergleichsléander» die Grundlage fur einen internationalen Benchmark
der Schweiz. Aus allen europdischen Landern werden drei Vergleichslander fur die Schweiz eruiert, welche ei-
nerseits fihrend im Bereich der erneuerbaren Energien sind und sich andererseits am besten als Vergleichslan-
der fur die Schweiz eignen. Dies geschieht mit dem Ziel, basierend darauf in einem nachsten Schritt Empfehlun-
gen fur die Umsetzung der Energiestrategie 2050 in der Schweiz ableiten zu kénnen. Diese werden dann Inhalt
des Folgebeitrags in 2017 sein.
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Der zweite Teil des Sammelbandes «Besonderheiten der Fihrung von EVUs» widmet sich zwei ausgewahliten
FUhrungsaspekten offentlicher Organisationen: Stakeholder-Management und finanzielle Berichterstattung Uber
Beteiligungen. Caroline Brilesch et al. untersuchen mit ihrem Beitrag «Stakeholder-Management im
Politiknetzwerk der Energiewende: Herausforderungen fur die Fihrung 6ffentlicher Organisationen» die aktuelle
Praxis des Stakeholder-Managements in Energieversorgungsunternehmen und den dazugehérigen Eigentimer-,
Steuerungs-, Aufsichts-, regulatorischen Organen. Obwohl Stakeholder-Management in der aktuellen Situation —
zahlreiche Akteure mit unterschiedlichsten Interessen bestimmen {ber die Handlungs- und
Entscheidungsspielraume — ein Schlisselfaktor des Erfolges sein sollte, zeigt die explorative Umfrage der
Autoren, dass aktuell noch kein oder kaum ein systematisches Vorgehen im Bereich des Stakeholder-
Managements zur Anwendung kommt. Dieses soll in einem nachsten Schritt entwickelt werden.

Der Beitrag «Rechnungslegung und Eigentiimerrolle von ORK bei EVUs» von Fuchs, Gut et al. untersucht bei
den acht Kantonen, welche direkt oder indirekt an den vier grossten EVUs der Schweiz beteiligt sind, ob der
freiwillige Wechsel zu einer strengeren Rechnungslegungsnorm zu der erwarteten verbesserten finanziellen
Transparenz Uber die Beteiligungsverhéltnisse gefiihrt hat. Diese Transparenz ware wiinschenswert, da der
Umbau des Energieversorgungssystems erhebliche Chancen und Risiken far die
Energieversorgungsunternehmen und damit auch fiir die Eigentimer bringt. Die Autoren attestieren der
Gesamtheit der Kantone noch ein betrachtliches Verbesserungspotential.

Der dritte Teil des Sammelbandes beschaftigt sich mit ausgewahlten Aspekten der rechtlichen und 6konomischen
Rahmenbedingungen der Energiestrategie 2050. Der Beitrag «Standortwahl und raumplanerische Standortkrite-
rien im Zeitalter der Energiewende: Die Nutzung erneuerbarer Energietrdger zwischen Wirtschaftlichkeit, pla-
nungsrechtlichen Anforderungen und Akzeptanz» von René Wiederkehr et al., gibt einen kompakten Uberblick
Uber geltende Rechtslage und kommende gesetzliche Verdnderung fiir die Genehmigung von Anlagen zur Er-
zeugung erneuerbarer Energie. Auch wenn die Energiestrategie 2050 einen erheblichen Ausbau der erneuerba-
ren Energien anstrebt, ist fir jede einzelne Anlage eine Abwéagung von Interessen vorzunehmen — die sich auch
in der Vielfalt der gesetzlichen Normen niederschlagt.

Im sechsten Beitrag leitet Autor Reto Schleiniger unter dem Titel «Implizite CO2-Preise des fossilen Energiever-
brauchs in der Schweiz» den impliziten Preis von CO2-Emissionen als Differenz der bestehenden Abgaben und
der lokalen externen Kosten her. Die Grundannahme des Beitrages ist, dass die Abgaben auf CO2-Emissionen
mindestens so hoch sein sollten wie die verursachten lokalen externen Kosten und nur so eine effiziente Steue-
rung der CO2-Reduktion erfolgen kann. Die Analyse zeigt: die impliziten CO2-Preise unterscheiden sich stark je
nach Verwendungsart (- 88 CHF/t CO2 bei Personenwagen gegentber + 73 CHF/t CO2 beim Erdgas). Der Autor
attestiert der Schweizer Energie- und Klimapolitik deshalb ein Effizienzsteigerungspotential.

Der siebte Beitrag «Gasmarktliberalisierung in der Schweiz: Gesetzliche Rahmenbedingungen der Transport-
pflicht und Konfliktlbsung» unterzieht das bestehende Rohrleitungsgesetz (RLG) einer kritischen Betrachtung. Die
Autorin Nicole Conrad kommt zum Schluss, dass die Liberalisierung des Gasmarktes mit dem RLG nicht ab-
schliessend geregelt ist und daher die Neuschaffung eines Gasmarktgesetzes notwendig ware. Ebenfalls besteht
im Bereich der Streitbeilegung aktuell Aufholbedarf, was zu Konflikten und Rechtsunsicherheit fihren kann. Ab-
schliessend werden Empfehlungen zum zwingenden Inhalt eines solchen Gasmarktgesetzes abgegeben.

Im letzten Beitrag des Sammelbandes berichten Carabias et al. mit ihrem Beitrag «Treiber und Barrieren auf dem
Weg zu einer Smart City: Erkenntnisse aus Theorie und Praxis» von Erfahrungen aus sogenannten «Smart City»
Projekten. Da Stadte in der Umsetzung der Energiestrategie 2050 eine Schlisselrolle spielen, wird der Frage
nachgegangen, welche Treiber und Barrieren innerhalb des Transformationsprozesses zu einer Smart City be-
stehen. Abschliessend werden konkrete Handlungsempfehlungen fiir die verschiedenen Akteure wie Staat, Ge-
meinden, Unternehmen, Bevodlkerung und Hochschulen abgegeben.
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1.3. AUSBLICK FORSCHUNGSAKTIVITATEN AN DER ZHAW

Der Kompetenzaufbau an der ZHAW geht weiter. Insgesamt wird in 35 Instituten und Zentren der ZHAW zum
Thema Energie geforscht. Weiter wurden zahlreiche mehrjahrige Projekte im Rahmen des Kompetenzaufbaus in
allen sieben Departementen initiiert. Die ZHAW nutzt damit ihre Starke als grosste Mehrspartenfachhochschule
der Schweiz, um die heutigen und zukiinftigen Herausforderungen im Energiebereich aus den verschiedensten
Perspektiven anzugehen. Weitere Forschungsergebnisse der ZHAW School of Management and Law werden im
Jahr 2017 im Rahmen des Folge-Sammelbands publiziert werden, welcher vor allem auf den Ergebnissen aus
diesem Sammelband aufbaut. Ebenfalls wird im Friihjahr 2017 eine zweite Fachtagung zum Thema «Umsetzung
der Energiestrategie 2050 in Staat und Wirtschaft» stattfinden.
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2. Die Schweiz im internationalen Energie-
Benchmark: Selektion der europaischen
Vergleichslander

Peter Qvist-Sgrensen, Stephanie Haelg*

Abstract

Die Schweizer Energiestrategie 2050 sieht eine grundlegende Verénderung in der Stromerzeugung (und im
Stromverbrauch) sowie eine starke Reduktion des Gesamtenergieverbrauchs vor. Davon kann der Schweizer
Energiemarkt gesellschaftlich und unternehmerisch profitieren. Die Anforderungen, die fur die Erreichung der
Ziele der nationalen Energiestrategie 2050 erfullt werden mussen, stellen den Energiemarkt — insbesondere den
Strommarkt — jedoch auch vor neue Herausforderungen. Diese befinden sich nicht nur auf der politischen und
gesetzlichen Ebene, sondern unter anderem auch in den Bereichen Energieverteilung und -speicherung, Subven-
tionen sowie neue Technologien. Ziel dieser Arbeit ist, die Schweiz mit drei fihrenden européischen Landern im
Bereich erneuerbare Energien zu vergleichen, um die Bewaltigung dieser Herausforderungen unterstiitzen und
allfallige Empfehlungen fiir die Politik formulieren zu kénnen. Diese Arbeit widmet sich somit der Fragestellung:
Warum sind diese Lander in spezifischen, nachhaltigen Energiebereichen erfolgreich und was kann die Schweiz
von ihnen lernen? Im vorliegenden Artikel werden zuerst die verschiedenen Herausforderungen fir die Schweiz
erklart. Anschliessend werden die Auswahlkriterien der zu vergleichenden Lander erlautert sowie die drei ausge-
wéhlten Lander Danemark, Osterreich und Schweden kurz vorgestellt. Der Benchmark der Schweiz mit diesen
drei Landern sowie dessen Resultate werden Teil des zweiten Artikels im Jahre 2017 sein.

Keywords: Schweizer Energiestrategie, Schweizer Energie-Benchmark, Subventionen von erneuerbaren und
fossilen Energien

1 An dieser Stelle mochten sich die Autoren recht herzlich bei Herrn Tony Kaiser (Prasident, Eidgendssische Energieforschungskommission
CORE), Herrn Vicente Carabias-Hitter (Stv. Leiter ZHAW Institut fir Nachhaltige Entwicklung, ZHAW School of Engineering) sowie Herrn Dr.
Simon Rentzmann (Dozent fiir Statistik und Quantitative Methoden, ZHAW School of Management and Law) bedanken. Mit ihren sehr wertvol-
len Inputs haben sie uns wesentlich in unserem Vorhaben unterstutzt.
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2.1. EINLEITUNG

Der Beschluss des Bundesrates und des Parlaments im Jahre 2011, schrittweise aus der Kernenergie auszustei-
gen, bedingt einen etappenweisen Umbau des Schweizer Energiesystems bis 2050. Die dafur bengtigten Mass-
nahmen werden in der Energiestrategie 2050 festgehalten und befinden sich zurzeit in der parlamentarischen
Behandlung.? Die Schweizer Energiestrategie 2050 sieht somit eine grundlegende Veranderung im Stromangebot
(und im Stromverbrauch) vor. Mit dem ersten Massnahmenpaket des Bundesrates (und spater einer Lenkungs-
abgabe auf Energietrdger) sollen bis im Jahr 2050 u.a. der Endenergie- und Stromverbrauch reduziert und die
erneuerbaren Energien gefordert werden.?

Der Schweizer Energiemarkt kann grundsétzlich von dieser Anderung profitieren. Die Anforderungen, die fiir die
Erreichung der Ziele der nationalen Energiestrategie 2050 erfiillt werden missen, stellen den Energiemarkt je-
doch auch vor neue Herausforderungen, welche in Abschnitt 2 erlautert werden. Diese befinden sich nicht nur auf
der politischen und gesetzlichen Ebene, sondern u.a. auch in den Bereichen Energieverteilung und -speicherung,
Subventionen und Technologien.

Die Schweiz gehort zu den weltweit fihrenden Landern im Bereich der Energiegewinnung, Energieeffizienz und
Energiequellen (v.a. Wasserkraft).*> Jedoch z&hlt sie nicht als «das» fiihrende Land. Bei einem europaischen
Stadtevergleich des European Green City Index schaffte es Zirich z.B. auf den 6. Platz, dies hinter Kopenhagen,
Stockholm, Oslo, Wien und Amsterdam.®

Dies zeigt, dass die Schweiz von anderen Landern und Unternehmen lernen kann, vor allem wenn die Verflech-
tungen zwischen Wirtschaft, Recht und Staat untersucht werden. Danemark ist z.B. nicht nur weltfihrend im Be-
reich der Windenergie, sondern auch in den Bereichen der zweiten Generation von Bioethanol, Holzpellets und
CHP (Combined Heat and Power mit 93% Deckungsgrad in Kopenhagen).” In anderen Landern werden grosse
Subventionsprogramme zusammengestellt, die zusatzlich griine Energie fordern und die Markteinfiihrung be-
schleunigen.

Im Ausland entstehen auch neue Schnittstellen und Modelle zwischen Staat, Wissenschaft und Wirtschaft, z.B.
innerhalb von Férderungsprogrammen fir Start-Ups und «Incubators» im Bereich der Energie. Diese sind z.T.
anders aufgestellt als die schweizerischen Finanzierungsinstrumente wie z.B. die der KTI, ETH oder EPFL.® Zu-
dem gibt es technische Benchmark-Themen wie dezentrale Stromproduktion, Speicher, Energiemanagement
(«<Demand-Responsex»-Systeme, intelligente Netzwerke, alternative Systeme zu Smart Meters), von welchen die
Schweiz bei ihrer Implementierung profitieren kdnnte.

Um die Bewaltigung dieser Herausforderungen unterstitzen zu kénnen, soll die Schweiz mit drei fihrenden euro-
paischen Landern im Bereich erneuerbare Energien verglichen werden. Diese werden zuerst anhand eines drei-
stufigen Verfahrens selektiert. Dies stellt den Inhalt des vorliegenden Artikels dar. In einem weiteren Schritt erfolgt
dann die detaillierte Analyse dieser drei Lander, welche Bestandteil des zweiten Artikels im Jahre 2017 sein wird.
Ziel der gesamten Arbeit ist, allféllige Empfehlungen aus den daraus resultierenden Erkenntnissen fur die Politik
formulieren zu kénnen.

2 Bundesamt fur Energie [BFE], 2012, S. 4.

S BFE, 2012, S. 4.

4 Schweizerischer Wasserwirtschaftsverband, 0.J.
5 Neue Ziircher Zeitung [NZZ], 2015.

6 Economist Intelligence Unit [EIU], 2009, S. 10.

" Dreylund, 2014, S. 4.

8 ETH Life Print, 2012, S. 3.
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HERAUSFORDERUNGEN FUR DIE SCHWEIZ

Wie in der Einleitung erwahnt, stellen die ehrgeizigen Ziele der Energiestrategie 2050 den schweizerischen Ener-

giemarkt vor Herausforderungen. Dazu gehéren u.a.:®

Wachsender Energiebedarf aufgrund des Bevélkerungs- und Wirtschaftswachstums

Gemass einer kirzlich veréffentlichten Studie des Bundesamtes fiir Statistik [BFS] soll die Bevélkerung
in der Schweiz zwischen 2015 und 2024 um 9% wachsen. Somit steigt die stdndige Wohnbevélkerung
von 8.4 Millionen (2015) auf 9.1 Millionen (2024).1° Zwar korrigierte die OECD die Prognose flr das
Wirtschaftswachstum der Schweiz im Jahr 2016 um 0.6% nach unten, dennoch wird ein Wachstum von
1.1% vorausgesagt.!! Das Wachstum dieser beiden Gréssen flhrt ceteris paribus zu einem Anstieg des
Energiebedarfs.

Klimawandel und die CO2-Belastung

Die Schweizerinnen und Schweizer verursachen ca. 50 Millionen Tonnen Treibhausgas pro Jahr, was
einer Pro-Kopf-Emission von etwa 6.4 Tonnen entspricht. Diese Werte umfassen allerdings nur die in-
nerhalb der Landesgrenze ausgestossenen Treibhausgase. Unter Mitberiicksichtigung der importierten
Giter und Dienstleistungen kommt der Pro-Kopf-Ausstoss auf rund 12 Tonnen. Im Vergleich mit einigen
Industrielandern schneidet die Schweiz zwar gut ab, jedoch liegt der klimavertragliche Wert bei 1 Tonne
CO:2 pro Kopf!? Die Energiestrategie 2050 setzt dabei das Ziel, die CO2-Emissionen bis 2050 auf 1 bis
1.5 Tonnen pro Kopf zu senken.!® Dies bedeutet eine Reduktion von mindestens 77% bis 88%.

Schrittweiser Ausstieg aus der Kernenergie

Mit dem schrittweisen Ausstieg aus der Kernenergie haben der Bundesrat und das Parlament beschlos-
sen, die bestehenden fiinf Kernkraftwerke am Ende ihrer sicherheitstechnischen Betriebsdauer stillzule-
gen sowie diese durch keine neuen Kernraftwerke zu ersetzen.'* Der Wegfall der Kernenergie muss so-
mit Uber andere Energiequellen kompensiert werden.

Veranderter Energiemix

Der Anteil fossiler Energie am Schweizer Energiemix soll gesenkt werden. Um die zukiinftige Energie-
nachfrage decken zu kdnnen, ist der Ausbau der Wéarme-Kraft-Koppelung [WKK] bei der fossilen Strom-
produktion nétig. Zudem mussen voraussichtlich Gaskombikraftwerke betrieben werden. Ebenso soll das
Stromangebot durch die Wasserkraft sowie die neuen erneuerbaren Energien ausgebaut werden. Durch
die Reduktion des Anteils der fossilen Energie soll auch die Importabhéngigkeit gesenkt werden. Den-
noch wird die Schweiz flr eine sichere Stromversorgung weiterhin auf Stromimporte angewiesen sein.!®

Des Weiteren miissen jahrzehntealte Kraftwerke erneuert werden. Ebenso miissen die Verteil- und Ubertra-

gungsnetze erneuert sowie zusatzlich ausgebaut werden, dies u.a., um allféllige Kapazitdtsengpasse im Strom-

netz zu vermeiden. Jedoch stosst der Netzausbau bei der Bevélkerung zum Teil auf Widerstand. Da die Einspei-

sung von Wind- und Sonnenenergie unregelmassig anfallt, ist das Netz zudem schwankenden Belastungen aus-

gesetzt. 1617

Diese Herausforderungen sollen anhand der beiden Massnahmenpakete bewéaltig werden. Das erste Massnah-

menpaket, welches auf die Zeit bis 2020 beschrankt ist, fokussiert sich auf die Effizienzsteigerung, die Forderung

erneuerbarer Energien sowie die Verkirzung bzw. Vereinfachung von Verfahren. Neben dem Ausbau der erneu-

erbaren Energien sollen die Stromnetze modernisiert werden, die Einbindung in das européische Netz erfolgen,

die Anwendung intelligenter Technologien eingefiihrt sowie die Plangenehmigung beschleunigt werden. Um einen

9 Swissgrid, 0.J.

10 BFS, 2015.

11 Tages Anzeiger, 2015.

12 Bundesamt fir Umwelt [BAFU], 2014.

13 BFE, 2012, S. 4.

1 BFE, 2012, S. 4.

15 BFE, 2012, S. 4.

16 Swissgrid, 0.J.

17 Energie Aktuell. Die Berner Energieplattform, 2015.
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Teil des Ausfalls der Kernkraftwerke kompensieren zu kénnen, sollen die fossile Stromproduktion sowie die Im-
porte zeitlich befristet fortgefiinrt werden.8

Nach 2020 soll mit dem zweiten Massnahmenpaket eine Energieabgabe auf alle Energietrdger mit Riickerstat-
tung an die Wirtschaft und Bevolkerung gepruft werden (6kologische Steuerreform). Zudem soll das aktuelle
Fordersystem durch eine Lenkungsmassnahme ersetzt werden.1®

2.3. ZIELSETZUNG DER STUDIE

Ziel des Gesamtprojektes «Die Schweiz im internationalen Energie-Benchmark» ist, einen Vergleich der Schweiz
mit anderen europdischen Landern in den folgenden Bereichen zu erstellen:

1. Gesetzgebung und Politik im Zusammenhang mit der Energiestrategie
a. National vs. lokal
b. Zeitspanne fir Genehmigungsverfahren bei erneuerbaren Energien
c. Umweltrestriktionen bei erneuerbaren Energien
2. Energieverteilung und -speicherung
a. Aufbau der nationalen Energieverteilung
b. Liberalisierung (Status quo, Zukunft)
3. Energiegewinnung aus erneuerbaren Quellen
a. Zentralisierte Energiegewinnung (gegenwartiger Zustand Schweiz)
b. Dezentralisierte Energiegewinnung (zukunftige Trends)
4. Subventionen fir erneuerbare Energien
a. Technologien
b. Zeitspanne
c. Subventionen / Férderung
5. Subventionen fiir fossile Energien
6. Nutzen der bilateralen Vertrage mit der EU
a. Aktueller Stand der Schweiz
b. Nutzen des bilateralen Vertrags zwischen der EU und der Schweiz

Die Resultate des tatsachlichen Benchmarks werden Bestandteil des zweiten Artikels im Jahre 2017 sein. Die
Peer-Group fur den Benchmark stellen dabei europdische Lander dar. Diese werden anhand eines dreistufigen
Verfahrens evaluiert, wobei sich der Vergleich am Ende auf drei ausgewahlite Lander beschranken soll.

18 Swissgrid, 0.J.
19 BFE, 2012, S. 5.
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2.4. VORGEHENSWEISE

Um die Vielfalt der Energiethemen ganzheitlich betrachten und konkrete Erkenntnisse aus einem Benchmark der
Schweiz mit vergleichbaren Landern prasentieren zu kénnen, missen diese Lander zuerst systematisch selektiert
werden. Dies ist Bestandteil des vorliegenden Artikels. Danach erfolgt im Verlauf des Jahres 2016 eine detaillierte
Analyse der drei selektierten Lander zu der Fragestellung: Warum sind diese Lander in spezifischen, nachhalti-
gen Energiebereichen erfolgreich und was kann die Schweiz von ihnen lernen? Das Gesamtprojekt wird im Jahr
2017 mit einer Auflistung von konkreten Empfehlungen fur die Schweiz, welche von den Benchmark-Landern
Ubernommen werden kdnnen, abgeschlossen. Es gliedert sich in die folgenden Schritte:

1. Selektion der zu vergleichenden Lander anhand eines dreistufigen Verfahrens (Bruttoinlandprodukt [BIP] pro
Einwohner, Nutzwertanalyse anhand spezifischer und gewichteter Kriterien, Ausschlussverfahren aufgrund
inhaltlicher Begriindungen).

2. Erforschung / Analyse des Ist-Zustands der Schweiz in den sechs Themenbereichen (siehe Abschnitt 3).
3. Generierung von Erkenntnissen Uber die sechs spezifischen Themen in den ausgewahlten Landern.

4.  Vergleich zwischen der Schweiz und den ausgewahlten Landern in den sechs Themenbereichen.

5.  Herleitung bzw. Formulierung von Stossrichtungen.

6. Einholen von inter- und intradepartementalen (innerhalb der Ziircher Hochschule fir Angewandte Wissen-
schaften [ZHAW]) Inputs zu den erwadhnten Themenbereichen.

7. Verbreitung des generierten Wissens innerhalb und ausserhalb der ZHAW sowie auch an Unternehmen
(z.B. durch Publikationen, Events).

2.5. SELEKTION DER ZU VERGLEICHENDEN LANDER

Fur die Evaluation werden grundsétzlich alle europaischen Lander herbeigezogen. Aufgrund ihrer kleinen Flache
werden die Lander Andorra, Liechtenstein, Malta, Monaco, San Marino und die Vatikanstadt jedoch nicht beriick-
sichtigt. Ebenfalls wird Island ausgeschlossen, da sich seine aussergewohnliche Energiesituation (85% der Pri-
marversorgung stammt aus erneuerbaren Quellen, die Ubrigen 15% (fossile Brennstoffe) werden importiert)
so stark von derjenigen der Schweiz unterscheidet.

Um die Anzahl der verbliebenen 39 européaischen Lander weiter einzugrenzen, werden diese anhand des unten-
stehenden dreistufigen Verfahrens selektiert. Das Ziel ist, LAnder mit &hnlichen Voraussetzungen wie die Schweiz
zu selektieren.
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Abb. 1: Verfahren zur Selektion der europdischen Lander®

Alle 39 européischen Linder

Stufe 1: Selektion anhand des héchsten BIP pro
Einwohner (Abschnitt 5.1)

Stufe 2: Selektion anhand einer Nutzwertanalyse mit
spezifischen und gewichteten Kriterien aus dem Energie-
bereich (Abschnitt 5.2)

Stufe 3: Selektion anhand inhaltlicher Begriindungen
(Abschnitt 5.4)

3 europdische Lander

Die einzelnen Schritte werden in den folgenden Teilabschnitten erlautert.

2.5.1. Selektion der européischen Lander anhand der Wirtschaftskraft

Um einen sinnvollen Vergleich zwischen der Schweiz und européischen Landern durchfiihren zu kénnen, werden
die verbliebenen Lander in einem ersten Schritt anhand ihrer Wirtschaftskraft (BIP pro Einwohner) verglichen und
selektiert.

Somit werden aus den 39 Staaten die 20 Lander evaluiert, welche das hdchste BIP pro Einwohner 2013 (in Euro)
aufweisen. Diese sind in der nachfolgenden Tabelle 1 aufgefihrt, wobei sie nach der Hohe des BIPs pro Einwoh-
ner aufgelistet sind.

20 Eigene Darstellung.
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Tab. 1: Selektion der européischen Lander anhand des BIP pro Einwohner (Euro) im Jahr 201321

BIP pro
- —i Einwohner
1 Luxemburg 82818 €
2 Norwegen 75'239 €
3 Schweiz 60'993 €
4 Dénemark 44'393 €
5 Schweden 43'432 €
[3 Osterreich 36718 €
7 Niederlande 35726 €
8 Finnland 35'347 €
9 Irland 34'216 €
10 Belgien 34'038 €
11 Deutschland 33749 €
12 Frankreich 32'250 €
13 Vereinigtes Kénigreich 29'675 €
14 Italien 26'036 €
15 Spanien 21'863 €
16 Zypern 18'571 €
17 Slowenien 17'067 €
18 Griechenland 16'393 €
19 Portugal 15'546 €
20 Estland 14274 €
21 Tschechische Republik 14'144 €

Die Zahlen zum BIP pro Einwohner stammen aus dem «Global Competitiveness Report 2014-2015».22 Damit in
der gesamten Arbeit eine einheitliche Wahrung angewendet wird, wurden die obenstehenden Zahlen von USD in
Euro umgerechnet. Hierfur wird der jahrliche Durchschnittswechselkurs aus dem Jahr 2013 verwendet (1 USD =
0.75 Euro).2®

2.5.2. Selektion der européischen Lander anhand der Nutzwertanalyse
Aus den 20 europaischen Landern werden in einem zweiten Schritt nun anhand einer Nutzwertanalyse sechs
Lander selektiert (Abschnitte 5.2.1-5.3).

Die Nutzwertanalyse ist ein Verfahren zur Bewertung von Alternativen bei mehreren Zielgrossen und dient der
Entscheidungsfindung bei der Auswahl der Alternativen. Sie versetzt die bewertenden Personen (Autoren) dabei
in die Lage, die Alternativbewertung sowohl unter Beriicksichtigung eines multidimensionalen Zielsystems sowie
auch spezifischer Zielpraferenzen vorzunehmen.?* Hierfir werden zuerst Zielkriterien definiert und danach fur die
Bewertung gewichtet.?®

In der vorliegenden Arbeit wurden 13 spezifische Kriterien aus dem Energiebereich definiert und nach ihrer Rele-
vanz gewichtet. Im nachfolgenden Teilabschnitt werden diese Kriterien in Tabelle 2 aufgezeigt sowie deren Ge-
wichtung erlautert.

2 Schwab, 2014, S. 126-351 und Statista, 2015, eigene Darstellung.
22 Schwab, 2014, S. 126-351.

= Statista, 2015.

24 Gabler Wirtschaftslexikon, 0.J.a.

25 Schulte, 2001, S. 234ff.
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2.5.2.1. Kriterien der Nutzwertanalyse
Tab. 2: Kriterien der Nutzwertanalyse und deren Gewichtung®

Die vier Hauptkiiterien betreffen die

. Primérerzeugung von Energie nach Brennstofftyp pro Kg ROE / Einwohner 35.0%
Themen «Energieerzeugung aus ver- )

. . = Fossile Brennstoffe (1) 5.0%
schiedenen Energiequellen»  (1-8), »  Kemenergie (2) 5.0%
. . . - i L]
«Energieeffizienz» (9) und den «sekt- EmeniearelEnemgient(s) 220
i Primdrerzeugung von erneuerbarer Energie nach Typ pro Kg ROE / Einwohner 35.0%

oralen Energieverbrauch» (10-13). Da i )
) ) ) ] ] ] = Geothemmische Energie (4) 4 5%
sich die Wichtigkeit der verschiedenen *  Windenergie (5) 4 5%
. . . . L i i =1 @
Kriterien unterscheidet, werden diese Hionasselbs callna=abiallel(G) Al
] ) = Folovoltaische Energie (7) 12.0%
durch eine prozentuale Gewichtung = Wasserkraftenergie (8) 90%
priorisiert. Energieintensitat der Wirtschaft (9) 20.0%
Energetischer Endverbrauch pro Sektorin Kg ROE / BIP 10.0%
Bei der Auswahl der Kriterien haben = Energieverbrauch der gewerblichen und &ffentlichen Dienstleistungen (10) 1.0%
sich die Autoren an den in der Energie- 0 EEqErEiE) €2 IR (1) 3 0%
] ) ] = Energieverbrauch des Verkehrs {12} 3.0%
strategie 2050 formulierten Zielvorga- =  Energieverbrauch der Haushalte (13) 3.0%
ben orientiert. Die Gewichtung der vier | Total 100%

Hauptkriterien ist dann durch eine Einschatzung der Autoren erfolgt, somit subjektiv und wurde wie folgt hergelei-
tet:

Das Gesamtprojekt befasst sich besonders mit der Thematik der erneuerbaren Energien. Somit liegt der Fokus
der Gewichtung mit 70% (35% + 35%) auf der Prim&rerzeugung von Energien aus unterschiedlichen Energie-
quellen, wovon 60% (25% + 35%) auf die erneuerbaren Energien fallen. Die in der Energiestrategie 2050 verfass-
te Prioritat, das Stromangebot aus erneuerbaren Energien auszuweiten,?” unterstiitzt diese von den Autoren
vorgenommene Gewichtung.

Die Reduktion des Energieverbrauchs stellt eine weitere Prioritat der Energiestrategie 2050 dar. Dies wird mit den
beiden weiteren Hauptkriterien der Energieintensitat der Wirtschaft (20%) sowie der Entwicklung des sektoralen
Energieverbrauchs (10%) beriicksichtigt.

Die Unterkriterien werden folgendermassen gewichtet:

Die Verteilung der Gewichtung der finf erneuerbaren Energien (Kriterien 4-8) lehnt sich an die in den Energieper-
spektiven 2050 getroffenen Annahmen beziiglich des Zubaupotenzials des erneuerbaren Stroms an. Dabei wer-
den die Bereiche Abwasserreinigungsanlagen [ARA], Kehrichtverbrennungsanlagen [KVA] und Biomassen zu-
sammengelegt sowie die Wasserkraft inkl. Speicher gezéhlt (vgl. Tab. 3).

Gemass den Energieperspektiven 2050 (Stand August 2012) liegt das geschatzte nachhaltig nutzbare Potential
des erneuerbaren Stroms bis 2050 in der Schweiz bei 24.22 Terawattstunden [TWh]. Dieses setzt sich aus fol-
genden Energietragern zusammen:28

e Wind: 4.26 TWh

e Geothermie: 4.39 TWh

e ARA (0.30 TWh), KVA (1.33 TWh) und Biogas (1.58 TWh): 3.21 TWh
e Biomasse: 1.24 TWh

e Fotovoltaik: 11.12 TWh

Bei der Gross- und Kleinwasserkraft liegt das Zubaupotenzial bei 3.20 TWh (mit Speicher 8.62 TWh).

% Ejgene Darstellung.
27 BFE, 2012, S. 4.
28 BFE, 2012, S. 27.
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Potential der

Tab. 3: Gewichtung der Unterkriterien Primarerzeugung von erneuerbaren Energien nach Typ?

Emeuerbarer Energietriger Energlestrategie 2050 Gewichtung Gewichtung gerundet
Wind 4.26 TWh 4.54% 4.50%
Geothermie 4.39 TWh 4.68% 4.50%
ARA, KV, Biogas, Biomasse 4.45 TWh 4.74% 5.00%
Wasser (inkl. Speicher) 8.62 TWh 9.19% 9.00%
Fotovoltaik 11.12 TWh 11.85% 12.00%
Total 32.84 TWh 35.00% 35.00%

Die Autoren sind sich bewusst, dass es sich bei den Unterkriterien 4-8 um die gesamte Energieerzeugung aus
erneuerbaren Energiequellen und bei den in der Energiestrategie 2050 getroffenen Annahmen um den Zubau von
Stromproduktion handelt. Dennoch erachten diese den angewandten Verteilungsschliissel als geeignet.

Bei den Kriterien 1-3 wird der Fokus der Gewichtung aufgrund der Hauptthematik des Gesamtprojektes klar auf
die erneuerbaren Energien gelegt, wobei dieser angelehnt an die Energiestrategie 2050 subjektiv durch die Auto-
ren festgesetzt worden ist.

Beim sektoralen Energieverbrauch wurde zuerst der Anteil pro Sektor am totalen Energieverbrauch berechnet.
Dies hat aufgezeigt, dass der Anteil des Dienstleistungssektors am wenigsten ins Gewicht fallt sowie dessen
Entwicklung Uber die Jahre 2005-2013 sich kaum veréndert hat. Somit wurden die Sektoren Industrie, Verkehr
und Haushalte mit jeweils 3% gewertet und der sektorale Energieverbrauch im Bereich der gewerblichen und
offentlichen Dienstleistungen mit 1%.

2.5.2.2. Methodische Vorgehensweise

Bei der Analyse der Lander wird ein deskriptiver Forschungsansatz verfolgt. Dabei zielt die deskriptive Analyse
generell auf die Darstellung genauer Personen-, Geschehnis- oder Situationsprofile ab. Dabei wird das Auftreten
von Haufigkeiten ermittelt und bestimmte Charakteristiken eines Phanomens werden beschrieben, wobei ein
klares Verstandnis des Phanomens bereits vor der Datensammlung vorhanden sein muss.3°

Bei dieser Studie werden anhand bereits existierender Energiedaten aus den Eurostat-Statistiken die Situations-
profile der einzelnen Lander in Tabellen und Graphiken aufgezeigt. Mit Situationsprofil ist gemeint, dass anhand
dieser Daten aufgezeigt werden kann, wie viel Energie (Menge) ein Land erzeugt (pro Energietrager) bzw. ver-
braucht (pro Sektor) oder wie effizient es seine Energie einsetzt. Bei den jeweiligen Mengenangaben handelt es
sich dabei um absolute Zahlen aus den Jahren 2005-2013. Um die Grdssenunterschiede der Lander zu beriick-
sichtigen, werden bei den Kriterien 1-8 die Mengen von «1‘000 Tonnen Rohéleinheiten [ROE]» in «kg ROE pro
Einwohner» umgerechnet. Bei Kriterium 9 wird die Mengenangabe von «kg ROE pro 1°‘000 EUR» direkt von Eu-
rostat Ubernommen. Bei den Kriterien 10-13 werden die Mengen ebenfalls von «1°‘000 Tonnen ROE» in «kg ROE

Kg ROE prDEinwohner)

pro Einwohner» umgerechnet, wobei diese noch in Relation zum BIP gesetzt werden g progimwonner

Fir die Analyse der 20 européischen Lander werden die einzelnen L&nderdaten pro Kriterium miteinander vergli-
chen und bewertet.

Fir die Auswertung werden pro Kriterium die Daten aller Lander in Excel-Tabellen aufbereitet. Auf Basis dieser
Tabellen (ca. 300 Datenserien) hat Dr. Simon Rentzmann, Dozent an der ZHAW fur Statistik und Methodik, ver-
schiedene Graphiken generiert, welche die Auswertung und Evaluation unterstitzen.

Zum besseren Verstandnis wird die Vorgehensweise anhand des Beispiels «Erzeugung von geothermischer
Energie» jeweils in kursiver Schrift erlautert.

2 BFE, 2012, S.27, eigene Darstellung.
30 Saunders et al., 2003, S. 97f. und Fantapié Altobelli, 2007, S. 25.
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Bei der Auswertung und Bewertung wird wie folgt vorgegangen:

Auswertung:

1.

Den einzelnen Landern wird pro Jahr aufgrund ihrer Daten ein Rang (1-20) zugeordnet, wobei 1 den
besten und 20 den schlechtesten Rang darstellt. Bei den Rangen handelt es sich dabei um eine ordinale
Merkmalsausprégung. Die Ordinalskala ordnet die Untersuchungsobjekte nach ihrem Rang, wobei aber
keine Aussage Uber das Ausmass der quantitativen Unterschiede zwischen zwei Radngen gemacht wer-
den kann.3!

e Kriterien 1-2 (Energiegewinnung): Je weniger fossile bzw. Kernenergie ein Land erzeugt, desto bes-
ser ist dessen Rang.

e Kiriterien 3-8 (Energiegewinnung): Je mehr erneuerbare Energie ein Land erzeugt, desto besser ist
dessen Rang.

e Kriterium 9 (Energieintensitat der Wirtschaft): Je effizienter ein Land seine Energie verbraucht, desto
tiefer ist der Wert der Daten und somit desto besser der Rang des Landes.

e Kriterien 10-13 (Sektoraler Energieverbrauch): Je weniger ein Land an Energie verbraucht, desto
besser ist dessen Rang.

Bei den Kriterien 1-8 handelt es sich um die in einem Land erzeugte Menge Energie eines Primarenergietra-
gers.32 Somit sind weder die Import- noch die Exportstrome darin enthalten. So kann es vorkommen, dass ein
Land seinen Energieverbrauch zwar hauptsachlich Uber erneuerbare Energien deckt, aber trotzdem hohe
Mengen an fossiler Energie oder Kernenergie fir den Export erzeugt (vgl. Norwegen mit seiner Olgewinnung).
Da der Export fossiler Energien den CO2-Ausstoss in den importierenden Landern erhoht, wirkt sich dieser
beim Kriterium 1 negativ auf den Rang der Exportlander aus. Da zum aktuellen Zeitpunkt die fossile bzw.
Kernenergie fir eine reibungslose Energieversorgung immer noch notwendig sind, werden diese Lander den-
noch besser bewertet als solche, die die beiden Energietrager gar nicht erzeugen.

= Das Ranking misst dabei das relative Abschneiden der einzelnen Lander. Erlangt also ein Land
einen héheren Rang, sprich hat dieses gute energiepolitische Ergebnisse erzielt, hat das zur
Folge, dass ein anderes Land einen Rang abgestuft wird.

Lander, welche Uber alle neun Jahre konstant den gleichen Rang aufweisen, werden diesem dement-
sprechend zugeordnet.

Bei der Erzeugung von geothermischer Energie (vgl. Abb. 2.) konnte Italien konstant seinen Rang halten.33

3.

Bei Landern, bei welchen die Range Uber die neun Jahre schwanken, werden folgende Schritte ange-
wandt:

a. Berechnung des Durchschnittsrangs

e Lander, die erst zu einem spéteren Zeitpunkt als 2005 begonnen haben einen Energietyp zu pro-
duzieren, werden fiur die Berechnung des Durchschnittsrangs in den vorherigen Jahren mit dem
schlechtesten Rang versehen. Dieser ist abhangig davon, wie viele Lander diesen Energietyp
produzieren.

Im Falle der Erzeugung von geothermischer Energie sind die Lander Deutschland, Niederlande, Slowenien

und Zypern betroffen, wobei 11 der schlechteste Rang ist (vgl. Abb. 2 und Tab. 4).34

Gabler Wirtschaftslexikon, 0.J.b.

Priméarenergie: Energie, die aus Primarenergietragern erzeugt wird. Diese kommen in der Natur vor und sind noch keiner Umwandlung unter-
zogen worden, unabhéngig davon, ob sie in dieser Rohform direkt verwendbar sind oder nicht. Dazu gehéren z.B. Rohdl, Holz, Kohle, Erdgas,
Wasser- und Windkraft etc. In der Statistik fallt die mithilfe der Kernenergie erzeugte Reaktorwérme sowie der energetisch genutzte Mull und
Industrieabfall ebenfalls darunter (BFE, 2014).

Eigene Interpretation.
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b. Betrachtung der Entwicklung der Range
e Positiv = Richtung Rang 1 (-1 Rang = Aufstufung)
¢ Negativ = Richtung Rang 20 (+1 Rang = Abstufung)
e Unbestandig = schwankend Richtung Rang 1 und Rang 20 (keine Rang-Auf- bzw. -Abstufung)

Die Niederlande, Slowenien und Zypern konnten in der Zeit von 2005-2013 hdhere Range erlangen und
mussten in keinem Jahr einen Rang einbissen. Somit werden diese Lander um jeweils einen Rang aufge-
stuft. Portugal wurde 2011 von seinem bis dahin konstanten zweiten Platz auf Rang 3 herabgestuft. Ebenso
mussten Osterreich, Frankreich und Griechenland in diesen neun Jahren Réange einbissen. Somit werden
diese Lander einen Rang abgestuft (vgl. Abb. 2 und Tab. 4). Bei Danemark und Deutschland war die Ent-
wicklung schwankend, was allerdings nicht aus Abbildung 2 ersichtlich wird. In diesem Fall wurden die Da-
ten in den Excel-Tabellen fiir diese Auswertung herbeigezogen.3®

c. Vergleich zwischen den Réngen der Produktions- bzw. Verbrauchermenge pro Einwohner mit den
Réangen beim prozentualen Anteil am Total (Energieproduktion und -verbrauch) (ausser bei Kriteri-
um 9):

e Kriterien 1+2: Je tiefer sich ein Land auf den beiden Achsen befindet, desto besser ist sein Rang
und somit seine Bewertung. Das heisst, je weniger fossile bzw. Kernenergie ein Land erzeugt und
je geringer der prozentuale Anteil dieser Energietrdger an der gesamten Energieerzeugung ist,
desto besser ist die Bewertung. Dem Rang beim prozentualen Anteil am Total wird dabei mehr
Relevanz zugeteilt.

e Kriterien 3-8 / 10-13: Je hoher sich ein Land auf den beiden Achsen befindet, desto besser ist
sein Rang und somit seine Bewertung. Das heisst, je mehr erneuerbare Energien ein Land er-
zeugt und je hoher der prozentuale Anteil dieser Energietrdger an der gesamten Energieerzeu-
gung ist, desto besser ist die Bewertung. Dem Rang bei der Produktions- bzw. Verbrauchermenge
pro Einwohner in absoluten Zahlen wird dabei mehr Relevanz zugesprochen.

Von den schwankenden Landern erzielt Slowenien hierbei den besten Platz, direkt gefolgt von Portugal.
Dies liegt daran, dass Slowenien bei der Rangfolge sowohl bei der Menge geothermisch erzeugter Energie
als auch beim prozentualen Anteil der geothermischen Energie an der gesamten im Land erzeugten Energie
die beste Entwicklung und somit das beste Resultat aufweist. Das hat allerdings nicht zwangslaufig zu be-
deuten, dass das Land auch die grosste Menge an Geothermie erzeugt, sondern nur, dass das Land in
diesem Bereich die beste Entwicklung verzeichnete (vgl. Abb. 3).3¢

d. Lé&nder, die in der Gesamterzeugungsmenge pro Typ einen Wert von 0 aufweisen, werden nicht be-
wertet, d.h. Bewertung = 0.

Estland, Finnland, Irland, Luxemburg, Norwegen, Schweden sowie die Tschechische Republik erzeugten in den
Jahren 2005 - 2013 keine geothermische Energie, weshalb sie mit 0 bewertet werden (vgl. Abb. 2).%7

e. Lander, die zwar bei der Produktionsmenge eines Energietyps pro Einwohner einen Wert von 0
aufweisen, jedoch in der gesamten Produktion Energie desselben Typs erzeugt haben, werden
trotzdem in die Bewertung miteinbezogen und alle mit dem schlechtesten Rang versehen. Dieser ist
abhangig davon, wie viele Lander diesen Energietyp produzieren.

34 Eigene Interpretation.
3 Eigene Interpretation.
36 Eigene Interpretation.
37 Eigene Interpretation.
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Belgien, Spanien und das Vereinigte Kdnigreich weisen bei der Erzeugung von geothermischer Energie pro Ein-
wohner zwar in allen neun Jahren einen Wert von 0 auf. Begutachtet man jedoch die gesamte erzeugte Menge
geothermischer Energie dieser Lander und nicht nur die Menge pro Einwohner, kann festgestellt werden, dass
diese Energieart in diesen Landern dennoch in relativ kleinen Mengen erzeugt wird (vgl. Abb. 2 und Abb. 3).
Somit werden diese drei Lander mit dem schlechtesten Rang, hier Rang 11, bewertet.38

. . . Abb. 3: Geothermische Energie: Entwicklung der Rangfolge der absoluten
Abb. 2: Rangfolge Gewinnung von geothermischer Energie pro kg ROE / Produktionsmenge vs. Entwicklung der Rangfolge des prozentua-

Einwohner von 2005-2013% len Anteils an der gesamten Energieerzeugung im Land®®

Primarerzeugung durch geothermische Energie pro Kg ROE / Einwohner Geothermische Energie: Entwicklung der Rangfolge der absoluten Produktionsmenge
vs. Entwicklung der Rangfolge des prozentualen Anteils am Total
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Tab. 4: Zuteilung der Rangfolge der schwankenden Lander bei geothermischer Energie*®

: Vergleich Entwicklung Ran
Land & — Rang EE?;:SET%SSEQ ab sgluter Zahlen vs_g . Rangfolge
Entwicklung Rang %-Anteil
Portugal 2.22 | Megativ (+1) 2 (-0.8) 2.42 2
Osterreich 3.44 | Negativ (+1) 3 (-0.7) 3.74 3
Frankreich 4.44 | Negativ (+1) 4 (-0.6) 4.84 4
Slowenien 6.88 | Positiv -1) 1 (-0.9) 4.98 5
Griechenland 5.55 | Negativ (+1) 7 (-0.3) 6.25 6
Danemark 833 | Unbestindig (+/-0) 2] (-0.1) 8.23 7
Zypern 10.00 | Positiv 1) 5 (-0.5) 8.50 8
Deutschland 10.00 | Unbestandig (+-0) 8 (-0.2) 9.80 je]
Niederlande 11.33 | Positiv -1) 6 (-0.4) 993 | 10

f. Bei Kriterium 2 wird zudem die Situation der Kernenergie in den jeweiligen Landern in die Bewer-
tung miteinbezogen.

¢ Positiv = Atomausstieg (-1 Rang = Aufstufung)

¢ Negativ = Planung von neuen Reaktoren oder sich bereits im Bau befindliche Reaktoren (+1 Rang
= Abstufung)

o Neutral = derzeit kein Ausbau (keine Rang-Auf- bzw. -Abstufung)

Bewertung:

1. Auflistung der 20 Lander (Rang 1-20)

2. Zuteilung der Bewertung (20-1)

3. Multiplikation der Gewichtung mit der Bewertung

Tabellen 5 und 6 veranschaulichen die beschriebene Vorgehensweise bei der Bewertung anhand des Bei-
spiels der Primarerzeugung von geothermischer Energie.

38 Eigene Interpretation.

39 Eurostat, 2015a und Eurostat, 2015b. Darstellung: Dr. Simon Rentzmann.
0 Eurostat, 2015a und Eurostat, 2015b. Darstellung: Dr. Simon Rentzmann.
41 Eigene Darstellung.
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Tab. 5: Auswertung Primarerzeugung geothermischer Energie pro kg ROE / Einwohner**

Rang Land Gewicht Bewertung Ergebnis
1 Italien 0.045 20 0.900
2 Portugal 0.045 19 0.855
3 Osterreich 0.045 18 0.810
4 Frankreich 0.045 17 0.765
5 Slowenien 0.045 16 0.720
6 Griechenland 0.045 15 0.675
7 Dénemark 0.045 14 0.630
8 Zypern 0.045 13 0.585
9 Deutschland 0.045 12 0.540
10 Niederlande 0.045 1 0.495
11 Belgien 0.045 10 0.450
11 Spanien 0.045 10 0.450
11 Vereinigtes Kdénigreich 0.045 10 0.450

Tab. 6: Gewichtung geothermischer Energie*?

Kriterien Gewichtung
Primérerzeugung von erneuerbarer Energie nach Typ pro Kg ROE / Einwohner 35.0%
= Geothermische Energie (4) 4.5%
" Windenergie (5) 4.5%
= Biomasse & Siedlungsabfalle (6) 5.0%
=  Fotovoltaische Energie (7) 12.0%
= \Wasserkraftenergie (8) 9.0%

In einem letzten Schritt werden dann die Ergebnisse pro Land und Kriterium in einer Tabelle aufgefiihrt und
summiert. Die sechs Lander mit der hochsten Punktzahl werden weiter fur den Benchmark in Betracht gezogen
und in der dritten Stufe evaluiert.

2.5.3. Ergebnisse der Nutzwertanalyse
Die Ergebnisse der einzelnen Auswertungen werden nun in einer zweidimensionalen Matrix erfasst, wobei auf der
vertikalen Ebene die Lander und auf der horizontalen die 13 Kriterien aufgelistet sind (vgl. Tabelle 7).

Die Resultate sind durch das von den Autoren entwickelte Verfahren induziert und sowohl durch subjektive (Aus-
wahl und Gewichtung der Kriterien) als auch objektive (Daten aus Eurostat-Statistik) Faktoren beeinflusst worden.

Die aus dieser Vorgehensweise resultierenden Ergebnisse sorgen zum Teil fir gewisse Uberraschungen.

Die skandinavischen Lander gelten oft als Vorreiter im Bereich der erneuerbaren Energien.*?> Auch Deutschland
wurde mit seiner doppelten Energiewende lange als solcher betrachtet.*> Des Weiteren sind es diese Lander,
welche im Bereich des geringen Energieverbrauchs im Verkehrssektor sehr weit sind.

Dennoch werden Schweden und Norwegen auf der Gesamtebene von Osterreich iibertroffen. Osterreich nimmt
v.a. einen vorderen Platz bei der gesamten Erzeugung von erneuerbaren Energien ein. Es liegt mit seinem vier-
ten Platz direkt hinter den nordischen Landern Norwegen, Schweden und Finnland. Auch bei der Betrachtung der
einzelnen erneuerbaren Energietrager liegt Osterreich haufig auf den vorderen Platzen, so z.B. bei der Primarer-
zeugung von Energie durch Geothermie, Biomasse und Wasserkraft.

42 Stute, 2014, S. 46f.
43 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 9.
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Auch ltalien, welches im Bereich der gesamten erneuerbaren Energien zwar nicht an der Spitze ist, schafft es in
der Gesamtbeurteilung auf Rang 5 und liegt noch vor Schweden, dies u.a. aufgrund der guten Rankings bei der
Priméarerzeugung von Geothermie und Fotovoltaik sowie bei der Energieintensitat der Wirtschatft.

Somit werden Danemark, Deutschland, Osterreich, Norwegen, Italien und Schweden — basierend auf den analy-
sierten Zahlen — als die sechs Top-Lander in Europa identifiziert.

Tab. 7: Auswertung und Selektion der sechs europaischen Lander*

@ = im c
2 2 o 5 e = B &
a5 = =3 =2 @5 fud = S 2 = =
=2 @ oo £ w @ =- @ = = = =
wn = w D £ [ = = o W v =
0 C o Se o =z z = = - S = [
o c = T - = E = = = = = o =
g @ cwm 5 E= m £ o c - e
Kriterium m ¥ @ m o = 2 o
@ (o] i} =]
Danemark 0.400| 0.000| 3.750 | 0.630 | 0.900| 0.950|1.320| 0.270| 3.800 | 0.190 | 0.600 | 0.570 | 0.390 | 13.770
Deutschland 0.600 | 1.000 | 3.000 | 0.540 | 0.675 | 0.900 | 2.400 | 0.900 | 2.600 | 0.060 | 0.270 | 0.510 | 0.180 | 13.635
Osterreich 0.750 | 0.000 | 4.250 | 0.810 | 0.630 | 0.400 | 1.080 | 1.620 | 3.000 | 0.140 | 0.210 | 0.270 | 0.240 | 13.400
Monwvegen 0.250 | 0.000 | 5.000 | 0.000 | 0.540 | 0.450 | 0.000 | 1.800 | 3.400 | 0.200 | 0.390 | 0.600 | 0.600 | 13.230
ltalien 0.900 | 0.000 | 2.500 | 0.900 | 0.315| 0.600 | 2.040 | 1.170| 3.200 | 0.130 | 0.360 | 0.390 | 0.330 | 12.835
Schweden 1.000 | 0.650 | 4.750 | 0.000 | 0.720 | 0.300 | 0.600 | 1.710 | 1.800 | 0.100 | 0.150 | 0.540 | 0.360 | 12.680
Spanien 0.950 | 0.900 | 2.250 | 0.450 | 0.855| 0.200 | 2.160 | 1.080 | 2.400 | 0.160 | 0.300 | 0.240 | 0.540 | 12.485
Frankreich 0.550 | 0.600 | 2.750 | 0.765 | 0.270| 0.750 | 1.440| 1.350 | 2.200 | 0.120 | 0.480 | 0.420 | 0.270 | 11.965
Portugal 0.000| 0.000| 3.500 | 0.855 | 0.765| 0.350 | 1.560 | 1.260 | 1.400 | 0.110 | 0.240 | 0.180 | 0.480 | 10.700
Finnland 0.800| 0.700 | 4.500 | 0.000 | 0.135| 0.800 | 0.600 | 1.530 | 0.800 | 0.030 | 0.030 | 0.450 | 0.120 | 10.495
Slowenien 0.700 | 0.850 | 3.250 | 0.720 | 0.045| 0.250 | 1.200 | 1.440 | 0.600 | 0.050 | 0.120 | 0.120 | 0.090 | 9.435
Griechenland 0.650 | 0.000 | 1.250 | 0.675 | 0.585| 0.700 | 1.800 | 0.990 | 1.600 | 0.150 | 0.420 | 0.210 | 0.210 | 9.240
Ifand 0.850 | 0.000 | 0.750 | 0.000 | 0.810| 0.650 | 0.000 | 0.630 | 4.000| 0.180 | 0.540 | 0.330 | 0.450 | 9.190
Vereinigtes Konigreich | 0.500 | 0.950 | 0.250 | 0.450 | 0.495 | 0.100| 0.840 | 0.540 | 3.600 | 0.170 | 0.510 | 0.360 | 0.300 | 9.065
Luxemburg 0.000| 0.000 | 1.000 | 0.000 | 0.225| 0.550 | 2.280 | 0.720 | 2.800 | 0.090 | 0.450 | 0.030 | 0.570 | 8.715
Belgien 0.000| 0.800| 1.730 | 0.450 | 0.360 | 1.000| 1.920 | 0.450|1.200| 0.070 | 0.180 | 0.300 | 0.130 | 8.630
Miederlande 0.300 | 0.550| 1.500 | 0.495 | 0.450 | 0.500| 0.720 | 0.270 | 2.000 | 0.040 | 0.330 | 0.480 | 0.510 | 8.145
Tschechische Republik | 0.450 | 0.750 | 2.000 | 0.000 | 0.090 | 0.150 | 1.680 | 0.810 | 0.400 | 0.020 | 0.060 | 0.150 | 0.060 | 6.620
Estland 0.350 | 0.000 | 4.000 | 0.000 | 0.405| 0.850 | 0.000 | 0.360 | 0.200 | 0.010 | 0.090 | 0.090 | 0.030 | 6.385
Zypem 0.000 | 0.000 | 0.500 | 0.585 | 0.180 | 0.050 | 0.960 | 0.000 | 1.000 | 0.080 | 0.570 | 0.060 | 0.420 | 4.405

2.5.4. Selektion der europdischen Lander anhand inhaltlicher Begriindungen

Fir die endglltige Wahl der drei Benchmark-Lander wird die Studie des Handelsblatt-Research-Institutes “Neue
Impulse fiir die Energiewende” aus dem Friihjahr 2014 herbeigezogen.*® Der Ansatz dieser Studie ist wie die
vorliegende Studie technologieneutral und orientierte sich am energiepolitischen Zieldreieck Umweltvertraglich-
keit, Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit. Fir deren Analyse wurden ausschliesslich Daten von der In-
ternational Energy Agency [IEA], der Weltbank, der OECD sowie von Enerdata verwendet, welche ebenfalls (wie
die in der vorliegenden Studie) nach der Meinung der Autoren transparent und vertrauensvoll sind. Somit kénnen
die von der Handelsblatt-Studie resultierenden Landeranalysen als Grundlage fur die Beschreibung der energie-
politischen Themen von den hier evaluierten sechs Landern genutzt werden.

2.5.4.1. Déanemark

In Dédnemark hat der Staat traditionell eine tberragende Rolle und wird allgemein akzeptiert. So gibt es auch
keine grossen Diskussionen uber die energiepolitische Zukunft. Trotz der hohen Strompreise fir die Haushalte
steht die Uberwiegende Mehrheit der Bevolkerung hinter den Energiezielen. Auch die dénische Wirtschaft steht
der Energiewende generell positiv gegenuber. Dies liegt u.a. daran, dass viele grosse danische Unternehmen
friihzeitig ihre eigenen Windkraftanlagen installiert haben und als Produzenten von erneuerbaren Energien von
der Abkehr von den fossilen Brennstoffen profitieren. Allerdings fiihlen sich Birger mit eigens produziertem Strom
z. T. ungerecht behandelt, da ein neues Gesetz den zwischenzeitlichen Minisolarboom beendet sowie den Bau

4 Eigene Darstellung.
4 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014.
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von Burgerwindparks und Kleinwindanlagen erschwert hat. Somit kommt es vor, dass die danische Energiewende
als eine «Energiewende von obenx» bezeichnet wird.46

Die fossilen Energietrager nehmen im Land noch einen wesentlich grésseren Anteil an der genutzten Energie ein
als in seinen nordischen Nachbarn. Dies liegt jedoch an seinen schlechteren topologischen Voraussetzungen,
welche die Energieerzeugung aus Wasserkraft kaum mdoglich machen, sowie am Verzicht auf Kernenergie. Fast
75% des Primarenergieaufkommens und 50% der Stromerzeugung stammen aus fossilen Energietréagern. Die in
Danemark bereits friih eingeleitete Energiewende hat allerdings dazu gefiuihrt, dass der Strombezug des Landes
aus erneuerbaren Energien aktuell bei mehr als 50% liegt. Danemark verfiigt, im Vergleich mit den in der Han-
delsblatt-Studie untersuchten Léandern weltweit, Uber die grosste installierte Windenergiekapazitat pro Einwohner
sowie Uber eine der héchsten Eigenversorgungsquoten beim Energieverbrauch. In der heutigen Zeit erzeugen die
Windkraftanlagen ein knappes Drittel des Stroms. Bis 2050 ist eine Erh6hung auf 50% geplant.*”

Danemark hat sich der EU gegeniiber verpflichtet, seine Treibhausgasemissionen bis 2020 um 20% seit dem
Basisjahr 2005 zu senken. Das Land hat sich selbst aber noch hohere Ziele gesetzt. In den Bereichen Kraftwer-
ke, Heizungen und Autos will Danemark bis im Jahr 2050 vollstandig auf fossile Brennstoffe verzichten. Um dies
zu erreichen, hat die vorherige Regierung u.a. festgelegt, dass in neuen Hausern nur noch mit Fernwarme,
Holzpellets oder Warmepumpen geheizt werden darf. Ab 2016 miissen auch &ltere Hauser auf Ol- und Gashei-
zungen verzichten, sofern diese an das Fernwarmenetz angeschlossen werden kénnen. Der Bau neuer Kohle-
kraftwerke wird ebenfalls untersagt.® Zudem werden die Kraftwerke von Kohle auf Biomasse umgestellt.*°

Die erneuerbaren Energien werden auch in Danemark via Einspeisevergutung und Umlage auf den Strompreis
subventioniert. Die Férderpolitik in Danemark hat aber, im Gegensatz zu anderen Landern, nie so hohe Renditen
ermoglicht, dass ein unkontrollierter Boom bei der Installation von Fotovoltaik-Anlagen aufkam.5°

2.5.4.2. Deutschland

Deutschland gehort zu den wenigen Landern, die sich eine doppelte Energiewende®! vorgenommen haben. Auf
politischer Ebene wurde diese von einer breiten Mehrheit getragen und hatte international grosse Beachtung
gefunden. Das unter der Regierung Schrdder eingefiihrte Erneuerbare-Energien-Gesetz [EEG] wurde jahrelang
als Erfolgsmodell gefeiert und international kopiert. Mit dem Aufbau einer emissionsfreien Energieversorgung
wollte Deutschland zum weltweiten Vorreiter umweltfreundlicher Energietechnologien werden. In den vergange-
nen drei bis vier Jahren ist allerdings Kritik laut geworden, dass aufgrund des raschen Ausbaus der erneuerbaren
Energien die industriepolitischen Ziele verfehlt worden und die umweltpolitischen geféhrdet seien. Die Fotovoltaik
wurde in hohem Masse subventioniert. Dennoch kdnnen viele der subventionierten Unternehmen preislich nicht
mit der internationalen Konkurrenz mithalten. Die etablierten Energiekonzerne befinden sich aufgrund des EEG
und des Atomausstiegs in einer Krise. Die aufgrund der steigenden EEG-Umlage steigenden Strompreise stos-
sen bei der Bevdlkerung sowie der Wirtschaft auf Widerstand. Die Grosshandelspreise werden aufgrund des
Uberangebots an Wind- und Solarenergie gedriickt, wodurch es zu verlustreichen Stromexporten kommt. Da der
Betrieb von modernen Gaskraftwerken in Deutschland immer weniger rentiert, steigt zudem der Anteil der Braun-
kohle an der Stromerzeugung.>?

Die aktuelle Bundesregierung mdchte dem nun mit einer Korrektur der Energiewende gegensteuern und den
Ausbau der Biomasse-, Wind- und Solaranlagen einschrénken, die Fordersatze fur Neuanlagen kiirzen sowie
grossere Anlagebetreiber dazu verpflichten, ihren Strom selber zu vermarkten.53

46 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 56ff.

47 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 56ff.

48 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 56ff.

4 Nyheder, 2016.

50 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 56ff.

51 Doppelte Energiewende: Reduktion fossiler Energietrager zugunsten erneuerbarer Energietrager als Moglichkeit zur Reduktion der Treibhaus-

gas-Emissionen bei gleichzeitigem Ausstieg aus der Kernenergie (Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 15).

52 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 14ff.

53 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 14ff.
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Die deutsche Energiepolitik strebt weniger eine abgestimmte EU-Energiepolitik an und wird mit ihrer eher nationa-
len Ausrichtung als Sonderweg bezeichnet. Dies zeichnet sich auch mit dem national ausgelegten EEG ab, wel-
ches die Wirksamkeit des EU-Emissionshandelssystems unterminiert.>*

2.5.4.3. ltalien

Italien hat bereits 1987 als erste Industrienation den Atomausstieg beschlossen und alle drei Kernkraftwerke bis
1990 stillgelegt. Seit diesem Zeitpunkt importiert das Land einen hohen Anteil seiner Energie aus dem Ausland,
v.a. grosse Mengen Kernenergie. Dies flhrt zu einer hohen Importabhangigkeit. 1999 wurde in Italien eine Ver-
ordnung erlassen, welche die Stromproduzenten dazu auffordert, einen bestimmten Anteil des Stroms aus erneu-
erbaren Energien zu erzeugen. Dieser kann allerdings auch durch den Kauf von sogenannten griinen Zertifikaten
gedeckt werden. Der grosste Teil der in ltalien erzeugten erneuerbaren Energien stammt aus der Wasserkraft.
Durch die grossziigige staatliche Forderung ist die Menge der produzierten Fotovoltaik ebenfalls stark gestie-
gen.%

Diese Fordersatze sinken jedoch seit 2011. Im Jahr 2012 stammten in Italien immer noch 70% des im Lande
produzierten Stroms aus fossilen Energietrdgern. Die von ihnen selbst gesteckten Energieziele bis 2020 hat Ita-
lien schon fast alle erreicht, so z.B. die Reduktion des CO2-Ausstosses um 13% bezogen auf das Basisjahr
2007.5¢

Die italienische Regierung akzeptiert zwar den Vorstoss bezlglich der erneuerbaren Energien, jedoch gibt es
aufgrund der hohen Strompreise immer mehr Kritik. Des Weiteren steht keine neue Energiewende, welche ber
die bisherigen Plane hinausgeht, zur Diskussion.5”

2.5.4.4. Norwegen

Die energiepolitischen Ziele der norwegischen Regierung werden sowohl von der Wirtschaft als auch der Gesell-
schaft mitgetragen, dies u.a. weil sie sich Wettbewerbsvorteile z.B. beim Bau von Offshore-Windanlagen verspre-
chen.%8

Eine der grossten Starken Norwegens ist die Energieversorgungssicherheit. Die Stromversorgung des Landes
besteht zu fast 100% aus erneuerbaren Energien, wobei 95% davon mit Wasserkraft erzeugt wird. Diese ist meis-
tens flexibel verfiigbar und sichert niedrige Preise. Im Vergleich zu anderen Landern weist Norwegen sehr niedri-
ge Strompreise fur Industrie- und Haushaltskunden auf. Hingegen sind die Benzin- und Dieselpreise trotz des
Olreichtums hoch, was eine Folge der norwegischen Klimapolitik ist.5°

Der Energieverbrauch des Landes wird allerdings immer noch zu fast 50% uber fossile Brennstoffe gedeckt (vor-
wiegend Transport), was dazu fiihrt, dass das Land innerhalb Europas zu den Landern mit den hdchsten CO2-
Emissionen je Einwohner zahlt. Mitte 2012 verabschiedete Norwegen jedoch ein sogenanntes Weissbuch zur
Klimapolitik, welches als Hauptziel die Reduktion der CO2-Emissionen bis 2020 um 30% (gegeniiber 1990) und
bis 2050 sogar die CO2-Neutralitéat definiert. Zudem soll mit Hilfe eines Klima- und Energiefonds die Entwicklung
neuer umweltschonender Industrien gefordert werden.®°

Energiesparen und Energieeffizienz werden in Norwegen allerdings nur in geringem Masse thematisiert, da Ener-
gie falschlicherweise oft mit Strom gleichgesetzt wird, dieser reichlich vorhanden ist und die Endverbraucherprei-
se relativ niedrig sind. Die Klimaziele der norwegischen Regierung werden als durchaus ambitioniert betrachtet.5?

14ff.
71ff.
71ff.
71ff.
84ff.
84ff.
84ff.
84ff.

54 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
5 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
5 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
57 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
58 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
5 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
80 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
61 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014,
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2.5.4.5. Osterreich

Die energie- und klimapolitischen Ziele der Regierung sind in der dsterreichischen Gesellschaft unumstritten. Dies
liegt u.a. daran, dass sich die Stromkosten fiir die Haushalte sowie die Industrie im européischen Mittelfeld befin-
den.6?

Osterreich hat ambitionierte Klimaziele, welche in der jingsten Vergangenheit allerdings nicht immer erreicht
worden sind, vor allem nicht in den Bereichen Gebaudesanierung, Mobilitdt und Emissionshandel. Im Jahr 2012
musste das Land CO2-Zertifikate im Wert von 600 Mio. Euro zukaufen, damit es seine EU-Auflagen erfillen konn-
te. Die Ubermassige Zuteilung von CO2-Zertifikaten an die Industrie und die Elektrizitatswirtschaft haben fir diese
wenige Anreize geschaffen, in den Klimaschutz zu investieren.53

Das Umweltministerium hat sich allerdings zum Ziel gesetzt, Osterreich wieder zum Umwelt-Vorreiter in Europa
zu machen. Es mochte zudem das Potential fir die dsterreichischen Umwelttechnologien verstarkt im Aussen-
handel nutzen.%*

In Osterreich konnten im Jahr 2013 bereits 67% des Stroms aus erneuerbaren Energien gewonnen werden. Die
Wasserkraft (inkl. Kleinwasserkraft) hatte mit 51.8% den hdchsten Anteil. Die Stromproduktion aus Windkraft,
Fotovoltaik und Geothermie machten zusammen nur 4.1% aus.®® Osterreich verzeichnet ebenfalls einen hohen
Effizienzgrad bei der Energieerzeugung. Zudem verzichtete Osterreich schon friihzeitig auf Kernenergie.®®

Seit 2013 gelten fiir Osterreich die EU-Ziele. Dabei soll das Land bis 2020 die CO2-Emissionen um 16% gegen-
Uber dem Basisjahr 2005 senken sowie einen Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch von
34% erreichen. Zweitgenanntes hatte Osterreich im Jahr 2012 mit einem Anteil von 32.2% bereits fast erreicht.
Eine Studie aus dem Jahr 2012 hat sogar ergeben, dass es fiir Osterreich wirtschaftlich sinnvoll wére, den Ziel-
wert von 34% erneuerbarer Energie am Energieverbrauch um 2% zu ubertreffen, dies durch eine stark erhodhte
Energieeffizienz und weitere Forderung der erneuerbaren Energien. Osterreich konnte so zu einem Exporteur
sauberer Energie heranwachsen.5”

2.5.4.6. Schweden

Die schwedische Energiepolitik ist sowohl auf der politischen als auch auf der gesellschaftlichen Ebene allgemein
akzeptiert. Dabei wird das Ziel der Reduktion der CO2-Emissionen vor dem des mdglichen Atomausstiegs ge-
stellt. Mehr als die Halfte der schwedischen Bevélkerung beflirwortet den weiteren Einsatz der Kernenergie.8

Das Land bezieht aktuell immer noch knapp 40% seines Stroms aus den Kernkraftwerken. Die Ubrigen 60%
stammen jedoch bereits aus erneuerbaren Quellen, wobei die grossen Wasserkraftwerke, Biomasse und Wind-
kraft den grossten Teil ausmachen. Die fossilen Energieerzeugnisse machen weniger als 3% der Stromerzeu-
gung aus.%°

Schweden gehdrt damit zu den fortschrittlichsten Landern im Bereich der Energie- und Klimapolitik und weist eine
hervorragende CO2-Bilanz auf. Vor allem die Haushalte und Unternehmen verzeichnen sehr geringe COo-
Emissionen, wobei die Unternehmen von der grossen Verbreitung der ISO 50001-Zertifizierung zum Energiema-
nagementsystem profitieren.”®

Die kaufkraftbereinigten Strompreise sind im Vergleich mit anderen Staaten niedrig. Dafir sind in letzter Zeit die
Benzin- und Dieselpreise starker gestiegen als in anderen Landern.”

Schweden hat sich gegentiber der EU dazu verpflichtet, seine CO2-Emissionen bis 2020 um 17% gegeniber
2005 zu senken. Die schwedische Regierung hat zudem noch weitere Klimaziele formuliert. So sollen bis 2020

62 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 86ff.
8 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 86ff.
64 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 86ff.
85 Ministerium fur ein lebenswertes Osterreich, 2013, S. 7 und 20.
8 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 86ff.
57 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 86ff.
%8 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95ff.
5 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95ff.
70 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95ff.
" Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95ff.
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alle Gebaude ohne fossile Brennstoffe geheizt und 25 TWh mehr Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt
werden. Bis im Jahr 2030 soll es auf schwedischen Strassen keine fossil angetriebenen Autos mehr geben und
bis 2050 darf es keine CO2-Nettoemissionen geben. Hierfur hat Schweden verschiedene Férdermassnahmen fir
erneuerbare Energien eingefihrt, so z.B. steuerliche Verglinstigungen oder das Quotensystem «Elcertifikatsys-
temet».”? Dass dieses System gut funktioniert und international Anerkennung findet, zeigt auch die im Jahr 2009
von Schweden und Norwegen unterzeichnete Grundsatzvereinbarung Uber den Aufbau eines gemeinsamen
Marktes fiir «griine Stromzertifikate». Mit dieser Unterzeichnung ist Norwegen sozusagen dem schwedischen
System beigetreten.”®

2.5.4.7. Wahl der drei européischen Lander
Die finale Entscheidung bei der Auswahl der drei Benchmark-Lander erfolgt nun auf Basis der vorgangig be-
schriebenen Energiesituationen der sechs Lander.

Danemark nutzt zwar im Vergleich zu seinen nordischen Nachbarn immer noch einen héheren Anteil an fossilen
Energietragern, dennoch schafft es das Land, knapp mehr als die Halfte seines Stromverbrauchs durch erneuer-
bare Energien zu decken sowie eine der hdchsten Eigenversorgungsquoten im Energiebereich zu erreichen.
Durch den geplanten Verzicht auf fossile Brennstoffe in den Bereichen Kraftwerke, Heizungen und Autos wird
sich der Anteil der fossilen Energie auch reduzieren. Das Land verfiigt zudem Uber ein grosses Know-how im
Bereich der Windenergie. Des Weiteren scheint es, dass Danemark ein System der Einspeisevergitung gefun-
den hat, welches funktioniert. Diese Punkte machen Danemark zu einem interessanten Benchmark-Land fir die
Schweiz.

Die deutsche Energiestrategie scheint gegenwartig mit mehreren Herausforderungen zu kdmpfen zu haben. Die
industriepolitischen Ziele wurden verfehlt und die umweltpolitischen Ziele sind gefahrdet. Unternehmen im Foto-
voltaik-Bereich kdnnen sich auf dem internationalen Markt trotz Subventionen nicht behaupten. Das EEG fiihrt zu
hohen Strompreisen und das Uberangebot an Wind- und Solarenergie zu negativen Stromexporten. Deutsch-
lands Energiewende soll dementsprechend korrigiert werden. Mit seiner aktuellen Situation eignet sich Deutsch-
land eher weniger als Benchmark-Land fiir die Schweiz.

Obwohl Norwegen seinen Stromverbrauch zu fast 100% aus erneuerbaren Energien decken kann, nutzt es im-
mer noch fur knapp die Hélfte seines Energieverbrauchs fossile Brennstoffe. Damit verbunden sind die hohen
Werte beim CO2-Ausstoss. Das Ziel, bis im Jahr 2050 CO2- neutral zu sein, ist somit sehr ambitioniert. Da 95%
der Stromversorgung durch die Wasserkraft gedeckt werden, liegt der Fokus nur auf einem Energietrager und ist
somit sehr einseitig. Die wenig diskutierten Themen Energiesparen und Energieeffizienz stellen die Bevolkerung
zudem vor die Herausforderung eines kompletten Umdenkens. Norwegen ist somit kein geeignetes Benchmark-
Land fur die Schweiz.

Obwohl Osterreich in der vergangenen Zeit seine Klimaziele nicht immer erfillen konnte, scheint es, als kénnte
es die bis 2020 gesetzten Ziele diesmal sogar tbertreffen. Trotz des kompletten Verzichts auf Kernenergie konnte
das Land 2013 zwei Drittel seines Stromverbrauchs Uber erneuerbare Energien decken. Das Potential, zu einem
Exporteur von erneuerbaren Energien zu werden, setzt voraus, dass Osterreich mehr erneuerbare Energien er-
zeugt, als es im eigenen Land braucht. Dies macht das Land sehr interessant. Somit stellt Osterreich ein interes-
santes Vergleichsland fiir die Schweiz dar.

72 Elcertifikatsystemet: Marktbasiertes Forderprogramm fiir die Produktionskostensenkung erneuerbaren Stroms. Die Stromerzeuger erhalten fiir
jede aus erneuerbaren Quellen generierte Megawattstunde ein Zertifikat. Gewerbliche und 6ffentliche Stromverbraucher sind wiederum per
Gesetz dazu verpflichtet, einen bestimmten Anteil ihrer Energie aus erneuerbaren Quellen zu beziehen, was durch den Kauf von Zertifikaten
nachgewiesen werden kann (Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95).

7 Heilmann, Lichter und Metzger, 2014, S. 95ff.
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Italien verzichtet bereits seit langer Zeit auf die Kernenergie. Jedoch stammt eine grosse Menge seiner importier-
ten Energie aus diesem Energietrdger, was eine nachhaltige Energiewende nicht unterstitzt. Die aufkommende
Kritik beziglich der zu hohen Strompreise begiinstigt diese ebenfalls nicht. Da nach dem Ablauf der bisherigen
Plane noch keine neue Energiewende definiert wurde, ist Italiens zukiinftige Energiesituation ungewiss. All diese
Faktoren schliessen Italien als Benchmark-Land aus.

Es scheint, dass Schweden in naher Zukunft keinen Atomausstieg plant. Dennoch ist Schweden eines der fort-
schrittlichsten Lander, was die Energie- und Klimapolitik sowie die CO2-Bilanz betrifft. Der Stromverbrauch wird
zum gegenwartigen Zeitpunkt bereits zu 60% Uber erneuerbare Energien gedeckt, wobei sich diese auf verschie-
dene Energietrager verteilen. Die zuséatzlich geplante Erh6hung um 25 TWh im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien spricht ebenfalls fur das Land. Die eingefiihrten Férderprogramme scheinen ebenfalls erfolgreich zu sein.
Schweden stellt somit fur die Schweiz ein interessantes Benchmark-Land dar.

Somit haben sich die Autoren dazu entschieden, die Lander Danemark, Osterreich und Schweden fiir den vertief-
ten Benchmark mit der Schweiz zu wahlen.

2.6. SCHLUSSWORT

Der erste Artikel zur Studie «Die Schweiz im internationalen Energie-Benchmark» hatte zum Ziel, die aus der
Energiewende resultierenden Herausforderungen fiir die Schweiz zu erlautern, das Evaluationsverfahren mit den
europaischen Landern zu beschreiben sowie drei Benchmark-Lander fiir den Vergleich mit der Schweiz zu be-
stimmen.

Die Analyse aller europdischen Lander basierte dabei einerseits auf den bereits existierenden Daten von Eurostat
sowie des World Economic Forums, welche anhand des durch die Autoren definierten dreistufigen Verfahrens
evaluiert wurden. Andererseits beruht sie auf inhaltlichen Begriindungen, welche auf den Landeranalysen der
Handelsblatt-Studie basieren.

Der Folgeartikel im Jahr 2017 wird sich vertieft mit dem aktuellen Stand der schweizerischen, dsterreichischen,
schwedischen und dénischen Energiesituation befassen, wodurch die in Abschnitt 4 aufgelisteten Ziele erreicht
werden. Zudem werden Vergleiche zwischen der Schweiz und den Benchmark-Landern zu den Themen, welche
unter Abschnitt 3 aufgelistet worden sind, gezogen sowie konkrete Empfehlungen fir die Umsetzung der Ener-
giestrategie 2050 formuliert.
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3. Stakeholder-Management im Politik-
netzwerk der Energiewende: Heraus-
forderung fur die Fuhrung éffentlicher
Organisationen

Caroline Bruesch, Peter Stiicheli-Herlach, Sandra Fuhrimann, Anna Schmitt’

Abstract

Die Erfolgsvoraussetzungen fiir das strategische Management 6ffentlicher Organisationen haben sich grundle-
gend verandert. Im Gewahrleistungsstaat der vernetzten Kommunikationsgesellschaft sind die Grenzen zwischen
einer offentlichen Organisation und ihrer Umwelt nicht mehr klar zu ziehen: Zahlreiche Akteure mit unterschied-
lichsten Interessen bestimmen uber die Handlungs- und Entscheidungsspielraume 6ffentlicher Organisationen
massgeblich mit. Dies zeigt sich am Beispiel des dynamischen Politikfeldes der Energiewende: Gerade in Zeiten
grundlegender Veranderungen wird fur die Fihrung o6ffentlicher Organisationen das strategische Stakeholder-
Management zu einem Schlisselfaktor des Erfolgs. Allerdings ist dieses fur FUhrungskrafte 6ffentlicher Organisa-
tionen mit grossen Herausforderungen verbunden: Wie kdnnen sie den langfristigen Erfolg ihrer Organisationen in
einem Umfeld unzahliger heterogener Stakeholder, die miteinander vernetzt sowie in Interessen- und Zielkonflik-
ten gefangen sind, auf strategischer Ebene sicherstellen? Wie kdnnen in einer komplexen und dynamischen
Stakeholder-Umwelt, deren Akteure allgegenwartig und permanent auf verschiedensten medialen Plattformen
kommunizieren, die o6ffentlichen Aufgaben und Zielsetzungen im Spannungsfeld von unternehmerischen und
gesellschaftlichen Interessen erfullt werden? Und wie kann die dazu notwendige Legitimation in demokratischen
Prozessen laufend sichergestellt werden? Dieses Working Paper erlautert die genannte Stakeholder-
Problemstellung am Beispiel offentlicher Organisationen im Politikfeld der Energiewende: Es reflektiert unter-
schiedliche Konzepte des Stakeholder-Managements, verortet diese in Theorien der Betriebswirtschaftslehre wie
auch der Verwaltungs-, Politik- und Kommunikationswissenschaften und dokumentiert anhand einer explorativen,
nicht reprasentativen Online-Umfrage die Herausforderungen des Stakeholder-Managements in der Energiewen-
de aus Sicht von Fuhrungskraften 6ffentlicher Organisationen. Die Ergebnisse dieser Umfrage deuten darauf hin,
dass es in der Management-Praxis an angemessenen Modellen fir die Bewéltigung der Herausforderungen fehit.
Dieses Working Paper pladiert entsprechend fir eine transdisziplindre Forschung auf diesem Gebiet.

Keywords: Public Management, Stakeholder-Management, Strategisches Management, 6ffentliche Organisatio-
nen, Organisationskommunikation, situative Diskursanalyse, Energiewende

74 Das Autorenteam bedankt sich beim Verband Schweizerischer Elektrizitatsunternehmen (VSE) fur die Unterstiitzung der in diesem Beitrag

vorgestellten Online-Umfrage und ebenso bei allen Flihrungspersonen, die an dieser Befragung teilgenommen und damit wertvolle Einblicke in
die Praxis des Stakeholder-Managements im Schweizer Energiesektor ermdglicht haben.
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3.1. AUSGANGSLAGE

In der Pflege von Beziehungen zu Stakeholdern, d.h. den Reprasentanten zentraler Positionen in den Um-
weltsphéren einer Organisation und ihren Diskursen (Ruegg-Stirm & Grand, 2015), wird heute eine wichtige
Voraussetzung fiir die Qualitdt von Managemententscheiden und die Nachhaltigkeit organisationaler Wertschop-
fung gesehen (z.B. Post et al., 2002; Maak & Ulrich, 2007; Ruegg-Stirm & Grand, 2015). Dies gilt besonders
auch fir o6ffentliche Organisationen (Bryson, 2004; Boivard & Loffler, 2009), d.h. fir Amter und Behérden von
Gemeinden, Kantonen und des Bundes sowie fiir die von diesen beherrschten, in ihrem Auftrag tatigen Unter-
nehmen (EFV, 2011). Angesichts der Vielzahl unterschiedlichster Stakeholder, die sich am &ffentlichen Diskurs
beteiligen und mit ihren Strategien auf die Organisationsziele und -mittel einwirken, ist dies jedoch kein einfaches
Unterfangen (Schedler & Siegel, 2004).

Exemplarisch zeigt sich diese Herausforderung auf dem Politikfeld der Energiewende. So nahmen 2013 an der
offiziellen Vernehmlassung der Energiestrategie 2050 insgesamt 459 Akteure teil (BFE, 2013). Viele dieser Teil-
nehmenden vertreten mit ihrer Eingabe wiederum zahlreiche weitere Akteure. Im Falle des Wirtschaftsdachver-
bandes Economiesuisse sind dies beispielsweise rund 100 Branchenverbande, 20 kantonale Handelskammern
und insgesamt 100°000 Unternehmen mit 2 Millionen Beschaftigten in der Schweiz (Economiesuisse, 2015). Der
politische Diskurs zur Energiewende vermittelt also nicht nur zwischen Staat und betroffener Energiewirtschaft,
sondern vernetzt ein sehr viel breiteres Spektrum von Akteuren (Mautz, 2012), ihren Erwartungen und Bewer-
tungsmassstaben aus den verschiedenen Umweltspharen (Rlegg-Stirm & Grand, 2015). Diese Akteure wirken
aktiv sowohl auf den offentlichen Auftrag wie auch auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen &ffentlich-
rechtlicher Kérperschaften bzw. Anstalten und staatlich beherrschter Unternehmen des Energiesektors ein — und
zwar permanent, auf zahlreichen Kommunikationsplattformen, diskursiv vernetzt und in dynamischen Austausch-
und Kooperationsprozessen (Schneider & Janning, 2006; Hajer, 2009; Stiicheli-Herlach et al., 2012). Fihrungs-
kréfte dieser Organisationen sehen sich damit in ein tGberaus komplexes und dynamisches Politiknetzwerk der
Energiewende eingebunden.

Damit stellt sich fir das Management die Frage nach der Identitat der Organisation, der Strukturierung der Stake-
holder-Beziehungen und der Gewahrleistung von Handlungs- und Entscheidungsfahigkeit in verscharftem Masse
(Riegg-Stirm & Grand, 2015). Gesellschaftlich erwiinschte und politisch eingeforderte Leistungen missen
erbracht — und gleichzeitig muss die Forderung nach einem effizienten Einsatz 6ffentlicher Ressourcen erfullt
werden. Hierzu bedarf es geeigneter Managementkonzepte, -verfahren und -instrumente, welche es der Fihrung
ermdglichen, sich rasch ein moglichst realistisches Bild der Organisationsumwelt, ihrer Positionen, Dynamiken
und Vernetzungen zu verschaffen, massgebliche Représentanten von Erwartungen ebenso zu identifizieren wie
auch die Chancen und Risiken der Beziehung zu ihnen laufend zeitnah zu analysieren. Dies wére die Vorausset-
zung fur erfolgsversprechende strategische Initiativen, Massnahmen und die entsprechenden, stets unabdingba-
ren Kommunikationsangebote (Stucheli-Herlach & Grand, 2014). Nur ein solches Fuhrungsmodell fir Stakehol-
der-Management kdnnte gewéhrleisten, dass sich 6ffentliche Organisationen im Schweizerischen Energiesektor
effizient und effektiv an ihrem pluralistischen Umfeld ausrichten und zu einer wirtschaftlichen und nachhaltigen
Governance der Energiewende beitragen.

Eine kirzlich vorgenommene Analyse des Forschungsstandes (Stiicheli-Herlach et al., 2015) zeigt, dass sich in
der Wissenschaft unterschiedlichste Zugénge zum strategischen Stakeholder-Management finden, und zwar
sowohl in der Perspektive der Betriebswirtschaftslehre wie auch der Verwaltungs-, Staats-, Politik- und Kommuni-
kationswissenschaften. Dabei ist der Mangel an geeigneten Modellen fur die Fihrung und Management-Praxis
insbesondere fur hochgradig vernetzte Organisationen offensichtlich. Dies fangt mit der uneinheitlichen Definition
des ursprunglich von Freeman (1984) gepragten Stakeholder-Begriffs an. Und es setzt sich fort bei jeweils unter-
schiedlich konkretisierten Prozessschritten der Identifikation, der Analyse und Priorisierung von Stakeholdern, der
Entwicklung zielfihrender Strategien sowie deren Verankerung im Gesamtsystem der Organisation. Gleichzeitig
taten sich in den letzten Jahren in der Politik- und Kommunikationswissenschaft neue Ansatze fur das Verstand-
nis komplexer politischer Organisationsumwelten und die reflektierte Gestaltung der Beziehungen in ihnen hervor:
Sie konzentrieren sich vor allem auf die Tatsache, dass Stakeholder in komplexen Umwelten diskursiv vernetzt
sind und dass die Représentation ihrer Erwartungen in kontroverser und mediatisierter Form erfolgt.
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Vor diesem Hintergrund hat das Institut fir Verwaltungs-Management (IVM) gemeinsam mit dem Institut fiir An-
gewandte Medienwissenschaften (IAM) der ZHAW ein Projekt gestartet, das die bestehenden Liicken zum Anlass
fur ein transdisziplindres Forschungsprojekt nimmt. Ziel ist es, disziplinubergreifend und gemeinsam mit Fuh-
rungskraften 6ffentlicher Organisationen im Schweizer Energiesektor ein praxistaugliches Fihrungsmodell im
Umgang mit Stakeholdern zu entwickeln und zu testen, das den hohen Anforderungen einer dynamischen, ver-
netzten Umwelt mit vielgestaltigen Interessen gerecht wird. Bezug nehmend auf die erwéhnte Analyse des For-
schungsstandes (Stiicheli-Herlach et al., 2015), reflektiert dieses Working Paper die in der Theorie identifizierten
Problemfelder und Anforderungen an ein effizientes und wirksames Stakeholder-Management aus Sicht der Pra-
Xis.

3.2. HERAUSFORDERUNGEN FUR DAS STAKEHOLDER-MANAGEMENT IM POLITIKNETZ-
WERK DER ENERGIEWENDE AUS SICHT DER PRAXIS

Mit dem Ziel der Exploration der Situation von Stakeholder-Management auf dem Politikfeld der Energiewende
wurde im Rahmen des erwahnten Forschungsprojektes im Sommer 2015 eine explorative Online-Befragung unter
Fuhrungskréften offentlicher Organisationen im Schweizer Energiesektor durchgefuhrt. Im Folgenden werden die
wesentlichen Ergebnisse dieser Umfrage prasentiert und erlautert.

3.2.1. Online-Umfrage unter Fuhrungskréaften 6ffentlicher Organisationen im Schweizer Energiesektor
Konkrete Adressaten der Umfrage waren Personen der obersten Fiihrungsebene offentlich-rechtlicher Korper-
schaften und Anstalten sowie privat-rechtlicher Organisationen in 6ffentlichem Mehrheitsbesitz, die im Schweizer
Energiesektor tatig sind. Adressiert wurden folglich Geschéftsfihrer von 6ffentlich beherrschten Organisationen in
den Bereichen Energieversorgung, -erzeugung, -netzbetrieb und -dienstleistungen wie auch Direktoren und Vor-
steher 6ffentlicher Eigentiimer-, Steuerungs-, Aufsichts- und regulatorischer Organe im Energiebereich.

Um diese Zielgruppe zu erreichen, schrieb das Projektteam am 10. Juli 2015 insgesamt 334 Fuhrungskrafte in
Politik, Verwaltung und o6ffentlichen Unternehmen im Schweizer Energiesektor per E-Mail an. Es handelte sich
dabei um Mitglieder der obersten Steuerungs- und Aufsichtsebene (Geschéftsfuhrer, Direktoren, Verwaltungsrate
u. A) in 213 Energieversorgungsunternehmen (EVU) sowie 57 offentlich-rechtlichen Kérperschaften und Anstal-
ten, deren personliche E-Mail-Adressen im Rahmen einer Desktop- bzw. Internetrecherche identifiziert wurden
und somit eine personliche Ansprache erlaubten (sogenannte «info@-Adressen» wurden nicht verwendet). Vor-
gangig machte bereits der Verband Schweizerischer Elektrizititsunternehmen (VSE) in seinem Newsletter vom
16. Juni 2015 auf die Umfrage aufmerksam. Am 28. August 2015 wurde die Umfrage geschlossen.

Die Umfrage erfolgte anonym Uber einen elektronischen Fragebogen. Insgesamt erhielt der Online-Fragebogen
87 Zugriffe, von 36 Organisationen sind Antworten eingegangen (vgl. folgende Tabelle 1). Zwei Umfrage-
Teilnehmende gaben an, dass es sich bei der von ihnen gefuhrten Organisation um ein privates Unternehmen
handelt. Da diese nicht die intendierte Zielgruppe reprasentierten, flossen deren Antworten nicht in die Auswer-
tung ein. Der verwertbare Ricklauf belief sich damit auf 12.6% (vgl. Tabelle 1).

Tabelle 1: Adressaten und Rucklauf der Online-Umfrage zum Stakeholder-Management im Politikfeld Energie

ADRESSATEN UND RUCKLAUF Direktansprache Antworten Rucklauf
Offentliche Eigentiimer-, Steuerungs-, Aufsichts-, regulatorische Organe 57 5

Offentliche Energieunternehmen (Netzbetreiber, Erzeuger, Versorger etc.) 213 20

Keine Antwort / keine klare Zuordnung (Mehrfachnennung) - 11

TOTAL Adressaten und erhaltene Antworten 270 36 13.3%
Nicht verwertbare Antworten (ausserhalb der Zielgruppe) - -2

TOTAL verwertbare Antworten 34 12.6 %
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Aufgrund des relativ geringen Ricklaufs und der Tatsache, dass auf keine eindeutigen Erhebungen zur Struktur
des Schweizerischen Energiesektors und der Anzahl darin tatiger offentlicher Organisationen zuriickgegriffen
werden konnte, kénnen die im Folgenden erlauterten Ergebnisse nicht als reprasentativ gelten. Schatzungen
gehen von ca. 730 bis zu mehr als 800 EVU aus, die an der Schweizer Energieversorgung beteiligt sind (vgl. z.B.
VSE, 2015; Schicht et al., 2012). Da sich die Umfrage zusatzlich an offentliche Eigentiimer-, Steuerungs-, Auf-
sichts- und regulatorische Organe in Verwaltung und Politik auf Ebene des Bundes wie auch der Kantone und
Gemeinden richtete, diirfte sich die Grundgesamtheit folglich aus weitaus mehr 6ffentlichen Organisationen zu-
sammensetzen’®.

Abbildung 1: Rechtsformen der befragten &ffentlichen Organisationen (N=34: Haufigkeit in %)

RECHTSFORMEN DER BEFRAGTEN ORGANISATIONEN

Privat-rechtliche Aktiengesellschaft/Genossenschaft in
staatlichem Mehrheitsbesitz

= Offentlich-rechtliche Karperschaft
= Selbstandige &ffentlich-rechtliiche Anstalt
h Unselbstandige dffentlich-rechtliche Anstalt

= Sonstiges, zB. Verein

Keine Angabe

Insgesamt erlauben die erhaltenen Antworten aber dennoch wertvolle Einblicke in die Stakeholder-Management-
Praxis ¢ffentlicher Organisationen im Politikfeld der Energiewende und liefern Hinweise auf die auf der obersten
Fuhrungsebene wahrgenommen Probleme und Schwierigkeiten. Sie spiegeln sowohl die Sicht von Managern
offentlicher Energieunternehmen als auch die Perspektive von Fuhrungskréften in Politik und Verwaltung. Denn
wie obige Abbildung 1 veranschaulicht, setzen sich die Umfrage-Teilnehmenden relativ ausgewogen aus dem
oberen Kader sowohl privat-rechtlicher Unternehmen in 6ffentlichem Mehrheitsbesitz (mind. 8 Organisationen
bzw. 24% der Antwortenden) wie auch aus 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften (mind. 7 bzw. 21%) und Anstal-
ten zusammen (mind. 9 bzw. 26%).

Abbildung 2: Grésse der befragten 6ffentlichen Organisationen, gemessen an der Mitarbeiterzahl (in VZA) (N=34: Haufigkeit in %)

WIE VIELE MITARBEITENDE ZAHLT IHRE ORGANISATION?

1- 49 Mitarbeitende

= 50 - 249 Mitarbeitende
B = 250 und mehr Mitarbeitende

Keine Angabe

Gemessen an der Mitarbeiterzahl stammen die verwertbaren Antworten mit deutlicher Mehrheit aus kleineren
offentlichen Organisationen mit weniger als 50 Mitarbeitenden (vgl. obige Abbildung 2). Die Struktur der Umfrage-
teilnehmer spiegelt damit auch den stark fragmentierten und kleinrAumig organisierten Schweizer Strommarkt
(Becker et al., 2012) wider, in dem kleine und mittelgrosse Betriebe in der Uberzahl sind, mit nur wenigen grossen
Uberlandwerken, einigen Kantonswerken und zahlreichen Stadt- und Gemeindewerken (Swissgrid, 2015; SES,
2015).

5 Schon auf Stufe Bund sind zahlreiche unterschiedliche Organisationen und Gremien an der Steuerung, Aufsicht und Regulierung von Energie-
Organisationen beteiligt oder befassen sich mit Energie-relevanten Themen. Angefangen etwa vom Bundesamt fiir Energie Uber das Staats-
sekretariat fir Wirtschaft und das Eidgendssische Starkstrominspektorat bis zur Kommission fur Umwelt, Raumplanung und Energie oder dem
Schweizerischen Nationalfonds, um nur einige zu nennen. Gleiches zeigt sich auch auf Ebene der 26 Kantone und 2'596 Gemeinden (BFS,
2015). So listet das Bundesamt fir Energie beispielsweise alleine fur die Schweizer Kantone tber 100 unterschiedliche Energiefach- und -
Beratungsstellen auf (BFE, 2015).
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Die Umfrage selbst beinhaltete gesamthaft 29 Fragen’® (vgl. folgende Tabelle 2). Es handelte sich dabei einer-
seits um Fragen allgemeiner Art zu Stellenwert, Umsetzung und Einbettung von Stakeholder-Management in der
eigenen Organisation sowie Fragen nach empfundenen Schwierigkeiten und Herausforderungen im strategischen
Umgang mit Stakeholdern. Andererseits zielte der Fragebogen insbesondere darauf ab, mehr ber die tatsachli-
che Praxis hinsichtlich Identifikation, Analyse, Priorisierung, Strategieentwicklung etc. zu erfahren, um die vor-
gangig identifizierten und in der Ausgangslage geschilderten Liucken hinsichtlich wissenschaftlich gestitzter
Handlungsanweisungen reflektieren zu kénnen.

Tabelle 2: Aufbau, Themen und Anzahl Fragen der Online-Umfrage

STRUKTUR DES ONLINE- FRAGEBOGENS Geschlossene Fragen Offene Fragen =~ TOTAL
Einfach Mehrfach Offenes Anzahl

Themenbldécke / Art der Fragen (nur 1 Auswahl) (Auswahl unbegrenzt) Textfeld Fragen

| Der Begriff «Stakeholders in der Organisation - 1 - 1

Il Die Stakeholder der Organisation 1+1* 1+1* - 2+ 2%

11l Stakeholder-Management in der Organisation 1+3* 3 +4* - 4+ 7

IV Aufwand, Nutzen, Stellenwert von und grosste Herausforde- 2 - 1 3

rung im Stakeholder-Management auf oberster Filhrungsebene
der Organisation

V Abschliessende Kommentare zu Stakeholder-Management - - 3 3
allgemein oder spezifisch in der Energiewende sowie Kommen-
tare zur Umfrage allgemein

VI Fragen zu Art und Grosse der Organisation 2 1+3* 1 4+ 3*
TOTAL Anzahl Fragen 6 + 4* 6 + 8* 5 17 + 12*
* automatisierte Anschlussfrage, die nur bei bestimmten Vor-Antworten gestellt wurde. Max. 29

Die Fragen wurden entwickelt mit Blick auf den Stand der wissenschaftlichen Diskussion zum anspruchsvollen
Stakeholder-Management in diskursiv vernetzten und mediatisierten Politikfeldern. Die Befragten wurden hierzu
jeweils aufgefordert, anzugeben, inwiefern entsprechende Konzepte, Verfahren und Instrumente in ihrer Organi-
sation angewandt oder bericksichtigt werden und wenn ja, auf welchen Ebenen und in welcher Form das ge-
schieht.

Im Folgenden wird ein Auszug aus den Ergebnissen aus der Umfrage prasentiert. Die Darstellung der Fragen und
entsprechenden Antworten orientiert sich dabei am Theoriemodell fur den Stakeholder-Management-Prozess
(vgl. z.B. Scherrer, 2010; Bryson, 2011) und am entsprechenden Versténdnis eines integrierten Filhrungsmodells
fur diesen Bereich:

- Begriff des Stakeholders: Was versteht die Organisation darunter? Welche diesbezigliche Werthaltung
wird vertreten?

- Ermittlung bzw. Identifikation der Stakeholder: Wer sind die Stakeholder der Organisation?

- Analyse und Priorisierung bzw. Bewertung der Relevanz der Stakeholder: Welches sind die fur die Or-
ganisation wichtigsten Stakeholder?

- Strategieentwicklung und -formulierung: Werden Ziele und Massnahmen fir die wichtigsten Stakeholder
definiert und evaluiert? Wie erfolgt die Beziehungsgestaltung und wie werden die wichtigsten Stakehol-
der in die Organisation eingebunden?

- Verankerung des Stakeholder-Managements in der Organisation: Wie werden die strategischen Stoss-
richtungen und Ziele im Umgang mit wichtigen Stakeholdern in der Gesamtorganisation kollektiviert und
im Fuhrungsprozess institutionalisiert?

6 Da sich der elektronische Fragebogenablauf je nach Antwortverhalten unterschiedlich gestaltete, reduzierte sich die Anzahl gestellter Fragen
fur die meisten Umfrageteilnehmenden (vgl. Tabelle ).
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3.2.2. Ergebnisse der Online-Umfrage

Obwohl Stakeholder-Management heute als wichtiger Bestandteil strategischer Organisationsfiihrung betrachtet
wird, sind entsprechende theoretische und praktische Konzepte auf wissenschaftlicher Ebene keineswegs ein-
heitlich (Mainardes et al., 2011; Miles, 2015). Insbesondere fehlt es, wie unter Ziffer 1 angedeutet, bereits in der
Wissenschaft an einer allgemein akzeptierten Auslegung des Stakeholder-Begriffs, womit anzunehmen war, dass
in der Praxis ebenfalls unterschiedlichste Verstandnisse anzutreffen sind. Um mehr Uber die praktische Ausle-
gung des Begriffs zu erfahren, wurden den Umfrageteilnehmenden daher zunachst einige wesentliche (nicht
abschliessende) Kriterien der Stakeholder-Definition zur Auswahl gestellt’”.

In der Tat erwecken die erhaltenen Antworten den Anschein, dass der Begriff «Stakeholder» in den befragten
offentlichen Organisationen unterschiedlich gedeutet wird (vgl. folgende Abbildung 3). Insbesondere zeigt sich,
dass die befragten Fiihrungskréfte diesen Begriff v.a. mehrdimensional deuten: 25 bzw. rund 81% der 31 Antwor-
tenden stimmten mindestens funf der vorgeschlagenen Aussagen zu; 9 bzw. knapp 30% der 31 Antwortenden
erachteten sogar mindestens zehn der vorgeschlagenen Begriffsdeutungen als zutreffend. Kein einziger Umfra-
ge-Teilnehmer stimmte nur einer Antwort zu (vgl. Abbildung 3).

Abbildung 3: Auslegung des Stakeholder-Begriffs durch die Befragten (N=31: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)
«STAKEHOLDER SIND...
... Personen/-gruppen, die von den Téatigkeiten meiner Organisation direkt oder
indirekt betroffen sind.»

... Personen/-gruppen, die legitime Anspriiche gegeniiber meiner Organisation
haben.»

... Personen/-gruppen, die die Tatigkeiten meiner Organisation direkt oder indirekt
beeinflussen kinnen.s

84%; 26

T4%; 23
68%:; 21

... Personen/-gruppen, denen gegeniiber meine Crganisation verantwortlich ist.» 68%; 21

... externe Personen/-gruppen.» 68%; 21

... Personen/-gruppen, die mit meiner Organisation in Beziehung stehen.»

65%:; 20

... Personen/-gruppen, die mit Mitteln der Politik das Gedeihen meiner
Organisation entscheidend beeinflussen.s

58%; 18

... interne Personen/-gruppen.»

55%; 17

... Personen/-gruppen, die gezielt politische Interessen durchzusetzen
versuchen.»

42%; 13

... Personen/-gruppen, die von meiner Organisation abhangig sind.»

39%; 12
... Personen/-gruppen, die vertragliche Anspriiche gegentiber meiner
Organisation geltend machen (kinnen).»

.. Personen/-gruppen, von denen das Uberleben meiner Organisation abhangig
ist.»

35%:; 11

35%:; 11

... Personen/-gruppen, die untereinander ebenfalls vernetzt sind.»

23%; 7

... Personen/-gruppen, zu denen ein Zugang erst gefunden werden muss.» - 6%; 2

=

5 10 15 20 25 30
Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Die Verteilung der (Mehrfach-)Antworten zeigt, dass der Stakeholder-Begriff stark Uber den spezifisch demokra-
tie-politischen und pluralistischen Kontext staatlicher Betriebe sowie deren offentlichen Auftrag bestimmt wird. So
definiert die Mehrheit der Flihrungskréfte (84%) den Begriff Giber die Betroffenheit, versteht unter «Stakeholdern»
also im weitesten Sinne Akteure und -gruppen im direkten und indirekten Wirkungskreis der eigenen Organisation
und deren Téatigkeit (vgl. obige Abbildung 3). Unter dem modernen Paradigma einer wirkungsorientierten Politik
und Verwaltungsfuihrung erstaunt dies kaum. Im Sinne des New Public Management besteht das Ziel staatlicher
Tatigkeit ja gerade im wirkungsorientierten Handeln, soll die éffentliche Hand — und mit ihr die von ihr beherrsch-
ten o6ffentlichen Unternehmen — mittels spezifischer Aktivitdten und Leistungen festgelegte Wirkungsziele in ei-
nem weiteren Umfeld erflllen (Schedler, 2000).

77 Dabei handelt es sich um Kriterien wie etwa Macht, Interesse, Legitimitat, Einfluss, Beziehung usw. (vgl. z.B. Savage et. al., 1991; Mitchell et
al., 1997; Freeman et al., 2010; Beach, 2009 und 2013) wie auch Vernetzung, politische Interessen, politische Verfahren usw. (vgl. ausfihrli-
cher Stiicheli-Herlach et al., 2015).
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Die Tatsache, dass mehr als zwei Drittel der Fuhrungskréfte den Begriff «Stakeholder» tber «legitime Anspri-
che» (74%) und «externe Personen/-gruppen» (68%) definiert, denen gegeniber die eigene Organisation «ver-
antwortlich» (68%) ist, weist zudem auf den 6ffentlichen Charakter und die 6ffentliche Verantwortung staatlicher
Betriebe hin (vgl. obige Abbildung 3). Zahlreiche Fihrungskrafte nehmen denn auch Bezug zum demokratisch-
politischen Kontext, der die Geschicke der eigenen Organisation massgeblich mitbestimmt: So werden Stakehol-
der nicht nur als Akteure verstanden, welche die Tatigkeiten der eigenen Organisation «direkt oder indirekt beein-
flussen» (68%), sondern eben auch als solche, die «mit Mitteln der Politik das Gedeihen [der eigenen] Organisa-
tion entscheidend beeinflussen» (58%; vgl. obige Abbildung 3). Immerhin nehmen 42% denn auch wahr, dass
Stakeholder ihre Interessen in der politischen Arena tatséchlich gezielt durchzusetzen versuchen (vgl. Abbildung
3). Auch dass lediglich zwei der befragten Flihrungskrafte (6%; vgl. Abbildung 3) das Gefiihl haben, dass zu den
Stakeholdern ihrer Organisation «erst ein Zugang gefunden werden muss», spricht dafiir, dass sich Fuhrungs-
krafte offentlicher Organisationen der breiten und institutionalisierten Mitwirkungsrechte”® der Organisations-
Umwelt sehr bewusst sind. Hingegen scheinen die Beziehungen der Stakeholder untereinander gegenwartig
kaum im Fokus der Fiihrungskrafte zu stehen. Nur rund ein Filnftel (23%; vgl. Abbildung 3) beschreibt Stakehol-
der als «untereinander vernetzt».

Insgesamt wird der Begriff Stakeholder von den befragten Fiihrungspersonen im Energiesektor breit ausgelegt,
was fur 6ffentliche Organisationen — geméss dem Verstandnis dieser Umfrage — grundsatzlich auch zweckmassig
erscheint, verhindert eine solche Auslegung doch den Ausschluss demokratisch legitimer Anspruchsgruppen
(Beach, 2009). Die befragten Fuhrungskrafte folgen damit im Wesentlichen einem stark normativen Ansatz (Do-
naldson & Preston, 1995; Laplume et al, 2008) und integrieren moralische oder philosophische Wertvorstellungen
und Prinzipien in den Stakeholder-Begriff — allen voran das 6ffentliche Interesse und demokratische Werte.

Abbildung 4: Systematische ldentifizierung von Stakeholdern in den befragten Organisationen (N=28: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

WIE IDENTIFIZIEREN SIE DIE STAKEHOLDER IHRER ORGANISATION?
Eher pragmatisch (z.B. |dentifikation der bereits bekannten Stakeholder). _ 61%; 17
Eher projektspezifisch (z.B. je nach Inhalt eines strategischen Projektes _ 39%: 11
unterschiedlich). ’
Eher ad hoc (z.B. aufgrund ge&usserter Anliegen von Stakeholdern). _ 25%; 7

Eher systematisch und umfassend (z.B. immer etwa gleich, nach vorgegebener i
Struktur, gewissem Schema). - 11%; 3

Wir identifizieren die Stakeholder unserer Organisation in gar keiner Weise. - Th; 2

0 5 10 15 20

Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Damit bestatigen die Ergebnisse tendenziell die Annahme der Autoren, wonach die in der Wissenschaft diskutier-
ten Definitionskriterien fur Fuhrungskréafte offentlicher Organisation nur bedingt hilfreich sind. Im 6ffentlichen Kon-
text ergibt ein solches normativ geprégtes Stakeholder-Verstéandnis fur das Management folglich ein entspre-
chend weit gestecktes Handlungsfeld. Denn je weiter bzw. umfassender der Begriff «Stakeholder» definiert wird,
desto grosser, heterogener und komplexer wird letztlich die Stakeholder-Arena und entsprechend aufwendiger
und schwieriger gestaltet sich die Identifikation, Analyse und Priorisierung strategisch relevanter Stakeholder.

Dies zeigt sich auch im Rahmen der Selbsteinschatzung der Fihrungskréfte tber den in ihrer Organisation geleb-
ten Stakeholder-Prozess. Demzufolge werden Stakeholder kaum systematisch und umfassend (11% Zustimmung
bzw. 3 von 28 Antwortenden), sondern Uiberwiegend eher pragmatisch (61%) identifiziert (vgl. obige Abbildung 4).
In einigen der befragten Organisationen (39%, vgl. Abbildung 4) befasst sich das Management zumindest «wéh-
rend heikler Projektphasen oftmals zeitintensiv»"® mit der Identifikation wichtiger Stakeholder, was im Einklang mit
zahlreichen Studien steht, die nahelegen, dass Stakeholder-Management im 6ffentlichen Sektor bisher vornehm-
lich in grossen Projekten, beispielsweise im Bereich Infrastruktur, Aufmerksamkeit erhélt (z.B. Wadenpohl, 2010;
Beach et al.,, 2012). Eine organisationsweite Integration des Stakeholder-Managements in strategische Fih-

8 7. B. in Form von Referenden, Initiativen, Vernehmlassungen, Beschwerde- und anderen Mitwirkungsrechten (Mosimann & Voelger Winsky,
2012; Knoepfel et al., 2014).
® Kommentar einer Filhrungskraft eines offentlichen Steuerungs-/Eigentiimerorgans mit weniger als 50 Mitarbeitenden.
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rungsprozesse scheint bei 6ffentlichen Organisationen des Energiesektors hingegen weniger stark verbreitet (vgl.
hierzu auch spater Abbildung 10).

Abbildung 5: Strategische Analyse von identifizierten Stakeholdern in den befragten Organisationen (N=26: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

ANALYSIEREN SIE DIE WICHTIGSTEN STAKEHOLDERIHRER ORGANISATION
NOCH WEITER, Z.B. MITTELS FOLGENDERANALYSEN?

Analyse des Bedrohungs- oder Kooperations-Potentials der Stakeholder lhrer
Organisation.

Analyse inwiefern lhre Organisation die Erwartungen ihrer Stakeholder erfiillt _ 15%: 9
oder nicht. !
Medien- und Kommunikations-Analysen. _ 23%:; 6

23%; 6

42%; 11

Analyse der (Netzwerk-)Beziehungen der Stakeholder Ihrer Organisation.

Foresight- und Trend-Analysen. - 4%; 1

5 10 15
Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)
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Der wenig systematische Umgang mit Stakeholdern zeigt sich ferner auch daran, dass die Fuhrungskréafte die
Stakeholder ihrer Organisation kaum systematisch analysieren, kategorisieren oder priorisieren. So fiihrt fast die
Halfte der Antwortenden an, die zahlreichen Interessensgruppen in ihrem Organisationsumfeld nicht naher zu
analysieren und zu schematisieren und/oder sich darauf zu beschréanken, die Stakeholder-Arena in kooperati-
onswillige Befurworter und bedrohliche Gegner zu unterteilen (jeweils 42% Zustimmung bzw. von 11 der 26 Ant-
wortenden bejaht, vgl. obige Abbildung 5). Nur Wenige analysieren konkrete Erwartungen einzelner Stakeholder
sowie deren Beziehungen untereinander. Medien- und Kommunikationsanalysen scheinen in dieser Hinsicht
ebenfalls noch wenig genutzt (vgl. Abbildung 5).

Abbildung 6: Strategische Priorisierung von identifizierten Stakeholdern in den befragten Organisationen (N=26: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

NACH WELCHEN KRITERIEN PRIORISIEREN SIE DIE STAKEHOLDERIHRER
ORGANISATION?

Anhand der Legitimitat der AnliegenfAnspriiche der Stakeholder an lhre _ 58%: 15

Organisation. :

Anhand des Grades der Betroffenheit der Stakeholdervon den _ 54%: 14
Aktivitdten/Entscheidungen [hrer Organisation. :
Anhand des Einflusses/der Macht der Stakeholder auf lhre Organisation. _ 46%; 12
Anhand der Einbindung der Stakehalder in poltische Netzwerke und ihrer Rolle )

darin I o 9

Anhand der gesetzlichen oder institutionellen Vorgaben (z.B. Parlament, _ 1% 8
Kommissionen etc.). :
Garnicnt. || 19 5

Anhand der Prasenz der Stakeholder in der medialen Offentlichkeit. - 12%; 3

Anhand von Positionen und Argumenten der Stakeholder, die in den Medien )
vermittelt werden. - 8%; 2

Sonstiges. . A%; 1

Anhand des Einflusses/der Macht Ihrer Organisation auf die Stakeholder. . A%; 1

0 5 10 15 20

Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Die strategische Priorisierung der vielfaltigen Anspriche und Beziehungen in komplexen Politiknetzwerken ist,
wie bereits einleitend erwéhnt, eine weitere Herausforderung, welcher sich Fuhrungskréfte 6ffentlicher Organisa-
tionen zu stellen haben und auf welche die Wissenschaft noch keine hinreichende und in der Praxis bewéhrte
Antwort liefert (vgl. auch Sticheli-Herlach et al., 2015). Diese praktische Schwierigkeit einer Priorisierung der
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unzahligen heterogenen, vernetzten und teilweise hybriden® Stakeholder zeigt sich auch an den von den Fih-
rungskraften in diesem Zusammenhang genannten Kriterien.

So erfolgt eine Priorisierung kaum aufgrund der medialen Prasenz oder der konkreten Positionen, die medial
vermittelt werden (vgl. obige Abbildung 6). Vorherrschende Kriterien fiir die Priorisierung sind vielmehr oftmals die
gleichen, welche bereits bei der Stakeholder-ldentifikation verwendet werden: Legitimitat (58% Zustimmung bzw.
von 15 der 26 Antwortenden bejaht), Betroffenheit (54%), Einflussnahme bzw. Macht auf die Organisation (46%,
vgl. Abbildung 6). Auffallig ist, dass die Netzwerke der Stakeholder und ihre Rolle in diesen (35%) sowie die insti-
tutionelle Verankerung der Stakeholder (31%) bei der Priorisierung starker beachtet werden (vgl. Abbildung 6),
als dies bei der Identifikation bzw. der Begriffsdeutung von Stakeholdern der Fall war (vgl. Abbildung 3 weiter

oben).

Abbildung 7: Strategischer Uberblick in der politischen Stakeholder-Arena auf oberster Fiihrungsebene in den befragten Organisationen (N=32: Haufigkeit in %)
HAT DIE OBERSTE FUHRUNGSEBENE EINE UBERSICHT UBER DIE WICHTIGSTEN
STAKEHOLDERIHRER ORGANISATION?

Q Ja, in dokumentierter Form.

=Ja, in nicht dokumentierter Form.
=Mein.

Sonstiges.

Die in der Praxis verwendeten Priorisierungs-Kriterien vermégen damit kaum, das breite Spektrum von Stakehol-
dern auf ein Uberschaubares und bearbeitbares Feld zu reduzieren. Denn im staatlichen Kontext hat letztlich
beinahe jeder Akteur ein legitimes Interesse an der 6ffentlichen Organisation, ist von deren Handeln und Ent-
scheiden betroffen und kann in irgendeiner Form Einfluss auf diese nehmen.

Es erstaunt deshalb kaum, dass lediglich etwas mehr als ein Drittel der Fuhrungskréfte tUber eine dokumentierte
Ubersicht der wichtigsten Stakeholder ihrer Organisation verfiigt (vgl. obige Abbildung 7). Angesichts der Uniiber-
schaubarkeit der Organisationsumwelt und ihrer Vernetzungen scheinen einige Versuche der systematischen
Analyse und Dokumentation zu scheitern oder gar nicht erst unternommen zu werden. Dabei geben mehr als die
Halfte an, auf oberster Filhrungsebene zwar eine Ubersicht der wichtigsten Stakeholder zu haben, jedoch nicht in
dokumentierter Form (vgl. Abbildung 7). Dies lasst vermuten, dass Stakeholder-Management zwar von den be-
fragten Fuhrungskréften als relevantes Thema anerkannt wird, jedoch eher in informellen Verfahren und stérker
personenabhangig vollzogen wird — und damit wenig systematisch und formalisiert.

80 Hybride Stakeholder sind Mitglieder mehrerer Anspruchsgruppen (Helm, 2007), verkérpern also unterschiedliche — mitunter auch gegensatzli-
che — Rollen gleichzeitig, was die Komplexitat des Stakeholder-Netzwerks zusétzlich erhéht.
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Abbildung 8: Anzahl der wichtigsten Stakeholder der befragten 6ffentlichen Organisationen (N=26: Haufigkeit in %)

WIE GROSS ISTDIE ANZAHL DER WICHTIGSTEN STAKEHOLDER IHRER

ORGANISATION UNGEFAHR? 1 bis &
15
6 = 6 bis 10

= 11 bis 20
21 bis 50
38% » Mehr als 50

Weiss ich nicht/kann ich nicht beurteilen

Umso bemerkenswerter, dass die befragten Fiihrungspersonen andeuten, dass in ihren Organisationen eine
priorisierte Stakeholder-Liste auf einer stark aggregierten Ebene existiert (vgl. obige Abbildung 8). Obwohl ge-
mass der Befragung in der Praxis von einem eher umfassenden Stakeholder-Begriff ausgegangen wird und bei
der Priorisierung der unzahligen Stakeholder mehrheitlich auf die gleichen Kriterien wie bei der Identifikation zu-
ruckgegriffen wird, weisen tber zwei Drittel (rund 77%) der Fihrungskrafte die Anzahl der wichtigsten Stakehol-
der ihrer Organisation mit (nur) 1-20 aus (vgl. Abbildung 8). Nur bei rund 12% umfasst die Ubersicht mehr als 50
Stakeholder (vgl. Abbildung 8), was angesichts der plausiblen Vorannahmen Uber die Komplexitat des Politikfel-
des der Energiewende eigentlich angemessener erscheint.

Eine mdgliche Erklarung fiir diesen scheinbaren Widerspruch kann im — wie oben erwéhnt — verbreiteten wenig
systematischen Ansatz der Stakeholder-ldentifikation begriindet sein. Der mehrheitlich praktizierte pragmatische
oder projektspezifische Ansatz (vgl. Abbildung 4 weiter oben) fiihrt auch bei einem weit verstandenen Stakehol-
der-Begriff dazu, dass die daraus abgeleitete Stakeholder-Ubersicht kaum die Realitét in ihrer Gesamtheit und
Komplexitat wiedergibt, wie dies auch folgender Kommentar in der Umfrage festhalt:

«Aufgrund der Vielfalt der Anspruchsgruppen (...) ware es
vermessen, zu schreiben, wirklich die totale Ubersicht zu
haben (Gruppierungen inkl. einzelne Namen, deren Anlie-
gen, Verhandlungsbereitschaft etc.).»

Kommentar einer Fiihrungskraft eines lokalen Verteilnetzbetreibers (6ff.-rechtl. Kérperschaft mit weniger als 50 Mitarbeitenden)

Die Rickmeldungen der Umfrage deuten darauf hin, dass die unzéhligen heterogenen, hybriden und vernetzten
Akteure im Politiknetzwerk Energie durch die in der Praxis verwendeten Instrumente und Verfahrensweisen fr
die Fuhrungskrafte kaum Uberschaubarer, geschweige denn auf strategischer Ebene wertschdpfend gestaltet
werden konnen. Entsprechend wird in den befragten Organisationen «oft nur reagiert statt agiert»8, wie ein Um-
frageteilnehmer selbstkritisch anmerkte. Unterstitzt wird diese Aussage durch die Tatsache, dass lediglich eine
befragte Fuhrungsperson angab, beim Umgang mit Stakeholdern eine eher proaktive Perspektive einzunehmen,
diese also auch aus dem Blickwinkel des eigenen Einflusses auf die Umwelt und deren Reprasentanten zu be-
trachten (vgl. Abbildung 6 weiter oben).

81 Kommentar einer Fiihrungskraft eines lokalen Verteilnetzbetreibers (selbst. 6ff.-rechtl. Anstalt mit weniger als 50 Mitarbeitenden).
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Abbildung 9: Kontinuitat im Umgang mit Stakeholdern in den befragten Organisationen (N=26: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

WIE REGELMASSIG IDENTIFIZIEREN BZW. ANALYSIEREN SIE DIE
STAKEHOLDERIHRER ORGANISATION?

O o atonaanisecen. vakoasamengen. NN ¢ 16
Kommunikationsanlassen, Volksabstimmungen). ’
Wenn es die Umstande erfordern (z.B. wenn einzelne Stakeholder Anliegen _ 38%: 10
Jussern). ’
In regelméssigen Abstanden/gemass Planung (z.B. jhrlicher _ 23%: 6
Planungsprozess, in strategischen Zyklen). ’
Ab und zu, ohne spezifischen Ausldser. - 8%; 2

Sonstiges. . A%; 1

0 5 10 15 20
Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Diese allgemein eher reaktive Haltung im Umgang mit Stakeholdern zeigt sich auch daran, dass die Mehrheit der
Befragten sich offenbar vor allem dann intensiver mit der Stakeholder-Arena ihrer Organisation auseinandersetzt,
wenn o6ffentlichkeitswirksame Anlésse anstehen (62% Zustimmungen bzw. von 16 der 26 Antwortenden bejaht)
oder «es die Umstande erfordern» (32%), einzelne Stimmen aus der Umwelt sich also hérbar machen (vgl. obige
Abbildung 9). In kaum einem Viertel der 6ffentlichen Organisationen, die an der Umfrage teilnahmen, scheint
hingegen ein regelméssiges, systematisches Monitoring der Stakeholder-Landschaft implementiert (vgl. Abbil-
dung 9).

Insgesamt lassen die bisher prasentierten Ergebnisse daher darauf schliessen, dass es in den 6ffentlichen Orga-
nisationen der antwortenden Fihrungskréfte gegenwartig an geeigneten systematischen Verfahren zur strategi-
schen Orientierung in der Stakeholder-Landschaft fehlt. Denn die Umfrage zeigt, dass der als eher pragmatisch
oder ad hoc zu bezeichnende Prozessansatz nicht etwa auf mangelndes Interesse zurlickzuftihren ist, sondern
dass die Fuhrungskrafte dem Stakeholder-Management durchaus die nétige Aufmerksamkeit widmen.

So gibt fast die Halfte (48%) der Fuhrungskrafte an, dass in ihren Organisationen Vorgaben zum Umgang mit
wichtigen Stakeholdern bestehen. Auch scheinen grundsatzlich Ziele und Massnahmen hinsichtlich zentraler
Stakeholder definiert zu sein: Eine Mehrheit der befragten Fuhrungspersonen (69% bzw. 18 von 26 Antworten-
den) gibt an, dies hinsichtlich aller oder zumindest ausgewahlter wichtiger Stakeholder zu tun. 53% dieser Fih-
rungskrafte lassen diese Ziele und Massnahmen auch Uberprifen, 42% geben an, dies zumindest teilweise zu
tun.

««Wer spart in der Zeit der hat in der Noty oder anders: Sta-
keholdermanagement ist eine Daueraufgabe zur Vertrau-
ensbildung und fur Krisenmomente.»

Kommentar einer Fiihrungskraft eines lokalen Verteilnetzbetreibers (privat-rechtl. AG mit weniger als 50 Mitarbeitenden)

Wie das obige Zitat aus der Umfrage veranschaulicht, sind den antwortenden Fiihrungspersonen der strategische
Stellenwert von Stakeholder-Management und damit deren mittel- und langerfristige Relevanz fir den Organisati-
onserfolg durchaus bewusst. Dies zeigt sich auch daran, dass die Verantwortung fir die Beziehungspflege zu den
wichtigsten Stakeholdern von den Befragten klar der obersten Fihrungsebene zugewiesen wird (vgl. folgende
Abbildung 10), was grundsatzlich auch dem modernen wissenschaftlichen Stakeholder-Management-Ansatz
entspricht (z.B. Bryson, 2011; Rilegg-Stirm & Grand, 2015).
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Abbildung 10: Einbettung von Stakeholder-Management im Filhrungssystem der befragten Organisationen (N=28: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

WER ISTIN IHRER ORGANISATION FUR DIE BEZIEHUNGSPFLEGE ZU DEN
WICHTIGSTEN STAKEHOLDERN VERANTWORTLICH?

I

Alle Mitarbeitenden. - %; 2
Niemand [ 4%; 1
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Anzahl Nennungen (Mehrfachantwaorten maglich)

Die Projektebene (zB. Projektleiter, Steuerungsausschuss).

Die mittlere Fihrungsebene. 29%; 8

Auf operativer Ebene hingegen scheint ein Stakeholder-Management als ein strategisches Fiihrungsinstrument
kaum verankert (vgl. obige Abbildung 10): Weniger als 30% der Antwortenden erachten dies als Aufgabe der
mittleren FUhrungs- oder Projektebene. Und kaum einer bindet im Umgang mit den wichtigsten Stakeholdern alle
Mitarbeitenden ein. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich die Fihrungskrafte der Bedeutung eines stra-
tegischen Umgangs mit Stakeholdern sehr wohl bewusst sind — eine systematische Integration ins Zielsystem der
Gesamtorganisation bildet jedoch offenbar die Ausnahme.

Vor diesem Hintergrund erstaunt es daher zunachst, dass insgesamt nur knapp die Halfte (48%) der Fuhrungs-
krafte dem Stakeholder-Management eine — im Vergleich zu anderen Managementinstrumenten — recht hohe bis
sehr hohe Prioritat einrdumt (vgl. folgende Abbildung 11). Weitere 36% sprechen diesbeziglich lediglich von
mittlerer Priorité&t.

Die Aussagen erscheinen aber nachvollziehbar, wenn man sich das Spannungsfeld zwischen komplexer Organi-
sationsumwelt einerseits und bescheidenen Ressourcen fur ihre proaktive Bearbeitung gerade in kleinen und
mittelgrossen offentlichen Organisationen anderseits vergegenwartigt. Mangelnde zeitliche und personelle Res-
sourcen werden von den Fuhrungskraften denn auch mehrfach als wesentliche Herausforderungen im Umgang
mit Stakeholdern genannt.

Abbildung 11: Stellenwert von Stakeholder-Management in den befragten 6ffentlichen Organisationen (N=25: Haufigkeiten in %)

WIE BEURTEILEN SIE DEN STELLENWERT VON STAKEHOLDER-MANAGEMENT
IN IHRER ORGANISATION?

Anzahl Nennungen

mkeine Prioritat ~ mrecht geringe Prioritit ~ mmittlere Prioritat recht hohe Prioritat sehr hohe Prioritat

Dies zeigt sich ferner auch daran, dass nur rund 31% der Befragten angeben, in einem permanenten Austausch
mit ihrem relevanten Umfeld zu stehen (vgl. folgende Abbildung 12). Mehr als zwei Drittel der befragten Fuh-
rungskrafte treten hingegen vornehmlich dann mit wichtigen Stakeholdern der Organisation in Kontakt, wenn
wichtige strategische Projekte oder politische Entscheide anstehen, welche die Geschicke der eigenen Organisa-
tion massgeblich beeinflussen (vgl. Abbildung 12). Rund die Halfte der Antwortenden gibt an, dies zu tun, «wenn
es die Umstande verlangen», und Uberldsst den Impuls zur Beziehungsaufnahme damit teilweise auch den Sta-
keholdern selbst. Fir 42% ist die Interaktion mit Stakeholdern Bestandteil der ordentlichen Geschéftstatigkeit. Sie
integrieren ihre Beziehungen zu den wichtigsten Stakeholdern regelméassig und systematisch in den Planungs-
prozess.
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Abbildung 12: Kontinuitat der Stakeholder-Interaktion in den befragten Organisationen (N=26: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

IN WELCHEN ABSTANDEN TRITTIHRE ORGANISATION IN BEZIEHUNG ZU IHREN
WICHTIGSTEN STAKEHOLDERN?

Bei gegebenem Anlass (z.B. bei Kommunikationsanlassen, anstehenden
Projekten, Volksabstimmungen).

69%; 18
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Planungsprozess)

42%; 11

Permanent und Gber verschiedene Kanale. 31%; 8

Ab und zu, ohne spezifischen Ausléser. . A%; 1

=

5 10 15 20
Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Obwohl das Stakeholder-Management geméss diesen Umfrageergebnissen von den Fihrungskréften offentlicher
Organisationen im Politikfeld Energie grossmehrheitlich dem Verantwortungsbereich der obersten Fihrungsebe-
ne zugewiesen wird, weisen die Antworten zur Beziehungspflege somit erneut darauf hin, dass das Stakeholder-
Management weniger systematisch, sondern eher pragmatisch und auf ad hoc-Basis erfolgt.

In diese Richtung weisen auch die Riickmeldungen dazu, in welcher Form die Beziehungspflege erfolgt. Trotz
mangelnder Ressourcen, der grossen Vielfalt an vernetzten Stakeholdern und der Mediatisierung des Politikfel-
des findet diese priméar durch Gesprache (85%), formellen Schriftverkehr (74%) sowie formelle Informations- und
Austauschanléasse (74%) statt und weniger Uber professionelle Kommunikationsstrategien (26%), die Medien
(37%), Umfragen (11%) oder Social Media (11%; vgl. folgende Abbildung 13).

Abbildung 13: Kommunikationskanéle zu Stakeholdern in den befragten 6ffentlichen Organisationen (N=27: relative Haufigkeiten in %; Anzahl absolute Nennungen)

WIE ERFOLGTDIE BEZIEHUNGSGESTALTUNG MITDEN WICHTIGSTEN
STAKEHOLDERNIHRER ORGANISATION?

Uber persinliche Gesprache (zB. Mittagessen, Telefongesprache). _ 85%; 23
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Uber formelle Gesprache/Anlasse (z.B. runder Tisch, Workshaps, _ 74%: 20
Medienkonferenzen). :
Uber die Medien (2. Print. Radio, Fernsehen). [ NN 7
Uber professionelle Kommunikationsstrategien (z.B. Kampagnen, Labbying). _ 26%; 7
Uber Dritte (z.B. Verbénde, Interessengemeinschaften, Partnerorganisationen, _ 26%: T
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Uber Umfragen (z.B. Online- oder Telefonbefragungen, Feedback-Formulare). - 11%; 3
Uber Social Media-Kanale (zB. Twitter, Facebook YouTube). [l 11%: 3
Garnicht. [ 4% 1
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Anzahl Nennungen (Mehrfachantworten maglich)

Ein permanenter Austausch mit Stakeholdern in verschiedenen Beziehungs- und Kommunikationsformen wirde
eine Positionierung der eigenen Organisation im Politiknetzwerk sowie die systematische Institutionalisierung
eines exekutiven Stakeholder-Managements voraussetzen (Riegg-Stirm & Grand, 2015). Die diesbeziiglichen
Antworten der Umfrage zeichnen aber das Bild einer vorzugsweisen Nutzung verschiedener formeller und infor-
meller Formen direkter Kommunikation auf der einen Seite und eine vergleichsweise bescheidene Nutzung stra-
tegisch mediatisierter und indirekter Kommunikationsformen auf der anderen Seite. Dies konnte darauf hindeuten,
dass Stakeholder-Management im Politiknetzwerk der Energiewende heute noch stark an traditionellen Routinen
ausgerichtet ist, die medial-diskursive Vernetzung der Austauschverhéltnisse noch wenig beriicksichtigt und die
Strukturierung, Beobachtung und Evaluation des strategischen Prozesses noch wenig ausgepragt sind.
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Abbildung 14: Aufwand fir und Nutzen von Stakeholder-Management in den befragten 6ffentlichen Organisationen (N=25: Haufigkeiten in %)

WIE HOCH SCHATZEN SIE IN IHRER ORGANISATION....

... den Aufwand fiir Stakeholder-Management auf der obersten
Fahrungsebene ein?

... den Nutzen auf der obersten Fihrungsebene von Stakeholder- [
Management ein? !

0 5 10 15 20 25
Anzahl Nennungen

msehr gering mgering mmittel gross sehr gross

Die Fokussierung auf Formen direkter Kommunikation kdnnte sich negativ auf die zeitliche Belastung der — viel-
fach allein verantwortlichen — obersten Fiihrungspersonen auswirken. Ein Umfrageteilnehmer sieht die «Vermitt-
lung der komplexen Materie (durch) viele individuelle Gesprache»®? entsprechend als grosse Herausforderung.
76% der befragten Flihrungskrafte schatzen den Aufwand auf der obersten Fiihrungsebene fiir den Umgang mit
Stakeholdern als mittel bis sehr gross ein (vgl. obige Abbildung 14). 40% der Antwortenden betreibt nach eigenen
Angaben schon jetzt einen grossen bis sehr grossen Aufwand fir Stakeholder-Management (vgl. Abbildung 14).

Nichtsdestotrotz wird die Notwendigkeit eines systematischen Stakeholder-Managements von den Fihrungskraf-
ten offentlicher Organisationen im Politikfeld der Energiewende bejaht. 96% der Umfrageteilnehmenden erachten
Stakeholder-Management als nitzlich fir die eigene Organisation. 68% der Fihrungskrafte sehen darin einen
grossen bis sehr grossen Nutzen fur die oberste, strategische Managementebene (vgl. obige Abbildung 14).

Insgesamt deuten die Ergebnisse der explorativen Umfrage darauf hin, dass sich die Fihrungskréfte offentlicher
Organisationen im Schweizer Politiknetzwerk der Energiewende im Rahmen ihrer Moglichkeiten bereits mehr
oder weniger intensiv, wenn auch wenig systematisch und mit nur beschrankter Formenvielfalt der Beziehungs-
pflege, mit ihrer Organisationsumwelt und deren einflussreichen Reprasentanten auseinandersetzen. Sie kénnten
damit im Wesentlichen die Arbeitshypothesen der Autoren bestétigen, wie im Folgenden dargelegt wird.

3.2.3. Diskussion der Ergebnisse

Der Stellenwert und Nutzen eines Stakeholder-Managements scheint auch im Politikfeld der Energiewende aner-
kannt zu sein. Die befragten Fihrungspersonen berichten allerdings von gewichtigen Herausforderungen seiner
Umsetzung. Dazu z&hlt besonders ein erheblicher Aufwand, der sich massgeblich aus der enormen Vielfalt unter-
schiedlicher Interessen und Erwartungen, Themen und Positionen ergibt. Offensichtlich ist aber auch, dass Fiih-
rungskrafte in der strategischen Beziehungspflege mit Stakeholdern wenig proaktiv, massgeblich direkt und nur
teilweise mediatisiert vorgehen, was ein Grund fir die genannten Belastungen sein kénnte. Die regelméssige
Identifikation sowie systematische Analyse, Kategorisierung und Priorisierung von zentralen Akteuren, Anspri-
chen und Vernetzungsverhéltnissen scheint in der Praxis eher die Ausnahme. Stattdessen wird héufig eher ad
hoc reagiert, das Stakeholder-Feld folglich projektbezogen oder umstéandehalber aufgerollt. Dabei wird oftmals
weder gezielt auf vorhandenes, dokumentiertes Wissen zuriickgegriffen, noch dieses systematisch in der Gesam-
torganisation geteilt. Entsprechend lastet nicht nur die Verantwortung, sondern auch der Aufwand fur den Um-
gang mit wichtigen Stakeholdern der Organisation auf den Schultern der obersten Fuhrungskréfte. Das kénnte
dazu fuhren, dass Stakeholder-Management nicht in ausreichendem Masse das ist, was es im Umfeld der Ener-
giewende offensichtlich sein sollte: Eine institutionalisierte, dabei kollektive Praxis reflexiver Gestaltung der Be-
ziehung zwischen den Organisationen und ihrer mediatisierten und vernetzten Umwelt (Riegg-Stirm & Grand,
2015). Die laufende Beobachtung und Analyse, der permanente Austausch in einer Vielfalt der Beziehungs- und
Kommunikationsformen sowie die systematische Evaluation scheinen vielmehr die Ausnahme zu sein.

Die Ergebnisse der explorativen Umfrage kénnten weiter vermuten lassen, dass trotz des betréchtlichen Auf-
wands, den die FUhrungskrafte fir das Stakeholder-Management betreiben, sich noch keine robuste und ausrei-
chend wirkungsvolle Best Practice eingestellt hat, die den spezifischen Anforderungen 6ffentlicher Organisationen

82 Fihrungskraft eines 6ffentlichen Netzbetreibers (Selbst. 6ff.-rechtl. Anstalt mit weniger als 50 Mitarbeitenden).
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im Schweizer Energiesektor auch entsprechen wiirde. So hat keine der befragten Filhrungspersonen etwa eine
eigene, organisationsspezifische Definition des Begriffs «Stakeholder» angegeben oder eigene Analyse- und
Priorisierungskriterien genannt, obwohl dies im Fragebogen mdglich war. Stattdessen wurden Kriterien und Defi-
nitionsmerkmale bejaht, die sich auch in der allgemeinen und einfiihrenden betriebswirtschaftlichen Literatur tGber
Stakeholder-Management finden und/oder direkt Bezug nehmen auf das unmittelbare politische, mediatisierte
und vernetzte Umfeld der befragten 6ffentlichen Organisationen. Die Mehrheit der Antwortenden scheint sich in
der Praxis also kaum griffiger Identifikations-, Ausschluss-, Analyse- und Strukturierungskriterien zu bedienen,
was die Voraussetzung ware flr ein proaktives, dynamisches und strategisches Stakeholder-Management. Auf-
fallig ist dabei, dass insbesondere die Tatsache der diskursiven und medialen Vernetzung von Stakeholdern noch
eher wenig Beachtung findet. Und obwohl die strategische Beziehungspflege zu den wichtigsten Stakeholdern
der obersten Fiihrungsebene zugeordnet wird, verfiigt gemass den befragten Fihrungskraften nur rund ein Drittel
Uber eine dokumentierte Ubersicht, welche auch bei personellen Veranderungen an der Fiihrungsspitze Kontinui-
tat im Umgang mit den wichtigsten Stakeholdern sicherstellen kénnte.

3.3. STAKEHOLDER-MANAGEMENT IM POLITIKNETZ DER ENERGIEWENDE - HAND-
LUNGSBEDARF DER PRAXIS ZUHANDEN TRANSDISZIPLINARER FORSCHUNG

Die Wissenschaft kennt gegenwartig keine ausreichend erprobten Handlungsanleitungen, um die in der Umfrage
identifizierten praktischen Probleme des Stakeholder-Managements zu I6sen. Daraus ergibt sich ein klarer Hand-
lungsbedarf fir die Entwicklung strategischer Konzepte, Verfahren und Instrumente insbesondere fur Fihrungs-
krafte offentlicher Organisationen im Energiesektor. Die Umfrageergebnisse lassen erste Vermutungen zu, in
welchen Bereichen der Praxis dieser Bedarf am grossten ist. Damit ist das Feld fiir eine Zusammenarbeit zwi-
schen wissenschaftlicher Forschung und strategischer Management-Praxis abgesteckt. Es ergibt sich aus Hand-
lungsproblemen, die «flir einzelne Organisationen so relevant sind, dass sie zwingend angegangen werden mus-
sen und gleichzeitig so komplex sind, dass sie nicht mit organisationseigenen Wissensressourcen geldst werden
kénnen» (Stiicheli-Herlach et. al., 2015); es handelt sich also um ein Feld transdisziplinarer Forschung. Die Hand-
lungsprobleme erstrecken sich dabei von der Klarung des Stakeholder-Verstandnisses (Umweltsphéren, Diskur-
se, Issues, Positionen, Vernetzungen) Uber die Verfahren und Instrumente der Beziehungspflege (Identifikation,
Analyse, Bewertung, Strategieentwicklung) bis zur nachhaltigen Verankerung im Gesamtsystem organisationaler
Fuhrung (Strukturierung, Institutionalisierung, Evaluation).
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4. Rechnungslegung und Eigentumerrolle
von offentlich-rechtlichen Korperschatf-
ten (ORK) bei Energieversorgungsun-
ternehmen (EVU)

Andreas Bergmann, Sandro Fuchs, Madeleine Gut, Gabriela Nagel, Christoph Schuler,
Gheorghita Streiff, Gabriel Trinkler

Abstract

Viele Schweizer Kantone sind direkt oder indirekt an Energieversorgungsunternehmen (EVUs) in der Schweiz
beteiligt. Verbunden mit diesen Beteiligungen ergeben sich fiir die Kantone verschiedene finanzielle Chancen und
Risiken. Chancen in Form von Ertragspotential auf Basis laufender Dividendenertrage oder steigenden Wertantei-
len der Beteiligungen. Risiken bestehen insbesondere dann, wenn Beteiligungsertrage tiefer ausfallen als budge-
tiert, die Beteiligungen an Wert verlieren oder gar ganz abgeschrieben werden missen. In diesem Zusammen-
hang wére die 6ffentliche Finanzberichterstattung ein geeignetes Instrument, um transparent tiber Beteiligungen
an EVUs bzw. sich daraus ergebenden finanziellen Chancen und Risiken zu berichten, da auf diesem Gebiet
nach wie vor meist zu wenig adaquate Informationen tber die Beteiligungsverhaltnisse dargelegt werden.

In der Schweiz besteht seit 2008 im o&ffentlichen Sektor ein Trend hin zu modernerer Finanzberichterstattung.
Dies zeigt sich in der Entwicklung verschiedener Kantone, welche bereits von HRM1 auf HRM2 oder IPSAS um-
gestellt haben. Wahrend unter HRM1 priméar die finanzpolitische Sichtweise im Zentrum steht, werden mit HRM2
und insbesondere IPSAS umfassendere Bilanzierungs-, Bewertungs- und Offenlegungspflichten eingefiihrt. Die-
ser Artikel widmet sich der Beantwortung der Fragestellung, wie der Trend hin zu einer moderneren und transpa-
renteren offentlichen Finanzberichterstattung die Aussagekraft der Rechnungen in Bezug auf die direkten sowie
indirekten Beteiligungen an EVUs und die sich daraus ergebenden finanziellen Risiken beeinflusst.

Die Erkenntnisgewinnung basiert dabei insbesondere auf der Analyse von publizierten Geschéftsberichten der
Kantone und EVUs. Im Fokus stehen acht Kantone, welche massgeblich direkt oder indirekt an den vier grossen
EVUs der Schweiz, namentlich Axpo, Alpig, BKW und Repower, beteiligt sind. Um die Entwicklung des Transpa-
renzniveaus der Kantone messbar zu machen, wurden in einem ersten Schritt drei Analyseraster definiert, welche
sich hinsichtlich der Héhe der Beteiligung unterscheiden. Konkret wurde eine Einteilung in Minderheitsbeteiligun-
gen, assoziierte sowie beherrschte Gesellschaften vorgenommen. Basierend auf der Zuordnung der Kantone in
die entsprechenden Raster erfolgte eine Punktevergabe, wobei das Transparenzniveau an drei verschiedenen
Zeitpunkten (Jahren) gemessen wurde, um auch der Entwicklung der Transparenz Rechnung zu tragen.

Zusammenfassend resultierte etwa bei der Halfte der untersuchten Kantone eine Verbesserung des Transpa-
renzniveaus. Diese auf den Wechsel der Rechnungslegung zuruckzufiihrenden Transparenzsteigerungen fielen
insgesamt jedoch eher gering aus. Herausheben lasst sich der Kanton Genf, welcher als einziger untersuchter
Kanton die maximale Punktzahl beziglich der Transparenzbewertung erreicht hat. Aufgrund des relativ hohen
Handlungsspielraums, welcher bei vermeintlich transparenteren Finanzberichterstattungsstandards bestehen
bleibt, fihren auch diese nicht automatisch zu Verbesserungen. Dementsprechend bleibt bei den meisten Kanto-
nen Optimierungspotenzial im Bereich des Transparenzniveaus der Rechnungslegung, zumindest in Bezug auf
die Beteiligungen an EVUs, bestehen.

Keywords: Beteiligung, Energieversorgungsunternehmen, Konsolidierung, Rechnungslegung, Transparenz
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4.1. EINLEITUNG

Die Schweizer Stromwirtschaft ist in einem hohen Mass in &ffentlichem Eigentum. Verschiedene Kantone sind
direkt oder indirekt an Energieversorgungsunternehmen (EVUs) beteiligt. Die tatséchlichen Beteiligungsverhalt-
nisse sind allerdings aufgrund von Kreuzbeteiligungen und indirekten Beteiligungen eher unibersichtlich. Bei-
spielsweise ist der Kanton Bern mit 52.5% Mehrheitsaktionar der BKW Energie AG (BKW), welche ihrerseits
Minderheitsbeteiligungen an Romande Energie Holding SA (Romande Energie) (5%) und Groupe E SA (Groupe
E) (10%) halt. Im Sinne einer Kreuzbeteiligung ist die Groupe E wiederum mit 10% an der BKW beteiligt und halt
zudem 5.8% von Romande Energie. Des Weiteren weist Groupe E eine massgebliche Beteiligung an der EOS
Holding aus, welche ihrerseits zu rund einem Drittel an der Alpig AG (Alpiqg) beteiligt ist (Kanton Bern, 2015; BKW
AG [BKW], 2015).

Die EVUs sind infolge der wechselnden Rahmenbedingungen (fortschreitende Strommarktliberalisierung und
langanhaltend tiefe Grosshandelspreise fiir Strom) vor grosse Herausforderungen gestellt. Aufgrund der aktuali-
sierten Erwartungen fir Grosshandelspreise fur Strom sowie aufgrund des anspruchsvollen regulatorischen Um-
feldes musste beispielsweise Alpiq von 2012 bis 2014 Wertberichtigungen in H6he von ca. 3.3 Mia. CHF vorneh-
men, und dies bei einem durchschnittlichen Buchwert des Eigenkapitals von 5.1 Mia. CHF (vgl. Alpig Holding AG
[Alpig], 2013, 2014 & 2015). Auch die Axpo Holding AG (Axpo) musste umfangreiche Wertberichtigungen vor-
nehmen. Diese betrugen 2013/2014 rund 1 Mia. CHF bei einem durchschnittlichen Buchwert des Eigenkapitals
von 8 Mia. CHF (vgl. Axpo Holding AG [Axpo], 2014).

Verbunden mit diesen Beteiligungen ergeben sich fir die Kantone verschiedene finanzielle Chancen und Risiken.
Chancen ergeben sich in Form von Ertragspotential auf Basis laufender Dividendenertrdge oder steigender Wer-
tanteile der Beteiligungen. Risiken bestehen insbesondere darin, dass Beteiligungsertrége tiefer ausfallen als
budgetiert, die Beteiligungen an Wert verlieren oder gar ganz abgeschrieben werden missen.

In diesem Zusammenhang ware die 6ffentliche Finanzberichterstattung (im Sinne von IPSAS) ein geeignetes
Instrument, um transparent Uiber Beteiligungen an EVUs bzw. sich daraus ergebenden finanziellen Chancen und
Risiken zu berichten. Die Finanzberichterstattung richtet sich an Personen mit Financial Literacy®. Die umfas-
sende Beteiligungsstudie von Avenir Suisse aus dem Jahr 2009 (Meister, 2009) stellt aber fest, dass allgemein
wenig finanzielle Transparenz in Bezug auf die Beteiligungen der Kantone (nicht nur bezogen auf EVUS) herrscht.
Dies mag unter anderem daran liegen, dass zu diesem Zeitpunkt eine Mehrheit der Kantone auf Basis des Har-
monisierten Rechnungsmodells 1 (HRM1) ihre Rechnungen erstellten, welches priméar finanzpolitisch gepragt ist
und den Kantonen wesentlichen Spielraum in Bezug auf die Finanzberichterstattung gab. Seither haben sich die
Rahmenbedingungen jedoch verandert und verschiedene Kantone haben auf transparentere Rechnungslegungs-
normen, wie beispielsweise das Harmonisierte Rechnungslegungsmodell 2 (HRM2) oder die International Public
Sector Accounting Standards (IPSAS) gewechselt. Sowohl HRM2 als auch IPSAS orientieren sich — wenn auch in
unterschiedlichem Ausmass — an der wirtschaftlichen Betrachtungsweise und fordern umfassendere Bilanzie-
rungs-, Bewertungs- und Offenlegungspflichten (vgl. Konferenz der Kantonalen Finanzdirektoren [FDK-CDF],
2008). Mit der Einfuhrung modernerer Rechnungslegungsstandards darf angenommen werden, dass sich die
finanzielle Transparenz in Bezug auf EVU-Beteiligungen ebenfalls verbessert.

Ziel dieses Beitrags ist eine Analyse der finanziellen Transparenz ausgewahlter kantonaler EVU-Beteiligungen.
Hierzu werden die Rechnungen der Kantone analysiert, welche direkt oder indirekt massgeblich an den vier
grossten EVUs der Schweiz beteiligt sind. Im Schwerpunkt wird deren Grad an finanzieller Transparenz beurteilt.
Dabei stellen die Bilanzierungs-, Bewertungs- und Offenlegungsanforderungen gemass IPSAS den Benchmark
dar und gelten im Rahmen dieses Artikels als Good Practice. Im Fokus stehen insbesondere die folgenden drei
Analysepunkte:

e Erfassung der Beteiligungen
e Art der Erfassung der Beteiligungen inkl. Bewertung
e Offenlegung von Informationen in Bezug auf Beteiligungen

8 Financial Literacy bezeichnet die Kombination von finanziellen Kenntnissen, Fahigkeiten, Einstellungen und Verhaltensweisen, welche erfor-
derlich sind, um gute finanzielle Entscheidungen treffen zu kénnen (Australian Securities & Investments Commission, 2015).
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Dieser Artikel gliedert sich in finf Teile. Nach diesem ersten einfliihrenden Kapitel beschreibt Kapitel 2 die Zielset-
zung und leitet den Analyserahmen her. Kapitel 3 befasst sich mit dem Trend zu transparenterer Rechnungsle-
gung von 6ffentlichen Gebietskérperschaften, nennt die wesentlichen Anforderungen der Finanzberichterstattung
in Bezug auf Beteiligungen unter HRM2 und IPSAS und zeigt, welche Kantone nach welchen Grundsatzen ihre
Rechnung erstellen. In Kapitel 4 wird das methodische Vorgehen erlautert. Kapitel 5 beschreibt die Resultate der
Analyse und zeigt, wie sich die finanzielle Transparenz im Umgang mit EVU-Beteiligungen tber die Zeit und mit
neuen Rechnungslegungsgrundséatzen verandert hat. Kapitel 6 gibt ein abschliessendes Fazit zu den Ergebnis-
sen.

4.2. ANALYSERAHMEN UND FORSCHUNGSFRAGEN

Nachfolgend werden der Analyserahmen festgelegt und die Forschungsfragen definiert. In Abbildung 1 wird in
Form einer ersten Ubersicht die aktuelle Situation der fiir diese Arbeit relevanten Beteiligungsstruktur zwischen
den Kantonen und den EVUs aufgezeigt.

4.2.1. Analyserahmen

Verschiedene Kantone sind direkt oder indirekt an EVUs beteiligt. Die finanziellen Chancen und Risiken dieser
Beteiligungen hangen insbesondere von ihrer H6he sowie der wirtschaftlichen Bedeutung der EVU ab. Hohe
finanzielle Chancen und Risiken tragen demnach diejenigen Kantone, die Uiber massgebliche Beteiligungen an
grossen, wirtschaftlich bedeutenden EVUs verfligen. Dieses Papier fokussiert sich deshalb auf die Beteiligungs-
verhaltnisse an den vier gréssten EVUs der Schweiz, namentlich Alpig, Axpo, BKW und Repower AG (Repower),
welche teilweise oder ganz in Besitz von Schweizer Kantonen sind. Diese vier EVUs decken den Schweizer
Strommarkt zu tGber 80 Prozent ab (vgl. International Energy Agency, 2012). Sie sind international tatig, produzie-
ren viel Strom mit eigenen Kraftwerken und handeln mit Energie am (internationalen) Grosshandelsmarkt. Mit
Ausnahme der Axpo sind alle an der Schweizer Borse kotiert. Die sehr volatilen Grosshandelspreise fir Strom
stellen fiir diese Unternehmen ein wesentliches Risiko dar (kleinere EVUs, die nur Uber wenige eigene Kraftwerke
fur die Stromproduktion verfiigen, sind diesem Preisdruck ungleich weniger ausgesetzt). Nachfolgend werden die
Beteiligungsverhaltnisse an den gewéahlten EVUs kurz diskutiert sowie die wirtschaftliche Bedeutung der Unter-
nehmen umrissen. Abbildung 1 zeigt die Beteiligungsverhéaltnisse der vier EVUs grafisch.

Im Falle von Alpiq stehen jene Kantone in einem Beteiligungsverhéltnis, welche direkt an Alpig oder an einem
EVU beteiligt sind, welches seinerseits zu mindestens 20% an der EOSH beteiligt ist. Die EOSH ist die grosste
Aktionéarin der Alpiq mit einer Beteiligung von 31.4% (Alpig, 2015). Alpiq erwirtschaftete 2014 einen Nettoumsatz
von 8.1 Mia. CHF. Die Bilanzsumme betrug fur dasselbe Jahr 11.9 Mia. CHF und das Eigenkapital 4.7 Mia. CHF
(Alpiq, 2015). Rund ein Drittel der gesamten Stromproduktion erfolgt im Ausland (vgl. Alpiq, 2015).

Die Axpo Holding AG mit Sitz in Baden und ihre Tochtergesellschaften Axpo Power AG, Axpo Trading AG,
Avectris AG und die Centralschweizerischen Kraftwerke AG (CKW) sind zu 100 Prozent im Eigentum der Nord-
ostschweizer Kantone (vgl. Axpo, 2015). Die Kantone Zirich und Aargau besitzen direkt und indirekt zusammen
64.73% der Axpo Holding AG. Im Geschéftsjahr 2013/14 erwirtschaftete die Axpo Holding AG einen Umsatz von
6.7 Mia. CHF. Das Eigenkapital fur dasselbe Jahr belief sich auf 7.5 Mia. CHF und die Bilanzsumme betrug 20.2
Mia. CHF (Axpo, 2014). Die Axpo Holding AG verfigt Uber zahlreiche Standorte und Kraftwerke sowie Erdgas
Assets in Europa (Axpo, 2014).

Die BKW befindet sich zu 52.5% in Besitz des Kantons Bern. Sie erwirtschaftete 2014 einen Umsatz von 2.8 Mia.
CHF, die Bilanzsumme fir dasselbe Jahr betrug 7.9 Mia. CHF und das Eigenkapital belief sich auf 2.5 Mia. CHF
(BKW, 2015a). Die BKW ist ebenfalls international tatig (BKW, 2015b).

Der Kanton Graubiinden besitzt rund 60 Prozent an der Repower AG. Die Repower erwirtschaftete 2014 einen
Umsatz von 2.2 Mia. CHF und wies im gleichen Jahr ein Eigenkapital von 0.8 Mia. CHF aus. Die Bilanzsumme
belief sich auf 2.1 Mia. CHF (Repower AG [Repower], 2015). Rund 74% des gesamten Umsatzes erwirtschaftete
die Repower 2014 im Ausland, davon 63% in Italien (Repower, 2015).
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Abbildung 1: Kantonale Beteiligungen an Energieversorgungsunternehmen

4.2.2. Forschungsfragen

Aus den im Analyserahmen dargestellten Beteiligungsverhaltnissen ergeben sich fiir verschiedene Kantone mas-
sgebliche finanzielle Chancen und Risiken. Insbesondere auch deshalb, weil sich das Marktumfeld fiir EVUs
infolge der langanhaltend tiefen Grosshandelspreise fiir Strom schwierig und unklar gestaltet, was auf Ebene der
EVUs teilweise zu substantiellen Wertberichtigungen ihrer Vermogenswerte fuhrte. Eine transparente finanzielle
Berichterstattung der Eigentiimerkantone sollte solche Wert- und Marktentwicklungen der EVUs beriicksichtigen,
um damit eine umfassende sowie chancen- und risikogerechte Informationsgrundlage fur den zukinftigen Um-
gang mit solchen EVU-Beteiligungen zu schaffen.
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Das Ziel dieses Artikels ist es deshalb, die finanzielle Berichterstattung der an den vier grossten EVUs beteiligten
Kantone auf ihre Aussagekraft hin zu Uberprifen. Im Zentrum steht die Beantwortung der folgenden Forschungs-
frage:

Wie beeinflusst der Trend hin zu einer moderneren und transparenteren Finanzberichterstattung von offent-
lich-rechtlichen Kérperschaften die Aussagekraft von deren Rechnungen in Bezug auf die direkten sowie in-
direkten Beteiligungen an EVUs?

4.3. RECHNUNGSLEGUNG UND FINANZBERICHTERSTATTUNG IM OFFENTLICHEN SEKTOR

Auch wenn im Rahmen dieses Artikels die IPSAS als Referenzpunkt und Good-Practice dienen, so wenden nur
eine begrenzte Zahl der Schweizer Kantone die IPSAS an. Dieses Kapitel soll zeigen, wie sich die Rechnungsle-
gung der Schweizer Kantone Uber den Zeitverlauf verandert hat, und die unterschiedlichen Rechnungslegungs-
modelle kurz beschreiben. Diese Informationen sind essentiell, um die Resultate unter Kapitel 5 im richtigen Kon-
text zu beleuchten und daraus die richtigen Schliisse zu ziehen.

4.3.1. Trend zu transparenterer Rechnungslegung

Mit der Herausgabe der ersten Auflage des «Handbuchs des Rechnungswesens der 6ffentlichen Haushalte» im
Jahr 1977 und einer zweiten erweiterten Auflage 1981 (FDK-CDF, 1981) wurde der erste Versuch unternommen,
eine Harmonisierung der Rechnungslegung fir den o6ffentlichen Sektor in der Schweiz zu erreichen. Das Rech-
nungsmodell und die damit veréffentlichten Richtlinien (heute: HRM1) waren zwar unverbindlich und die Einfiih-
rung des Modells fur die Kantone und Gemeinden freiwillig, trotzdem kam es zu einer weitreichenden Harmonisie-
rung der Rechnungslegung auf beiden Gebietskorperschaftsstufen. HRM1 enthalt zwar gewisse Anforderungen
bezuglich Erfassung und Bewertung, hingegen fehlen Grundsétze zur Offenlegung. Dadurch zeigt sich, dass
HRML1 nicht den Erfordernissen einer Finanzberichterstattung nach dem heute verbreiteten Prinzip von «True and
Fair View» entspricht, welches «die Vermittlung einer den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechenden Darstel-
lung der Finanzlage durch die finanzielle Berichterstattung verlangt» (FDK-CDF, 2008), sondern dass eher fi-
nanzpolitische Uberlegungen beriicksichtigt wurden.

Nach einer langeren Ausarbeitungsphase veréffentlichte die Konferenz der Kantonalen Finanzdirektoren im Jahr
2008 das Handbuch zu den weiterentwickelten Rechnungslegungsnormen HRM2. Wie bereits HRM1 basiert
auch HRM2 auf einer periodengerechten Rechnungslegung. Der Anspruch der Harmonisierung zeigt sich aber
besonders im neu Uberarbeiteten Kontenrahmen, welcher schweizweit auf Kantons- und Gemeindeebene einheit-
lich werden sollte. Die kantonalen Finanzdirektoren haben sich auf eine Einfihrung der neuen Rechnungsle-
gungsgrundsatze bis 2018 geeinigt (vgl. FDK-CDF, 2008).

Neben HRM2 haben einige Kantone und Gemeinden ihren Rechnungslegungsstandard direkt von HRM1 auf die
IPSAS geandert®. HRM2 orientiert sich zwar klar an IPSAS, welche eine Rechnungslegung nach dem Prinzip
«True and Fair View» verlangt, lasst aber ein bedeutend grésseren Spielraum hinsichtlich Wahlmdglichkeiten.
Diese Abweichungen von HRM2 zu IPSAS zeigen sich einerseits in den Bewertungsmethoden aber vor allem
auch in den Anforderungen zur Offenlegung (FDK-CDF, 2008; Fuchs et al., 2015).

Die HRM2-Kantone lassen sich in zwei Gruppen unterscheiden, namentlich in HRM2 «plus» und HRM2 «light»
(Fuchs, Bergmann & Brusca, 2015). Der wesentliche Unterschied liegt darin, dass bei der Umsetzung von HRM2
«plus» die Darstellung der Finanzlage nach den tatséchlichen Verhéltnissen («True and Fair View») im Vorder-
grund steht, bei HRM2 «light» jedoch dominiert die finanzpolitische Sichtweise. HRM2 «plus» ist somit eine Um-
setzung, welche Uber die Mindeststandards der Fachempfehlungen hinausgeht und auch zumindest Teile der
fakultativen Empfehlungen beriicksichtigt. Erlauterungen aus dem Amt fir Gemeinden des Kantons St. Gallen

8 Eine detaillierte Darstellung, welche Kantone welche Rechnungslegungsstandards anwenden, findet sich in Abbildung 2.
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(Kanton St. Gallen Amt fir Gemeinden, 2013) beschreiben bei der Auslegung «original» [«plus»] auch einen
Kulturwandel hin zur transparenten Finanzberichterstattung. Bei einer Umsetzung von HRM2 «light» hingegen
bleibt das bisherige (nach HRM1 geltende) Primat der Finanzpolitik bestehen.

4.3.2. Finanzberichterstattung unter HRM1, HRM2 und IPSAS

HRM1 enthalt kaum Angaben beziglich Beteiligungen, einzig ist vermerkt, dass diese nach kaufmé&nnischen
Grundsatzen zu bewerten sind (vgl. MFHG HRM1, Art. 15, Abs.1). Weiter wird in HRM1 empfohlen, dass un-
selbststandige Anstalten (wie Spitaler, Verkehrshetriebe, etc.) sowie Einheiten ohne eigene Rechtspersonlichkeit
zu konsolidieren sind.

Die Gliederung der Aktiven in Verwaltungs- (VV) und Finanzvermdgen (FV) ist ein wesentliches Element bei der
Rechnungslegung nach HRM2%. Das Verwaltungsvermdgen kennzeichnet sich dadurch, dass es nur Vermo-
genswerte enthalt, welche unmittelbar der Erfullung 6ffentlicher Aufgaben dienen. Das Finanzvermdgen enthalt
hingegen nur Vermodgenswerte, welche jederzeit ohne Beeintrachtigung der Erfiillung der &ffentlichen Aufgaben
veraussert werden kdnnen. Das Finanzvermdgen soll eine marktwirtschaftliche Rendite abwerfen, das Verwal-
tungsvermoégen kann eine marktwirtschaftliche Rendite abwerfen, diese muss aber mit einer sinnvollen 6ffentli-
chen Aufgabenerfiillung vereinbar sein. Das Finanzvermégen wird zu Verkehrswerten bewertet (vgl. FDK-CDF,
2008).

Die Beteiligungen an EVUs werden je nach Umfang und Auslegung der Kantone dem Verwaltungs- und/oder dem
Finanzvermdgen zugordnet. Diese unterschiedliche Herangehensweise ist deshalb wichtig, weil bei einem Wech-
sel der Rechnungslegungsnorm von HRM1 zu HRM2 entweder nur das Finanzvermdgen neu bewertet wird
(HRM2 «light») oder zuséatzlich auch das VV einer Neubewertung unterzogen wird (HRM2 «plus»). Ob ein Ver-
mogenswert in Sinne einer Beteiligung letztlich fur die Erfillung der 6ffentlichen Aufgaben genutzt wird (und somit
dem VV zugehorig ist) oder nicht, ist oftmals auch eine politische Entscheidung. Fiir die vorliegende Untersu-
chung sind die Empfehlungen von HRM2 aber nur beschrankt relevant, da sich die Anspriiche hinsichtlich der
Transparenz letztlich an IPSAS im Sinne der Good Practice orientieren.

Bezlglich der Frage der Konsolidierung gibt es nach HRM2 eine Unterteilung in drei Konsolidierungskreise. Fiir
die Kreise 1 und 2 besteht eine Konsolidierungspflicht. Anstalten und Organisationen (Kreis 3) kénnen wahlweise
konsolidiert oder im Beteiligungsspiegel ausgewiesen werden (FDK-CDF, 2008).

*  Kreis 1: Parlament, Regierung und engere Verwaltung;
*  Kreis 2: Rechtspflege und weitere kantonale Behorden;
*  Kreis 3: Anstalten und weitere Organisationen.

Im Vergleich zu HRM2 besteht bei IPSAS eine Konsolidierungspflicht fur alle kontrollierten Einheiten: «lm konso-
lidierten Abschluss sind samtliche beherrschten Einheiten der beherrschenden Einheit anzugeben [...]» (IPSAS
6.20). Zentral hierbei ist der Begriff der Kontrolle, welcher in IPSAS wie folgt definiert ist: «Beherrschung ist die
Maoglichkeit, die Finanz- und Geschéftspolitik einer anderen Einheit zu bestimmen, um aus ihrer Tatigkeit Nutzen
zu ziehen» (IPSAS 2.8). Beteiligungen an assoziierten Unternehmen hingegen werden bei den IPSAS nach der
Equity-Methode erfasst. Gemeinsam kontrollierte Unternehmen (Joint Ventures) kdnnen nach IPSAS 8.35 — 8.46
mittels Quotenkonsolidierung oder der Equity-Methode erfasst werden. Im Falle der Equity-Methode wird der
Beteiligungsanteil bei erstmaliger Bilanzierung zu Anschaffungskosten ausgewiesen. Danach veréndert sich der
Buchwert durch den Anteil des erzielten Gewinnes oder Verlustes (inkl. Gewinnausschittung) sowie ergebnis-
neutrale Anderungen des Eigenkapitals der assoziierten Einheit. Es erfolgt dementsprechend eine ergebniswirk-
same Erfassung (Adam, 2013, S. 44). Da bei der Equity-Methode lediglich das anteilige Eigenkapital und Ergeb-
nis in die konsolidierte Rechnung einfliesst und nicht die gesamte Bilanz und Erfolgsrechnung wie bei der Voll-
konsolidierung, ist sie gegenuber dieser als weniger transparent einzustufen.

Nach den bisherigen Ausfiihrungen in diesem Kapitel kénnte von einer Art Transparenz-Hierarchie ausgegangen
werden. Dementsprechend wiirde HRM1 als das die Transparenz am wenigsten férdernde Modell betrachtet

85 Eine Unterteilung von FV und VV wurde bereits unter HRM1 eingefiihrt.
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werden, gefolgt von HRM2 «light». HRM2 «plus» hingegen sollte mehr Transparenz in der Rechnungslegung
bewirken und schliesslich wéare zu erwarten, dass die Anwendung von IPSAS zur Maximalpunktzahl in der Bewer-
tung der Transparenz fuhrt.

4.3.3. Rechnungslegungsnormen der Kantone

Abbildung 2 prasentiert die angewandten Rechnungslegungsnormen der Schweizer Kantone Uber den Zeitver-
lauf. Ausgangspunkt bildet das Jahr 2007, weil bis zu diesem Zeitpunkt samtliche Kantone ihre Rechnung nach
den Grundséatzen von HRML1 erstellt haben. In den folgenden Jahren stellten verschiedene Kantone zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten auf modernere Rechnungslegungsnormen mit verschiedenen Auspragungen um. Diese
Heterogenitat wird in Abbildung 2 zum Ausdruck gebracht.

Veréanderung der Rechnungslegungsnormen Legende
Kantone der Jahresrechnungen HRM1
2007 (2008 2009|2010 2011|2012 (2013|2014 HRM2 light
AG % HRM2 plus
BE IPSAS
FR
GE
GR
SO
VD
ZH

Abbildung 2: Verénderung der Rechnungslegungsnormen der Jahresrechnungen

Wie in Kapitel 2 beschrieben, orientiert sich die vorliegende Arbeit an den IPSAS Standards im Sinne einer Good
Practice. Da, wie in Abbildung 2 gezeigt, jedoch nur wenige Kantone sich auch zur Anwendung von IPSAS ver-
pflichtet haben, bleiben die verschiedenen Auslegearten von HRM2 in der Schweiz sehr aktuell und relevant. Der
Unterschied zwischen HRM2 und IPSAS im Sinne von weniger rigiden Ausfiihrungen und einem grdsseren Ent-
scheidungsspielraum ist vor allem auf die foderalen Strukturen der Schweiz und die Bertcksichtigung finanzpoliti-
scher Kompetenzen zurlickzufuihren (vgl. auch Fuchs et al., 2015). Welche Auswirkungen dieser grossere Spiel-
raum in Bezug auf Beteiligungen an EVUs haben kann, soll in einem ersten Schritt im Kapitel 5 aufgezeigt wer-
den. Die weiterreichenden finanzpolitischen Implikationen werden jedoch erst in einem zweiten Working Paper
dieser Serie behandelt. Das folgende Kapitel beschéftigt sich zunachst mit dem methodischen Vorgehen.
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4.4, METHODISCHES VORGEHEN

Im Rahmen einer empirischen Untersuchung wurden die publizierten Rechnungen der Kantone, welche direkt
oder indirekt an den vier grossten EVUs der Schweiz beteiligt sind, zu unterschiedlichen Zeitpunkten analysiert.
Im Grundsatz wurden die Jahresrechnungen vor und nach der Umstellung auf HRM2 / IPSAS sowie das Jahr
2014 analysiert. Dies ermdglichte es, eine aktuelle Aussage der finanziellen Transparenz beziiglich der EVU-
Beteiligungen per Finanzjahr 2014 zu machen. Zudem kdnnen Entwicklungen tber die Zeit sowie Umstellungsef-
fekte neu angewandter Rechnungslegungsgrundsatze aufgezeigt werden.

Weil unterschiedliche Kantone zu unterschiedlichen Zeitpunkten ihre Rechnungslegung umgestellt haben (vgl.
Kapitel 3.3), variieren die Analysezeitpunkte. Um eine angemessene Homogenitat und Vergleichbarkeit zwischen
den Kantonen sicherzustellen, wurde als Ausgangspunkt das Jahr 2007 fur die beiden IPSAS-Kantone ZH und
GE sowie das Jahr 2009 fir die HRM2-Kantone GR, SO, VD, FR und AG definiert. Fir den Kanton Bern, welcher
seine Rechnungslegung noch nicht umgestellt hat, werden lediglich die Jahre 2009 und 2014 analysiert.

Um die Aussagekraft der Finanzberichterstattung in Bezug auf die EVU-Beteiligungen mdoglichst umfassend und
objektiv zu messen, werden unterschiedliche Kriterien zum transparenten Umgang mit Beteiligungen definiert.
Diese Kriterien orientieren sich an den inhaltlichen Regelungen der IPSAS namentlich in Bezug auf die Erfas-
sung, Bewertung und Offenlegung.

Die Kriterien fiir die Messung der Aussagekraft der Kantonsrechnungen sind:

1) Erfassung: Werden die EVU-Beteiligungen in der Rechnung erfasst (Bilanzierung: Ausweis als Vermo-
gensposition oder als Bestandteil der vollkonsolidierten Jahresrechnung)?

2) Art der Erfassung: Wie werden die Beteiligungen in der Rechnung erfasst (Konsolidierungsmethode)?

3) Bewertung: Wie werden die erfassten Beteiligungen in der Rechnung bewertet (formelle Bewertungsre-
geln)?

4) Offenlegung: Welche Informationen in Bezug auf EVU-Beteiligungen werden im Anhang offengelegt?

Die kantonalen EVU-Beteiligungen lassen sich geméss Analyserahmen in drei Gruppen unterscheiden, fur die
gemass IPSAS je unterschiedliche Erfassungs-, Bewertungs- und Offenlegungspflichten vorausgesetzt werden.
Dies sind namentlich:

1) Mehrheitsbeteiligungen, aus denen ein beherrschender Einfluss resultiert (IPSAS 6): AG AEW Energie-
AG (AEW), BE (BKW), FR (Groupe E), GE Service industriels de Genéve (SIG), ZH Elektrizitatswerke
des Kantons Zirich (EKZ), GR (Repower)8¢;

2) Anteile an assoziierten Gesellschaften®” (IPSAS 7): GR (Repower), VD (Romande E), ZH (Axpo), AG
(Axpo);

3) Minderheitsbeteiligungen®® (IPSAS 28 bis 30): SO (Alpiq).

Um den gezielten Anforderungen der unterschiedlichen Beteiligungsverhéltnisse gerecht zu werden, wurden auf
Basis der spezifischen IPSASs (Stand bis 2014) drei verschiedene Analyseraster konstruiert. Diese drei Analyse-
raster werden in der vorliegenden Untersuchung als Good Practice definiert, da anzunehmen ist, dass IPSAS
insgesamt die umfassendsten (und damit transparentesten) Vorschriften in Bezug auf den Umgang mit Beteili-
gungen und die Konsolidierung von beherrschten Einheiten machen (vgl. Bergmann, Grossi, Rauskala & Fuchs,
2015; Warren, 2012).

Die kantonalen EVU-Beteiligungen werden sodann mit den jeweiligen Good-Practice-Anséatzen verglichen. Dar-
aus resultiert ein objektiv messbarer Transparenzindikator. Eine maximale Transparenzpunktzahl ergibt sich
dann, wenn fiur die jeweiligen Analyseraster sdmtliche Vorgaben von IPSAS eingehalten werden. Die blau schat-
tierten Felder markieren fir jedes Analyseraster den Good-Practice-Pfad. Abweichungen von der maximal mogli-
chen Transparenzpunktzahl deuten darauf hin, dass die IPSAS nicht umfassend angewandt werden und auf
alternative Erfassungs- Bewertungs- oder Offenlegungsvorschriften ausgewichen wird.

8 Der Kanton Graubiinden hélt seit 2013 58.3% der Repower-Aktien (vorher 46%).
87 Beherrschung zwischen 20 und 50%.
88 Beherrschung bis 20%.
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4.4.1. Analyseraster 1: Mehrheitsbeteiligungen (mit Beherrschung)

Grundsatzlich haben geméass IPSAS 6 alle beherrschenden Einheiten die Pflicht zur Aufstellung eines konsolidier-
ten Rechnungsabschlusses, in dem samtliche beherrschten Einheiten (namentlich auch die beherrschten EVUS)
vollstéandig zu konsolidieren sind. Abbildung 3 bildet die vorgeschriebenen Praktiken betreffend Konsolidierung
der verschiedenen Rechnungslegungsarten ab. Wahrend, wie vorgangig erwahnt, IPSAS die Vollkonsolidierung
samtlicher beherrschten Einheiten verlangt, ist diese bei HRM2 fiir Anstalten und weitere Organisationen nicht
obligatorisch. Zwingend notwendig ist lediglich eine «transparente Darstellung» im Beteiligungsspiegel. In HRM1
werden keine Vorgaben betreffend Konsolidierung gemacht.

Keine Vorgaben
betreffend

Vollkonsolidierung
oder Darstellung im
Beteiligungsspiegel

Vollkonsolidierung

Konsolidierung «Good Practice»

/ y Y
HRM2 HRM2
HRM1 Light Plus

Abbildung 3: Konsolidierungsvorgaben

Eine Beherrschung liegt vor, wenn eine Einheit die Méglichkeit hat, die Finanz- und Geschéftspolitik einer ande-
ren Einheit zu bestimmten. Damit eine Beherrschung vorliegt, muss aber nicht zwangslaufig eine Mehrheitsbetei-
ligung vorliegen. Im Rahmen dieses Artikels wird davon ausgegangen, dass Kantone mit Mehrheitsbeteiligungen
an EVUs (Beteiligung > 50%) diese auch beherrschen. Nachfolgend werden die vier unterschiedlichen Ebenen
des Analyserasters 1 sowie die zu erreichenden Transparenzpunkte kurz diskutiert und dann in einem Entschei-
dungsbaum (Abbildung 5) festgehalten:

Ebenen Beschreibung / Punktevergabe

Erfassung Fur die Erfassung der Beteiligung in der Bilanz wird 1 Punkt vergeben.
Dabei ist unerheblich, wie die Beteiligung in der Bilanz erfasst oder bewertet
wird. Wird die Beteiligung nicht in der Bilanz erfasst, werden 0 Punkte ver-
geben.

Art der Erfassung Falls ein beherrschtes EVU wie unter IPSAS 6 vorgesehen vollstandig kon-
solidiert wird, werden 3 Punkte vergeben. Wenn auf eine Vollkonsolidierung
verzichtet wird, die Beteiligung aber nach der Equity-Methode erfasst wird,
werden 2 Punkte vergeben.

Bewertung Wird die Beteiligung weder vollstdndig konsolidiert nhoch gemass Equity-
Methode erfasst, wird 1 Punkt vergeben, falls die Beteiligung auf Basis von
Exit-Werten8® (namentlich Marktwerten) bewertet wird. Wird die Beteiligung
lediglich auf Basis von Entry-Werten (Anschaffungskosten, Nominalwert)
bewertet, werden 0 Punkte vergeben.

Offenlegung Es wird dann 1 Punkt vergeben, wenn eine Mehrheit der Offenlegungs-
pflichten gemass IPSAS 6% eingehalten wird.

Maximal Transparenzpunktzahl 5 Punkte

8 Die Definition der Exit- und Entry-Werte wurde vom IPSAS Conceptual Framework iibernommen. Dort finden sich auch einige detaillierte
Ausfiihrungen (vgl. IPSASB, 2014c).
%0 vgl. IPSAS 6.62 — 6.64 (IPSASB, 2014a).
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Abbildung 4: Analyseraster fur Mehrheitsbeteiligungen
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4.4.2. Analyseraster 2: Assoziierte Gesellschaften

Assoziierte Einheiten sind solche Einheiten, tUber die der Anteilseigner einen massgeblichen Einfluss austiben

kann. Ein massgeblicher Einfluss liegt dann vor, wenn der Anteilseigner die Finanz- und Geschéftspolitik der

assoziierten Einheit mitbestimmen kann, ohne diese Entscheidungen beherrschen zu kénnen. Bei einer Beteili-

gung in Form von Aktien oder anderen Stimmrechten in Héhe von 20-50 Prozent ist ein massgeblicher Einfluss

anzunehmen (vgl. IPSAS 7). Nachfolgend werden die vier unterschiedlichen Ebenen des Analyserasters 2 sowie

die zu erreichenden Transparenzpunkte kurz diskutiert und dann in einem Entscheidungsbaum (Abbildung 6)

festgehalten:
Ebenen Beschreibung / Punktevergabe
Erfassung Fir die Erfassung der Beteiligung in der Bilanz wird 1 Punkt vergeben.

Dabei ist unerheblich, wie die Beteiligung in der Bilanz erfasst oder bewertet
wird. Wird die Beteiligung nicht in der Bilanz erfasst, werden 0 Punkte ver-
geben.

Art der Erfassung

Erfasst ein Kanton eine massgebliche EVU-Beteiligung wie unter IPSAS 791
vorgesehen anhand der Equity-Methode, werden 2 Punkte vergeben.

Bewertung

Wird die Beteiligung nicht gemass Equity-Methode erfasst, wird dann 1
Punkt vergeben, wenn die Beteiligung auf Basis von Exit-Werten (nament-
lich Marktwerten) bewertet wird. Wird die Beteiligung lediglich auf Basis von
Entry-Werten (Anschaffungskosten, Nominalwert) bewertet, werden 0 Punk-
te vergeben.

Offenlegung

Es wird dann 1 Punkt vergeben, wenn eine Mehrheit der Offenlegungs-
pflichten gemass IPSAS 792 eingehalten wird.

Maximal Transparenzpunktzahl

91 vgl. IPSAS 7.19 - 7.36(40).
92 Vg, IPSAS 7.43 - 7.46.

4 Punkte
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Erfassung

Art der Erfassung

Bewertung

Offenlegung

Erfassung

Nein
(0)
Equity-Methode Nl:nh:tig::y-
2
(2) 0)
Entry
(0)
Offenlegung

Mehrheit der

Kriterien erfiillt

(1)

Mehrheit der
Kriterien nicht
erfiillt
(0)

Abbildung 5: Analyseraster flr assoziierte Gesellschaften
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4.4.3. Analyseraster 3: Minderheitsbeteiligungen

Als Minderheitsbeteiligungen gelten all diejenigen Beteiligungsverhéltnisse bei der keine Beherrschung oder kein
massgeblicher Einfluss existiert. Falls ein Kanton mit weniger als 20 Prozent an einem EVU beteiligt ist, wird von
einer Minderheitsbeteiligung ausgegangen. Entsprechend anwendbar sind die IPSAS 28 bis 30, die sich auf Fi-
nanzinstrumente beziehen. Nachfolgend werden die drei unterschiedlichen Ebenen des Analyserasters 3 sowie
die zu erreichenden Transparenzpunkte kurz diskutiert und dann in einem Entscheidungsbaum (Abbildung 7)
festgehalten:

Ebenen Beschreibung / Punktevergabe

Erfassung Fir die Erfassung der Beteiligung in der Bilanz wird 1 Punkt vergeben.
Dabei ist unerheblich, wie die Beteiligung in der Bilanz erfasst oder bewertet
wird. Wird die Beteiligung nicht in der Bilanz erfasst, werden 0 Punkte ver-
geben.

Bewertung Es wird dann 1 Punkt vergeben, wenn die Beteiligung auf Basis von Exit-
Werten (namentlich Marktwerten, allenfalls fortgefiihrte Anschaffungskos-
ten) bewertet wird. Wird die Beteiligung lediglich auf Basis von Entry-Werten
(Anschaffungskosten, Nominalwert) bewertet, werden O Punkte vergeben.

Offenlegung Es wird dann 1 Punkt vergeben, wenn eine Mehrheit der Offenlegungs-
pflichten gemass IPSAS 30 eingehalten wird.

Maximale Transparenzpunktzahl 3 Punkte

Erfassung
Erfassung
Nein
(0)
Bewertung Entry
(0)
Offenlegung

Offenlegung

Mehrheit der
Kriterien nicht
erfillt
(0)

Mehrheit der

Kriterien erfiillt

(1)

Abbildung 6: Analyseraster fiur Minderheitsbeteiligungen
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4.5. RESULTATE

Unter Ziff. 5.1 wird die Aussagekraft der offentlichen Finanzberichterstattung in Bezug auf die Beteiligungsver-
héltnisse an EVUs grafisch aufgezeigt und in den weiteren Subkapiteln (5.2 — 5.4) diskutiert.

45.1. Aussagekraft der 6ffentlichen Finanzberichterstattung in Bezug auf die Beteiligungsverhaltnisse
an EVUS

Abbildung 7 gibt einen zusammenfassenden Uberblick tiber die Entwicklung der Finanzberichterstattungen der
analysierten Schweizer Kantone in Bezug auf die Beteiligungen der Kantone an EVUs. Dabei wird untersucht, wie
sich die Berichterstattung Uber die Zeit und/oder mit Umstellung auf eine modernere Rechnungslegung veréndert
hat. Die untenstehende Tabelle beriicksichtigt die unterschiedlichen Kantone und ihre (teilweise @ndernden®?)
Beteiligungsverhaltnisse an den EVUs sowie die angewandten Rechnungslegungsgrundsétze Uber die Zeit. Ein
Vergleich zwischen den Kantonen und unterschiedlichen Beteiligungsverhéltnissen ist deshalb auch schwierig.
Innerhalb des gleichen Kantons lassen sich aber Riickschliisse ziehen, wie sich die finanzielle Transparenz in
Bezug auf den Umgang mit EVU-Beteiligungen tber die Zeit verandert hat. Wie bereits unter Kapitel 3.2 aufge-
fuhrt, gilt IPSAS als Good Practice, weil insgesamt anzunehmen ist, dass IPSAS die umfassendsten Vorschriften
in Bezug auf den Umgang mit Beteiligungen und die Konsolidierung von beherrschten Einheiten vorgeben. Auch
wenn nicht sdmtliche Kantone ihre Jahresrechnungen vollstandig auf IPSAS umgestellt haben, so ist trotzdem
anzunehmen, dass der Trend hin zu modernerer Finanzberichterstattung die Aussagekraft der Jahresrechnungen
in Bezug auf die Beteiligungen an EVUs tendenziell positiv beeinflusst.

Aussagekraft der Finanzberichterstattun

Kanton / EVU

2007 2008 2009 2010 2011 2012
AG / AEW* 1(5)/ B
AG / Axpo* 1(4) 1 A
BE / BKW** 2(5) /B
FR / Groupe E 1(5) /B 7 HoiiE
GE/ SIG 1(5) /B
GR / Repower 14) /1 A
SO/ Alpiq 1(3) /M
VD / Romande E* 1(4) /1 A
ZH /| Axpo 14 /A
ZH/ EWZ 1(5) /B

Legende B= Beherrscht (vgl. Analyseraster 1) A=Assoziiert (vgl. Analyseraster 2); M=Minderheit (vgl. Ana-

lyseraster 3)

*Aufgrund der Umstellung der Rechnungslegung im letzten Berichtsjahr fallt die erste Rechnung
nach der Umstellung (2014) auf dasselbe Jahr wie die letzte verfigbare Rechnung (2014). Des-
halb entféllt der zweite Berichtszeitpunkt.

**Der Kanton Bern wird die Umstellung auf HRM2 plus voraussichtlich im Jahr 2017 vornehmen.

Abbildung 7: Transparenztabelle

% Die Hohe und damit die Typisierung der Beteiligung hat sich einzig im Kanton Graubiinden veréandert und zwar von Assoziiert (A) zu Be-
herrscht (B).
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4.5.2. Kantone und ihre EVU-Beteiligungen unter HRM1

Abbildung 7 zeigt, dass die Aussagekraft der Finanzberichterstattung unter HRM1 beziiglich kantonaler Beteili-
gungen an EVUs begrenzt ist. Zwar werden sdmtliche Beteiligungen in der Bilanz erfasst, allerdings konstant zu
Entry-Werten, namentlich zu Anschaffungskosten oder Nominalwerten. Auf eine Vollkonsolidierung fiir beherrsch-
te Unternehmen oder Bewertung zu anteiligem Eigenkapital von assoziierten Unternehmen gemass IPSAS 6 oder
7 wird verzichtet. Ebenso wird auf prazisierende Informationen im Anhang verzichtet, die aber notwendig wéren,
um die Beteiligungsverhaltnisse an den EVUs umfassend zu verstehen. Eine Ausnahme bildet diesbezlglich der
Kanton Bern, welcher im Anhang zur Jahresrechnung diverse Informationen zu seiner Beteiligung an der BKW
auffihrt. So werden beispielsweise das anteilméssige Eigenkapital nach der Equity-Methode bewertet und die
konsolidierte Bilanz und Erfolgsrechnung der BKW sowie die mit dieser Beteiligung verbundenen Risiken aufge-
zeigt (vgl. Kanton Bern, 2010).

Insgesamt bestatigen diese Resultate die generelle Annahme, dass Jahresrechnungen unter HRM1 nur eine
begrenzte Aussagekraft aufweisen. Diese Annahme gilt im Allgemeinen wie im Spezifischen, namentlich in Bezug
auf die Beteiligungsverhaltnisse Schweizer Kantone an EVUs. Fir den Umgang mit EVUs bieten (oder boten)
Jahresrechnungen nach HRM1 keine konsequente Entscheidungsbasis, weil allgemein nicht der wirtschaftlichen
Betrachtungsweise gefolgt wird und zudem wesentliche Angaben im Anhang fehlen.

4.5.3. Kantone und ihre EVU-Beteiligungen unter HRM2 und IPSAS

Es wéare zu erwarten gewesen, dass mit der Einfihrung modernerer und transparenterer Rechnungslegungs-
grundsétze auch mehr finanzielle Transparenz geschaffen wird, da sich sowohl HRM2 und insbesondere auch
IPSAS an der wirtschaftlichen Betrachtungsweise orientieren und somit finanzielle Risiken und Chancen aus
Beteiligungen auch konsequenter in die Finanzberichterstattung integriert werden sollten.

Allerdings zeigt sich in der Praxis, dass durch die Einfiihrung von HRM2 oder IPSAS nur bedingt mehr finanzielle
Transparenz in Bezug auf den Umgang mit (EVU-) Beteiligungen geschaffen wird und dass vielfach von einer
marktndheren Bewertung abgewichen wird. Dies gilt insbesondere fiir die Kantone Genf und Zirich, welche in
den Jahren 2008 respektive 2009 ihre Rechnungen auf IPSAS umgestellt haben. Beide Kantone verzichteten im
Zuge der Umstellung auf eine Vollkonsolidierung ihrer beherrschten EVUs oder Marktbewertung ihrer Minder-
heitsanteile sowie umfassende Angaben im Anhang. Die Grunde dafir sind unterschiedlich. Wahrend Genf die
IPSASs sequentiell implementierte und erst in nachfolgenden Perioden auf eine Vollkonsolidierung der SIG um-
stellte, bewertet der Kanton Zirich die Beteiligungen an der Axpo und der EKZ bis heute zu Anschaffungswerten.
Der Buchwert der EKZ-Anteile betrédgt namentlich 0, weil das gesamte Dotationskapital zurlickbezahlt wurde. Es
gilt jedoch hervorzuheben, dass insbesondere in den Jahren nach der Umstellung auf IPSAS die Anhangs-
Informationen zu den Beteiligungen an der AXPO und der EKZ erheblich verbessert wurden und damit deutlich
mehr entscheidungsrelevante Informationen verfigbar sind. Beispielsweise werden finanzielle Eckwerte und
zusétzliche Erlauterungen der EKZ und der AXPO prasentiert, die es erlauben, mit diesen Beteiligungen verbun-
dene Chancen und Risiken besser zu verstehen. Auch der Kanton Aargau, welcher im Jahr 2014 auf die erweiter-
te HRM2-Variante umgestellt hat, verzichtet weiterhin auf eine vollstandige Konsolidierung der beherrschten AEW
und bewertet die Minderheitsanteile an der Axpo immer noch zu Nominalwerten. Zwar schreibt HRM2 eine Voll-
konsolidierung beherrschter Einheiten nicht zwingend vor. Es ware aber zu erwarten, dass zumindest die Beteili-
gungen zu Markt- oder Verkehrswerten bilanziert werden, wie es die erweiterte Variante von HRM2 (HRM2
«plus») auch vorsieht.

Auch die Kantone FR (Groupe E) und VD (Romande E) anderten im Zuge ihrer Umstellung auf HRM2 (Basisvari-
ante) ihre Finanzberichterstattungspraxis in Bezug auf ihre Beteiligungen an EVUs nicht und bewerten ihre Antei-
le zu Nominalwerten im Verwaltungsvermogen. Diese Praxis ist mit der Basisvariante unter HRM2 konsistent
(HRM2 «light»), die keine Neubewertung des Verwaltungsvermdgens vorsieht.

Insgesamt gibt es nur zwei Kantone, die im Zuge der Einfihrung von HRM2 «plus» auf eine marktnédhere Bewer-
tungspraxis umgestellt haben, namentlich GR (Repower) und SO (Alpig) und somit den angestrebten Transpa-
renzgewinn durch den Einsatz modernerer Rechnungslegungsvorschriften auch erreichen. Der Kanton Solothurn
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bewertet die Alpig-Aktien zum Kurswert, unter Berlicksichtigung eines Abschlages von 20% aufgrund der schwe-
ren Verkauflichkeit (Kanton Solothurn, 2013). In Graubiinden erfolgt die Bewertung der an der Repower gehalte-
nen Anteile zum volumengewichteten Durchschnittspreis der letzten 60 Bérsenhandelstage (Kanton Graubiinden,
2014). Die marktnahere Bewertung der Aktienanteile fihrte in beiden Kantonen im Umstellungsjahr und den fol-
genden Fiskaljahren zu teilweise erheblichen (negativen) Bewertungskorrekturen. Beispielsweise musste der
Kanton Graubinden im Zuge der Umstellung auf HRM2 und marktndhere Bewertungsmethoden im Jahr 2013
rund 102.6 Mio. CHF (Kanton Graubilinden, 2014) Wertberichtigungen vornehmen, die das Gesamtergebnis der
Erfolgsrechnung erheblich belastete. Im Jahr 2014 mussten zuséatzliche 64.2 Mio. CHF wegen tieferer Bérsenkur-
se wertberichtigt werden. Diese Bewertungskorrektur der Repower-Aktien war somit mitverantwortlich fur das
publizierte Defizit des Kantons GR von -55 Mio. CHF im Jahr 2014. Dieses Beispiel zeigt, wie sehr sich die An-
wendung von Verkehrswerten auf die Jahresrechnung von ORK auswirken kann und wie wesentlich die entspre-
chende Transparenz ist.

45.4. Kantone und ihre EVU-Beteiligungen: Finanzielle Transparenz tiber den Zeitverlauf

Im Vergleich zu den Ausgangsjahren 2007 und 2009 prasentiert sich die finanzielle Transparenz in Bezug auf den
Umgang mit EVU-Beteiligungen im Jahr 2014 punktuell besser. In den Jahren 2007 und 2009 erreichten die Kan-
tone 11 von 44 mdoglichen Punkten (25 Prozent). Im Jahr 2014 weisen sie 18 von insgesamt 45% mdglichen
Punkten auf (40 Prozent). Als Treiber dieser erhdhten finanziellen Transparenz sind die Kantone GE, SO, GR und
teilweise auch ZH hervorzuheben. Insbesondere der Kanton GE stellt im relativen Vergleich zu den restlichen
Kantonen ein Good-Practice-Beispiel dar, weil er mittlerweile die SIG vollstédndig konsolidiert. Damit ist er aktuell
der einzige Kanton, der fir beherrschte Einheiten das System der Vollkonsolidierung anwendet. Andere Kantone
wie beispielsweise GR verzichten zwar auf die vollstandige Konsolidierung ihrer beherrschten EVUs, wenden
aber seit der Umstellung auf HRM2 «plus» marktndhere Bewertungsanséatze an und erh6hen dadurch ebenfalls
die finanzielle Transparenz. Insgesamt lassen die Resultate darauf schliessen, dass die Implementation von
HRM2 «plus» und IPSAS mdogliche Treiber fur eine transparentere Finanzberichterstattung im Allgemeinen und
spezifisch auch in Bezug auf EVU-Beteiligungen darstellen. Die Resultate zeigen aber auch, dass die Einfiihrung
modernerer Rechnungslegungsvorschriften nicht in jedem Fall zu erhéhter finanzieller Transparenz fiihren. Ver-
schiedene Kantone wie beispielsweise AG und ZH verzichten trotz neuerer Rechnungslegungsnormen explizit auf
eine Marktbewertung ihrer EVU-Beteiligungen. Aus einer betriebswirtschaftlichen Perspektive bergen solche
Entscheide Risiken, weil bestehende Informations-Asymmetrien zwischen Verwaltung und Politik bestehen blei-
ben. Die Beispiele der Kantone GR und SO zeigen, dass eine Umstellung auf eine Marktbewertung die Informati-
onsbasis fur Verwaltung und Politik entscheidend beeinflussen kann.

Obwohl sich die finanzielle Transparenz uber die Jahre und mit dem Einsatz neuer Rechnungslegungsvorschrif-
ten teilweise verbessert hat, zeigt sich, dass weiterhin erhebliches Optimierungspotential besteht. Im Jahr 2014
wurden von den analysierten Kantonen nur 40 Prozent der total méglichen Transparenzpunkte (18 von 45) erzielt,
obwohl bis auf den Kanton BE samtliche Kantone auf neue Rechnungslegungsnormen umgestellt haben.

% Weil der Kanton Graubiinden uber den Zeitverlauf das Aktienkapital an Repower erhéht hat und diese nun beherrscht, ergeben sich im Jahr
2014 45 mogliche Transparenzpunkte.
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4.5.5. Fazit und Ausblick

Ziel dieser Untersuchung war es, aufzuzeigen, welche Auswirkungen die angewandten Rechnungslegungsmodel-
le auf die Aussagekraft der Kantonsrechnungen in Bezug auf die Beteiligungen an EVUs haben. Obwohl sich
diese Arbeit auf wenige Kantone (n=8) und ihre Beteiligungen an EVUs beschrankt, kann den Resultaten auf-
grund des gewahlten Analyserahmens und des objektiven Benchmarks zur Messung des Transparenzniveaus
eine gewisse Aussagekraft attestiert werden.

Die Annahme, dass die Aussagekraft der Jahresrechnungen unter HRM1 begrenzt ist, wurde durch die Resultate
der vorliegenden Arbeit soweit bestétigt. Die Einfihrung von HRM2 bzw. IPSAS fuhrt jedoch nicht automatisch zu
einem aussagekréftigeren Umgang mit EVU-Beteiligungen, da bei der Umsetzung ein grosser Handlungsspiel-
raum besteht. Die Aussagekraft der Kantonsrechnungen 2014 hat sich im Vergleich zu den Ausgangsjahren 2007
und 2009 nur punktuell verbessert. Zwar wurde eine gesamte Steigerung von 25% auf 40% der Gesamtpunktzahl
erreicht, trotzdem besteht tiber die Gesamtheit der Kantone noch ein betrachtliches Verbesserungspotential®®.

Verbunden mit der Umstellung auf eine wirtschaftliche Betrachtungsweise werden im Zuge der Umstellung auf
HRM2 oder IPSAS finanzielle Risiken und Chancen aus EVU-Beteiligungen konsequenter in die Finanzberichter-
stattung integriert und beeinflussen somit massgebliche Entscheidungsgréssen wie beispielsweise Budgetdefizite
oder -Uberschiisse. In diesem Zusammenhang ist anzunehmen, dass der Informationsgehalt der Jahresrechnung
steigt, weil bestehende Informations-Asymmetrien zwischen Verwaltung (Agent) und Parlament/Stimmbirger
(Prinzipal) reduziert werden kénnen. Die damit verbundene Anderung der Informationsbasis besitzt das Potential,
das Entscheidungsverhalten massgeblich zu beeinflussen.

In verschiedenen Kantonen ergaben sich im Zuge der massiven Bewertungskorrekturen weiterfiihrende finanzpo-
litische Implikationen, indem sich die Politik und letztlich auch die Stimmburgerinnen und Stimmburger konkret mit
der Frage auseinandersetzen miissen, welche strategische Bedeutung (EVU-) Beteiligungen haben, und wie die
entsprechenden Chancen und Risiken zu bewerten sind. Dies wird umso mehr von Bedeutung sein, sollte sich
die aktuell schwierige Marktlage von EVUs weiter fortsetzen. Die Erdrterung finanzpolitischer Implikationen
marktnaher Bewertungsmethoden und Rechnungslegungsvorschriften und die umfassende Beurteilung der dar-
aus resultierenden Konsequenzen wirde den Umfang dieser Untersuchung jedoch sprengen und ist deshalb
Gegenstand eines zweiten Working Paper dieser Schriftenreihe.

Abschliessend kann auf Basis der durchgefiihrten Untersuchung pointiert festgehalten werden: Accounting mat-
ters! Im Zuge der Umstellung auf HRM2 und IPSAS wird die Rechnungslegung insbesondere dann zu einem
politischen Thema, wenn sich Einheiten konsequent an der wirtschaftlichen Betrachtungsweise orientieren und
sich massgebliche Anderungen an der Entscheidungsgrundlage ergeben. Diese Erkenntnis soll aber keinesfalls
abschrecken und o6ffentliche Einheiten an der Schaffung finanzieller Transparenz hindern. Vielmehr wird dadurch
der demokratische Diskurs zum Einsatz 6ffentlicher Gelder geférdert und die Frage diskutiert, welche ffentlichen
Aufgaben und Leistungen Glbernommen werden sollen und zu welchem Preis.

% Es gilt jedoch zu beachten, dass die Einordnung einer EVU-Beteiligung ins VV oft auf gesetzlichen Grundlagen basiert und deshalb der Ent-
scheidungsspielraum stark eingeschrankt ist. Nach HRM2 ist das VV zu Anschaffungskosten zu bewerten und somit kann keine marktnahe
Bewertung vorgenommen werden.
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Kanton Aargau mit Beteiligung an AEW

Z1 Z2 Z3
Erste Rechnung Erste Rechnung Neuste verfug-
in der Zeitreihe nach der Um- bare Rechnung
stellung
2009 n/a (2014) 2014
Rahmenbedingungen
RL Standard HRM1 HRM2 plus
Héhe der Beteiligung 100.00 % 100.00 %
Beteiligungsverhaltnis Beherrscht Beherrscht
FV: 49 %, VV:

Einordnung der Beteiligung 51 % \AY
Transparenzindikatoren Wert Wert Wert
Erfassung 1 1
Art der Erfassung 0 0
Bewertung 0 0
Offenlegung 0 0
Summe 1 1
Maximal mogliche Punkt-
zahl 5 5
Kommentar: In den Jahresrechnungen des Kantons Aargau sind die

an der AEW gehaltenen Anteile unter HRM1 stets zum
Nominalwert ausgewiesen, was sich nach der HRM2-
Einfihrung und der damit verbundenen allgemeinen Neu-
bewertung des VV nicht &nderte. Auf eine Konsolidierung
der AEW in die Kantonsrechnung wird sowohl unter An-
wendung von HRM1 wie auch unter HRM2 verzichtet.
Zusatzliche (wesentliche) Offenlegungen bezlglich der
Beteiligung sind nicht ersichtlich.
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Kanton Aargau mit Beteiligung an Axpo

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Art der Erfassung
Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punkt-
zahl

Kommentar:

Z1 Z2
Erste Rechnung Erste Rechnung
in der Zeitreihe nach der Um-

Z3
Neuste verflig-
bare Rechnung

stellung
2013 (2009) n/a (2014) 2014
HRM1 HRM2 plus
28.03 %* 28.03 %*
Assoziiert Assoziiert
vV vV
Wert Wert Wert
1 1
0 0
0 0
0 0
1 1
4 4

In den Jahresrechnungen des Kantons Aargau sind die
an der Axpo gehaltenen Anteile unter HRM1 stets zum
Nominalwert ausgewiesen, was sich nach der HRM2-
Einfihrung und der damit verbundenen allgemeinen Neu-
bewertung des VV nicht anderte. Zuséatzliche (wesentli-
che) Offenlegungen beziiglich der Beteiligung sind nicht
ersichtlich.

*inkl. der Uber die AEW gehaltenen Anteile
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Kanton Bern mit Beteiligung an BKW

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Art der Erfassung
Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punkt-
zahl

Kommentar:

Z1 Z2 Z3
Erste Rechnung Erste Rechnung Neuste verfug-
in der Zeitreihe nach der Um- bare Rechnung
stellung
2009 n/a 2014
HRM1 n/a HRM1
52.50 % 52.50 %
Beherrscht Beherrscht
FV FV
Wert Wert Wert
1 1
0 0
0 0
1 1
2 2
5 5

Bern ist der einzige in dieser Studie untersuchte Kanton,
welcher bis heute HRM1 anwendet. Das anteilige Aktien-
kapital an der BKW wird zum Anschaffungswert ausge-
wiesen. In den ergédnzenden Angaben zu den Jahres-
rechnungen sind jedoch detaillierte Ausfilhrungen zur
Beteiligung ausgewiesen, wie das anteilmassige EK bei
Anwendung der Equity-Methode, ein relativ ausfuhrlicher
Kommentar zum Geschéftsjahr sowie die Bilanz und Er-
folgsrechnung des EVU inkl. Angaben uber ein allfélliges
Reputationsrisiko fur den Kanton aufgrund der BKW.
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Kanton Fribourg mit Beteiligung an Group E

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Art der Erfassung
Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punktzahl

Kommentar:

Z1 Z2 Z3
Erste Rechnung Erste Rechnung Neuste verfigba-
in der Zeitreihe  nach der Umstel- re Rechnung
lung
2009 2011 2014
HRM1 HRM2 light HRM2 light
78.50 % 78.50 % 78.50 %
Beherrscht Beherrscht Beherrscht
\AY, A% \AY,
Wert Wert Wert
1 1 1
0 0 0
0 0 0
0 0 0
1 1 1
5 5 5

Der Kanton Freiburg verzichtet auf die Anwendung der
Equity-Methode. Die Beteiligung an der Groupe E erfolgt
unter HRM1 und HRM2 als Nominalwert des anteiligen
Aktienkapitals. Die weiteren Offenlegungen beziglich der
an dem EVU gehaltenen Anteile sind relativ knapp gehalten.




FucHs, GuT et al. Rechnungslegung und Eigentiimerrolle von ORK bei EVU 79

Kanton Genf mit Beteiligung an SIG

Z1 Z2 Z3
Letzte Rechnung Erste Rechnung Neuste verflgba-
HRM1 nach der Umstel- re Rechnung
lung

2007 2008 2014
Rahmenbedingungen
RL Standard HRM1 IPSAS IPSAS
Héhe der Beteiligung 55.00 % 55.00 % 55.00 %
Beteiligungsverhaltnis Beherrscht Beherrscht Beherrscht
Einordnung der Beteiligung \AY, \AY% A%,
Transparenzindikatoren Wert Wert Wert
Erfassung 1 1 1
Konsolidierung 0 0 3
Bewertung 0 0
Offenlegung 0 0 1
Summe 1 1 5
Maximal mogliche Punktzahl 5 5 5
Kommentar: Unter HRM1 und im ersten Jahr nach der Umstellung auf

IPSAS wurde die Beteiligung an der SIG noch zu Entry-Value
bewertet. Seit 2010 wird die SIG vollkonsolidiert und es wer-
den seither etliche zusétzliche Offenlegungen vorgenommen,
wie z.B. eine ausfihrliche Beschreibung der verschiedenen
Risiken in Verbindung mit der EVU-Beteiligung.

Uber die Qualitat der im Rahmen der Vollkonsolidierung
Ubernommenen Positionen der SIG kann im Rahmen dieser
Untersuchung keine Aussage getatigt werden.
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Kanton Graubunden mit Beteiligung an Repower

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Art der Erfassung
Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punktzahl

Kommentar:

Z1

Erste Rechnung
in der Zeitreihe

Z2

Erste Rechnung
nach der Umstel-

Z3
Neuste verfligba-
re Rechnung

lung
2009 2013 2014
HRM1 HRM2 plus HRM2 plus
46.00 % 58.30 % 58.30 %
Assoziiert Beherrscht Beherrscht
\AY/ FVv FVv
Wert Wert Wert
1 1 1
0 0 0
0 1 1
0 0 0
1 2 2
4 5 5

Aufgrund eines Zukaufes von weiteren Repower-Aktien
wechselte wahrend der untersuchten Zeitperiode neben dem
angewendeten Rechnungslegungsstandard auch das
Beteiligungsverhéltnis. Im Falle des Kantons Graubiinden
wurden die Anteile am EVU ins Finanzvermdgen Ubertragen
und zum Marktwert (volumengew. Durchschnittspreis der
letzten 60 Borsenhandelstage) bewertet. Auf wesentliche
zuséatzliche Offenlegungen wird verzichtet.
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Kanton Solothurn mit Beteiligung an Alpiq

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punktzahl

Kommentar:

Z1
Erste Rechnung in
der Zeitreihe

2009

HRM1
5.60 %
Minderheit
VV: 70 %, FV: 30 %

Wert
1
0
0

1
3

Z2
Erste Rechnung
nach der Umstel-
lung

2012

HRM2 plus
5.60 %
Minderheit
FV

Wert
1
1
0

2
3

Z3
Neuste verfug-
bare Rechnung

2014

HRM2 plus
5.60 %
Minderheit
FV

Wert
1
1
0

2
3

Der Kanton Solothurn buchte seine Minderheitsbeteiligung |
an der Alpig nach Umstellung auf HRM2 vollstandig in das

FV. Wahrend unter HRM1 noch zu Anschaffungskosten
bewertet wurde, wéahlte man nach der Umstellung den

Kurswert, unter der Berlcksichtigung eines Abschlages von
20% aufgrund der schweren Verkauflichkeit, als Bewertungs-
grundsatz. Wesentliche zusétzliche Offenlegungen / Angaben
bez. der Alpig-Beteiligung fehlen.
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Kanton Waadt mit Beteiligung an Romande Energie

Z1 Z2 Z3
Erste Rechnung  Erste Rechnung Neuste verfligba-
in der Zeitreihe  nach der Umstel- re Rechnung
lung
2009 n/a (2014) 2014
Rahmenbedingungen
RL Standard HRM1 n/a HRM2 light
Hoéhe der Beteiligung 38.60 % 38.60 %
Beteiligungsverhaltnis Assoziiert Assoziiert
Einordnung der Beteiligung \AY, A%,
Transparenzindikatoren Wert Wert Wert
Erfassung 1 1
Konsolidierung 0 0
Bewertung 0 0
Offenlegung 0 0
Summe 1 1
Maximal mogliche Punktzahl 4 4
Kommentar: Der Kanton Waadt bewertet die Beteiligung an Romande

Energie unter HRM1 sowie HRM2 zu Anschaffungswerten.
Zusatzliche Informationen zur Beteiligung fehlen ganzlich.
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Kanton Zirich mit Beteiligung an Axpo

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punktzahl

Kommentar:

Z1 Z2 Z3
Ein Jahr vor Um-  Erste Rechnung Neuste verflugba-
stellung nach der Umstel- re Rechnung
lung
2008 2009 2014
HRM1 IPSAS IPSAS
36.7 %* 36.7 %* 36.7 %*
Assoziiert Assoziiert Assoziiert
A% A% A%
Wert Wert Wert
1 1 1
0 0 0
0 0 1
1 1 2
4 4 4

Der Kanton Zirich fiihrte trotz Umstellung auf IPSAS die |
Bewertungspraxis zu Anschaffungswerten bei der Axpo

fort. Bezlglich Offenlegung weist Zurich im letzten Jahr

u.a. eine kurze Erklarung zu Risiken im Zusammen-

hang mit der Axpo aus und bildet auch die wichtigsten Fakten
resp. Zahlen des EVU ab.

*inkl. der Uber die EKZ gehaltenen Anteile
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Kanton Zirich mit Beteiligung an EKZ

Rahmenbedingungen

RL Standard

Héhe der Beteiligung
Beteiligungsverhaltnis
Einordnung der Beteiligung

Transparenzindikatoren
Erfassung

Konsolidierung
Bewertung

Offenlegung

Summe
Maximal mogliche Punktzahl

Kommentar:

Z1 Z2 Z3
Ein Jahr vor Um-  Erste Rechnung Neuste verfiigba-
stellung nach der Umstel- re Rechnung
lung
2008 2009 2014
HRM1 IPSAS IPSAS
100.00 % 100.00 % 100.00 %
Beherrscht Beherrscht Beherrscht
A% A% A%
Wert Wert Wert
1 1 1
0 0 0
0 0 0
0 0 1
1 1 2
5 5 5

Der Kanton Zirich fiihrte trotz Umstellung auf IPSAS die
Bewertungspraxis zu Anschaffungswerten bei der EKZ fort.
Ausserdem wird auf eine Konsolidierung der EKZ, trotz
100-%-Eigentum, verzichtet und in der Rechnung 2014 wird
das EVU gar nicht mehr eingebucht, da der Kanton das
Dotationskapital zurlickzahlte. Beztiglich Offenlegung weist
Zirich im letzten Jahr mehrere wesentliche Zusatz-
informationen aus.




RECHTLICHE UND OKONOMISCHE
RAHMENBEDINGUNGEN
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5. Standortwahl und raumplanerische
Standortkriterien im Zeitalter der Ener-
giewende: Die Nutzung erneuerbarer
Energietrager zwischen Wirtschaftlich-
keit, planungsrechtlichen Anforderun-
gen und Akzeptanz

René Wiederkehr, Andreas Abegg, Seraina Firer

Abstract

Bereits das bestehende Energiegesetz enthalt eine ausdrtickliche Zielvorgabe fur die Erzeugung von Elektrizitat
aus erneuerbaren Energien. Im Rahmen der sog. Energiewende ist ein weiterer Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien geplant. Es ist vorgesehen, den Anteil der erneuerbaren Energien, insbesondere an Wasserkraft, Windkraft,
Sonnenkraft und Erdwéarme, massiv zu erhéhen, was relativ grosser Anlagen mit entsprechendem Raumbedarf
wie beispielsweise Windparks, Wasserkraftwerke oder Solaranlagen bedarf. Derartige Anlagen stehen oft im
Interessenkonflikt mit umweltrechtlichen Schutzinteressen, namentlich des Gewasser- oder Natur- und Heimat-
schutzes. Soll die erneuerbare Energie tatsachlich derart massiv geférdert werden, gilt es, die verschiedenen,
sich teilweise entgegenstehenden Interessen zu beriicksichtigen und die Zielkonflikte transparent und unter
gleichberechtigter Abwagung aller Interessen zu l6sen. Das Working Paper legt die geltende Rechtslage dar,
welche erheblichen Einfluss auf die Standortwahl der Energieunternehmen hat, und zeigt die kommenden Veran-
derungen der Gesetzeslage auf.

Keywords: Energiewende, Standortwahl, Standortkriterien, Interessenabwéagung, Akzeptanz, Wirtschaftlichkeit



88 CoMETTA/KOBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

5.1. EINLEITUNG

Bereits das bestehende Energiegesetz hat im Bereich der erneuerbaren Energien neue Massstabe gesetzt.
Es enthalt eine ausdrickliche Zielvorgabe fur die Erzeugung von Elektrizitat aus erneuerbaren Energien im All-
gemeinen (Windkraft, Sonnenergie, Geothermie, Abwarme und Biomasse) und Wasserkraft im Besonderen.%
Gemass Art. 1 Abs. 3 EnG ist die durchschnittliche Jahreserzeugung von Elektrizitat aus erneuerbaren Energien
bis zum Jahr 2030 gegentiber dem Jahr 2000 um mindestens 5400 GWh zu erhéhen, was rund 10 Prozent des
heutigen schweizerischen Stromverbrauchs entspricht. Abs. 4 definiert fir Elektrizitat aus Wasserkraftwerken fir
denselben Zeithorizont das Ziel einer Erhdhung um 2°000 GWh. Zur Erreichung dieser Ziele ist im Gesetz das
Forderinstrument der kostendeckenden Einspeisevergiitung (KEV) vorgesehen.®” Die KEV deckt furr die Strom-
produktion aus erneuerbaren Energien die Differenz zwischen dem (tieferen) Marktpreis und den (héheren) Ge-
stehungskosten.

Im Rahmen der sog. Energiewende, wie sie insbesondere in der Botschaft zum ersten Massnahmenpaket der
Energiestrategie 2050 (Revision des Energierechts) beschrieben wird, ist ein weiterer Ausbau der erneuerbaren
Energien geplant.®® Es ist vorgesehen, den Anteil der erneuerbaren Energien, insbesondere an Wasserkraft,
Windkraft, Sonnenkraft und Erdwarme, massiv zu erhéhen.®® Mit dem sukzessiven Wegfall der Elektrizitat aus
Kernkraft steht die Nutzung der erneuerbaren Energien zur Stromproduktion kiinftig noch mehr im Zentrum. Bei
der Produktion von Elektrizitat aus erneuerbaren Energien, ausgenommen aus Wasserkraft, ist nach Art. 2 Abs. 1
E-EnG ein Ausbau anzustreben, mit dem die durchschnittliche inlandische Produktion im Jahr 2020 bei mindes-
tens 4‘400 GWh und im Jahr 2035 bei mindestens 11400 GWh' liegt. Nach Art. 2 Abs. 2 E-Eng ist bei der Pro-
duktion von Elektrizitat aus Wasserkraft ein Ausbau anzustreben, mit dem die durchschnittliche inlandische Pro-
duktion im Jahr 2035 bei mindestens 37‘400 GWh liegt. Als langfristiges Ziel bis ins Jahr 2050 strebt der Bundes-
rat an, dass die durchschnittliche Jahresproduktion von Elektrizitdt aus neuen erneuerbaren Energien (ohne
Wasserkraft) nach Mdglichkeit bei mindestens 24200 GWh und die durchschnittliche Jahresproduktion von Elekt-
rizitat aus Wasserkraft bei mindestens 38'600 GWh liegen.101

Insgesamt betrachtet soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Strommix, insbesondere aus Wasser-
kraft, massiv zunehmen, was relativ grosser Anlagen mit entsprechendem Raumbedarf wie beispielsweise
Windparks, Wasserkraftwerke, Geothermieanlagen oder Solaranlagen bedarf. Derartige Anlagen stehen oft im
Interessenkonflikt mit umweltrechtlichen Schutzinteressen, namentlich des Gewasser- oder Natur- und Heimat-
schutzes.'92 Gemass Botschaft des Bundesrates ist nicht vorgesehen, das Umweltschutz- und Gewéasserschutz-
recht zu lockern.2% Mit der Notwendigkeit eines starken Ausbaus der erneuerbaren Energien wird es aber unver-
meidbar sein, dass es im Bereich des Natur- und Heimatschutzes, des Gewasser- und Umweltschutzes im All-
gemeinen gewisse Abstriche geben wird. In diesem Sinne soll es mit dem neuen EnG zu einer Akzentverschie-
bung zugunsten der erneuerbaren Energien kommen.%* Es ist jedoch nicht die Ansicht des Bundesrats, dass
samtliche noch freien Standorte verbaut werden sollen, erst recht nicht in Schutzgebieten.'%> Konkret geplant ist
hingegen nach Art. 14 E-EnG, dass die Nutzung und der Ausbau der erneuerbaren Energien sowie Anlagen zur
Nutzung erneuerbarer Energien ab einer bestimmten Grdsse und Bedeutung neu den Status als nationales Inte-
resse erhalten, welches insbesondere demjenigen nach Art. 6 Abs. 2 NHG entspricht.1%¢

Soll die erneuerbare Energie tatsachlich derart massiv geférdert werden, gilt es, die verschiedenen, sich teilweise
entgegenstehenden Interessen zu beriicksichtigen und die Zielkonflikte transparent und unter gleichberechtig-

% Zur Ausgangslage vgl. auch BGE 140 |1 262 E. 8.4.1, 132 |1 408 E. 4.5.1, sowie GUGGISBERG, S. 758.

97 Vgl. Art. 7a EnG und Art. 3 ff. EnV.

9% Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7593 f.

9 Sjehe auch BGE 140 11 262 E. 8.4.1; GUGGISBERG, S. 758.

100 |n der Botschaft des Bundesrates (Botschaft Energiestrategie 2050) waren fir die durchschnittliche inlandische Wasserkraftproduktion bis
2035 mindestens 14500 GWh vorgesehen (S. 7594); dieser Wert wurde von der Bundesversammlung auf 11'400 GWh gekirzt, vgl. Art. 2
Abs. 1 E-EnG in der Fassung vom 23. September 2015 (Beschluss Sténderat).

Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7594.

Siehe z.B. die Diskussion um die Errichtung eines Flusswasserkraftwerkes am Rheinfall, welches die Stimmberechtigten des Kantons Schaff-
hausen ablehnten; vgl. NZZ vom 20. Mai 2014 Nr. 115 S. 11. Ein Volksentscheid aus dem Kanton Neuenburg vom 18. Mai 2014 hat auch den
Volkswillen zu Kompromissen aufgezeigt: Die Stimmberechtigten haben einen Richtplan fur 59 Windturbinen im Weingebiet Lavaux ange-
nommen; vgl. NZZ vom 19. Mai 2014 Nr. 114 S. 12.

103 Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7604; ferner BGE 140 I 262 E. 8.4.1.

104 Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7603 f.

105 Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7628.

106 Dazu Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7666.
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ter Abwagung aller Interessen zu losen. Bei der in jedem Einzelfall notwendigen Interessenabwagung sind ferner
Kriterien wie Leistung oder Produktion sowie die Fahigkeit, zeitlich flexibel und marktorientiert zu produzieren
(«Wirtschaftlichkeit»), zu bertcksichtigen (vgl. Art. 14 Abs. 5 E-EnG). Gerade bei Neuanlagen ist darliber hinaus
auch ein allfalliger Netzausbaubedarf zu beachten, der einen weiteren Landbedarf und erhebliche Kosten nach
sich zieht.2%” Eine weitere Herausforderung ist die Akzeptanz insbesondere von grosseren Anlagen, deren raum-
liche Auswirkungen erheblich sind. Die Akzeptanz von grosseren Anlagen mit erheblichem Raumbedarf ist weder
in der Nachbarschaft noch in einer breiteren Bevodlkerung zwingenderweise gegeben, selbst wenn es um die
Nutzung von erneuerbaren Energien geht, wie beispielsweise die Erfahrungen im Kanton Zurich mit der Wind-
energie zeigen. Wind wére zwar grundsatzlich vorhanden, doch dreht sich im Kanton Zurich bis heute keine ein-
zige grosse Windturbine, und gegen die einzige geplante Versuchsanlage am Stiissel oberhalb Béaretswil wurde
durch eine Interessengemeinschaft Rekurs erhoben.'%® Im Ergebnis kann dies dazu fuihren, dass die Energieun-
ternehmen auf den Bau derartiger Anlagen verzichten, obwohl ein erhebliches Potenzial vorhanden wéare. Um
den geplanten Zubau von Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer Energie realisieren zu kénnen, ist es somit ent-
scheidend, die bei einer Standortwahl anwendbaren Verfahren und Kriterien zu kennen. Zentrale Wegscheide auf
dem Weg zur behérdlichen Gutheissung von neuen Energieanlagen ist die Frage, ob das Bauprojekt einer (Aus-
nahme-)Bewilligung oder eines Planverfahrens bedarf und welche Interessen in die Beurteilung einfliessen (nach-
folgend 11.1). Aus der anderen Perspektive stellt sich die Frage, mit welchen planerischen Verfahren die Stand-
ortwahl mdéglicher Energieerzeugungsanlagen gesteuert werden kann (nachfolgend 11.2 und lIl.).

5.2.  PLANUNGSPFLICHT UND PLANUNGSRECHTLICHE INSTRUMENTE
5.2.1. Planungspflicht

5.2.1.1. Allgemeines

Bauten und Anlagen dirfen nach Art. 22 Abs. 1 RPG nur mit behdrdlicher Bewilligung errichtet oder geéndert
werden. Die Baubewilligungspflicht soll es der Behdrde ermdglichen, das Bauprojekt in Bezug auf seine raumli-
chen Folgen vor seiner Ausfiihrung auf die Ubereinstimmung mit der raumplanerischen Nutzungsordnung und der
Ubrigen einschlagigen Gesetzgebung zu Uberprifen.%® Da Energieerzeugungsanlagen Ublicherweise ausserhalb
der Bauzone realisiert werden missen, steht die Erteilung einer Ausnahmebewilligung nach Art. 24 RPG zur
Diskussion.1°

Das Bau- und allfallige Ausnahmebewilligungsverfahren ist im Kontext der Raumplanung und damit der
Richt- und Nutzungsplanung zu betrachten: Es dient der Abklarung, ob Bauten und Anlagen der im Nutzungsplan
ausgedrickten réaumlichen Ordnungsvorstellungen entsprechen. Es bezweckt einzelfallweise Planverwirkli-
chung, soll aber nicht selbststédndige Planungsentscheide hervorbringen. Bauten oder Anlagen, die durch ihre
Ausmasse oder ihre Natur erhebliche rdaumliche Auswirkungen aufweisen, bedirfen zunachst eines Planverfah-
rens. 11

Bei der Beurteilung, ob ein Plan- oder ein einzelfallweises Entscheidverfahren durchzufiihren ist, kommt den
kommunalen und kantonalen Behorden ein gewisses Ermessen zu.!'? Es gibt in diesem Sinne keine exakte
Abgrenzung zwischen Plan und Verfugung, sondern «nur» Kriterien, die eher zu Gunsten des einen oder anderen
Verfahrens sprechen. Immerhin lassen sich aus der bundesgerichtlichen Praxis gewisse Fallgruppen erarbeiten,
unter welchen Umstanden ein Vorhaben einer Planungspflicht unterliegt (nachfolgend b/aa). In der Frage, ob ein
planerisches Vorhaben der Richtplanung oder der Nutzungsplanung untersteht, ist hingegen der Beurteilungs-
spielraum der Behdrden grdsser, da die Unterscheidungskriterien deutlich unscharfer und durch die Praxis nur
ansatzweise geklart sind (nachfolgend b/bb und cc).

10
10

5

Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7628.

Vgl. NZZ vom 12. April 2014 Nr. 86 S. 20; anders wohl die Einschéatzung von RiGAss|, S. 50, basierend auf einer Umfrage des Bundesamtes
fur Energie (BFE). Anscheinend ist die Zustimmung zur Windenergie an Orten, an denen bereits Windturbinen stehen, tGberdurchschnittlich
gross; ahnlich auch WUSTENHAGEN/HUBNER/LOFFLER/HAMPL, S. 10.

109 vgl. BGE 139 11 134 E. 5.2, 137 11 254 E. 3.1, 123 11 256 E. 3.

110 Zur Ausgangslage auch Marti, Bemerkungen, S. 681.

111 Sjehe insh. BGer, Urteil vom 11. Juni 2012, 1C_7/2012, E. 2.3, mit Verweis auf BGE 124 11 252 E. 3 und 120 Ib 207 E. 5.

112 BGer, Urteil vom 11. Juni 2012, 1C_7/2012, E. 2.3, mit weiteren Hinweisen; Marti, S. 359.
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5.2.1.2. Vorbehalt des Plans
Planerischer Stufenbau

Bau- und Ausnahmebewilligungen haben den planerischen Stufenbau zu beachten: Die Erteilung einer Aus-
nahmebewilligung ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts nicht zulassig fiir Bauten und Anlagen, deren
Ausmasse oder Auswirkungen auf die Ortsplanung oder die Umwelt bedeutend sind und die ihrer Natur nach nur
in einem Planungsverfahren angemessen erfasst werden kdnnen. Zieht ein nicht zonenkonformes Vorhaben
durch seine Ausmasse oder seine Natur bedeutende Auswirkungen auf die bestehende Nutzungsordnung nach
sich, so darf es nicht nach Art. 24 ff. RPG, sondern erst nach einer entsprechenden Anderung oder Schaffung
eines Zonenplans bewilligt werden. Nach Meinung des Bundesgerichts wird die bundesrechtliche Nutzungsord-
nung unterlaufen, wenn Bauvorhaben, die gemass ihrer Zweckbestimmung in eine Nutzungszone gehdren, ein-
fach gestltzt auf Art. 24 RPG bewilligt werden.

Die Behorden trifft insofern eine «Planungspflicht» (vgl. Art. 2 RPG), als dass sie fiir gréssere Vorhaben mit
bedeutenden Auswirkungen Plane zu schaffen haben. Wann ein nicht zonenkonformes Vorhaben hinsichtlich
seines Ausmasses und seiner Auswirkungen auf die Nutzungsordnung so gewichtig ist, dass es erst nach einer
Anderung oder Schaffung eines Nutzungsplanes bewilligt werden darf, ergibt sich aus der Planungspflicht (Art. 2
RPG), den Planungsgrundséatzen und -zielen (Art. 1 und 3 RPG), dem kantonalen Richtplan (Art. 6 ff. RPG) sowie
der Bedeutung des Projekts im Lichte der im Raumplanungsgesetz festgelegten Verfahrensordnung.t'3

Richtplanung

Das Bundesrecht enthélt nur wenige Hinweise zum Inhalt des Richtplans. Er muss mindestens zeigen, wie
die raumwirksamen Tatigkeiten im Hinblick auf die anzustrebende Entwicklung aufeinander abgestimmt werden
(Art. 8 lit. a RPG) und in welcher zeitlichen Folge und mit welchen Mitteln vorgesehen ist, die Aufgaben zu erful-
len (Art. 8 lit. b RPG). Nach dem neuen Art. 8 Abs. 2 RPG bediirfen Vorhaben mit gewichtigen Auswirkungen auf
Raum und Umwelt einer Grundlage im Richtplan. Er zeigt die im Hinblick auf die anzustrebende raumliche Ent-
wicklung wesentlichen Ergebnisse der Planung im Kanton und der Zusammenarbeit mit Bund, Nachbarkantonen
und benachbartem Ausland; er bestimmt die Richtung der weiteren Planung und Zusammenarbeit, insbesondere
mit Vorgaben fir die Zuweisung der Bodennutzung (Art. 5 Abs. 1 RPV).

In den Richtplan gehéren gemass Praxis des Bundesgerichts Inhalte, die von gesamtkantonaler und uber-
kommunaler Bedeutung sind sowie solche mit grossem Abstimmungsbedarf. Richtplanrelevant sind namentlich
erhebliche (Uberortliche) Nutzungskonflikte und Einzelvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf Raumstruktur,
Raumnutzung und Umwelt oder Einzelvorhaben, die eine Abstimmung unter verschiedenen Planungstragern
erfordern. In seiner bisherigen Rechtsprechung hat das Bundesgericht bei der Beurteilung der Notwendigkeit
einer richtplanerischen Festsetzung demnach hauptséchlich auf die rAumliche Wesentlichkeit des Vorhabens
abgestellt.}14

In BGE 119 la 362 E. 4a hat das Bundesgericht eine Anpassung des Richtplans — vor Erlass einer abweichenden
Nutzungsplanung — in allgemeiner Weise vor allem bei grésseren, ins Gewicht fallenden Anderungen verlangt,
also dort, wo es um Vorhaben geht, die sich in verantwortungsvoller Weise in den Raum nur dadurch einfiigen
lassen, dass sie die Richtplanung durchlaufen. In einem spéateren Entscheid hat es diesen Vorbehalt insofern
préazisiert, als er vor allem dort zu gelten hat, wo es um die raumliche Begrenzung einer Nutzung geht, die Uber
den lokalen Rahmen hinausgeht, wie im Fall von Einkaufszentren, Freizeitinstallationen, Schutzzonen, Kiesgru-
ben- oder Schuttablageplatzen.''® In BGE 119 Ib 254 E. 5c¢ liess es das Bundesgericht zu, die Konzession fur

13 Zum Ganzen BGE 129 11 321 E. 3.1, 124 11 252 E. 3, 124 11 391 E. 2a, 120 Ib 207 E. 5, 115 Ib 148 E. 5c, 114 Ib 180 E. 3c; BGer, Urteile vom
11. Juni 2012, 1C_7/2012, E. 2.3; vom 20. Juni 2008, 1C_81/2008, E. 2.3; dazu grundlegend TSCHANNEN, Art. 2 RPG, Rz. 30 ff.; HANNI, S. 106
ff.; MARTI, Planungspflicht, S. 353 ff.; WALDMANN/HANNI, Art. 2 RPG, Rz. 26 ff.; HALLER/KARLEN, Rz. 674.

114 BGE 140 Il 262 E. 2.3.2, 137 1l 254 E. 3.2 (= Pra 2011 Nr. 114), 119 la 362 E. 4a, 119 Ib 254 E. 5c¢; zum Ganzen auch TSCHANNEN, Art. 2
RPG, Rz. 31; BUHLMANN/JAGER/HAAG, S. 472 f.

115 BGE 137 11 254 E. 3.2 (= Pra 2011 Nr. 114).
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ein grosses Wasserkraftwerk zu erteilen, obwohl keine detaillierten Angaben im Richtplan bestanden hatten. Es
verlangte jedoch, dass bei der Projektiiberprifung die nach Raumplanungsrecht erforderliche Abstimmung der
raumwirksamen Tatigkeiten beachtet und insbesondere dem Gebot der haushélterischen und umweltschonenden
Nutzung Rechnung getragen wird.

In BGE 137 1l 254 E. 3.2 f. hat sich das Bundesgericht eingehend mit dem Vorbehalt der Richtplanung auseinan-
dergesetzt. Es erachtete einen Richtplan, der keine prazisen Vorgaben zur Ausdehnung und zum Standort einer
Auto-Rundstrecke enthielt, als unvollstandig. Entscheidend ist geméss diesem Urteil, ob angesichts der weitrei-
chenden Auswirkungen des Vorhabens eine vorgangige umfassende Interessenabwagung notwendig erscheint,
die nur durch den Prozess der Richtplanung garantiert werden kann. Der Richtplan sollte somit spezifische Vor-
haben erwahnen, wenn Anlagen erhebliche raumwirksame Auswirkungen haben, beispielsweise weil sie eine
grosse Flache beanspruchen, eine betrachtliche Immissionsquelle darstellen oder viel Verkehr generieren und
Grossanlagen bedingen. Dies ist namentlich der Fall beim Bau von grossen Skigebieten, Golfplatzen, grossen
Stadien oder Motocrosspisten. Es handelt sich dabei um raumliche Grossvorhaben mit ausserordentlichen Aus-
wirkungen auf das Nutzungsregime, die Installationen und die Umwelt. Sie sind deshalb im Richtplanverfahren
anzugehen, wenn sie eines der folgenden Kriterien aufweisen:

— In rdumlicher Hinsicht hat die Tatigkeit erhebliche oder nachhaltige Auswirkungen auf die Raument-
wicklung, insbesondere die Bodennutzung, die stadtebauliche Entwicklung oder die Umwelt;

— auf organisatorischer Ebene ist die Tatigkeit mit anderen raumwirksamen Tatigkeiten verbunden oder
bedingt die Beteiligung mehrerer Akteure mit unterschiedlichen Interessen;

— auf politischer Ebene handelt es sich um ein langfristiges Vorhaben, das erhebliche finanzielle Ressour-
cen mobilisiert, dessen Auswirkungen nicht mit Gewissheit abgeschétzt werden kdnnen oder das aus
dem einen oder anderen Grund politisch umstritten ist.116

Hingegen ist nach BGE 140 Il 262 E. 2.3.4 der Bau eines Kleinwasserkraftwerkes ohne eine entsprechende
Grundlage im Richtplan zulassig, selbst wenn sich die geplanten Wasserfassungen und die Hangleitung innerhalb
eines Landschaftsschutzgebiets von kantonaler Bedeutung befinden. Die Abstimmung der zu berlicksichtigenden
raumlichen Interessen erfordert eine aufwendige Koordination, die nur der Prozess der Richtplanung gewéhrleis-
ten koénnte. Eine Ausscheidung der Standorte mdéglicher kinftiger Kleinkraftwerksanlagen in einem Richtplan ist
dafur nicht erforderlich. Offen gelassen hat das Bundesgericht, ob die Notwendigkeit einer spezifischen Grundla-
ge im kantonalen Richtplan bei grossen Wasserkraftprojekten gegeben ist.

Zusammenfassend betrachtet ist eine Pflicht zur richtplanerischen Festsetzung, namentlich fir Einkaufszen-
tren, Freizeitinstallationen, Schutzzonen, Kiesgruben- oder Schuttablageplétzen, Skigebiete, Golfplatze, grosse
Stadien, Motocrosspisten, Auto-Rundstrecken oder wohl auch grosse Wasserkraftwerke, zu bejahen.'” Im Be-
reich der Ver- und Entsorgung hat der Richtplan im Allgemeinen nach Art. 6 Abs. 3 lit. b RPG Aufschluss tber
den Stand und die anzustrebende Entwicklung zu geben. Diesbeziiglich sollte der Richtplan Aussagen uber die
gesamtraumlichen Vorgaben zur Befriedigung von Versorgungsansprichen und Aussagen uber Vorkehrungen
zur Anpassung und Erganzung der gegebenen Versorgungsanlagen sowie liber die Standorte neuer Anlagen und
Deponien beinhalten!8, zumindest wenn das Vorhaben derart weitreichende Auswirkungen hat, dass eine vor-
gangige umfassende Interessenabwéagung notwendig erscheint, was insbesondere fir gréssere Kraftwerkanlagen
im Bereich der Wasserkraft, der Sonnenergie und Windenergie zutreffen durfte.11°

Nutzungsplanung

Nutzungspléane ordnen die zuldssige Nutzung des Bodens und unterscheiden vorab Bau-, Landwirtschafts- und
Schutzzonen (Art. 14 RPG). Sie sind fur jedermann verbindlich (Art. 21 Abs. 1 RPG). Es sind jeweils die im kon-
kreten Einzelfall zu erwartenden Auswirkungen auf die Nutzungsordnung zu wirdigen: Je erheblicher diese sind,

116 BGE 137 11 254 E. 3.2.

117 vgl. auch WALDMANN/HANNI, Art. 2 RPG, Rz. 22.
118 Vgl. TSCHANNEN, Art. 6 RPG, Rz. 39-41.

9 Ahnlich BGE 140 Il 262 E. 2.3.4.
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desto eher bedarf das betreffende Vorhaben einer Nutzungsplanung. Massgebend sind etwa die rdumliche Aus-
dehnung des Projekts, der Koordinationsbedarf mit anderen raumwirksamen Téatigkeiten, die Erschliessungssitua-
tion oder die Lage der Anlagen.’?° Das Bundesgericht hat die Nutzungsplanpflicht bei grésseren Abbau- und
Deponievorhaben bejaht und die Mdglichkeit, solche Projekte mit einer Ausnahmebewilligung zu realisieren,
verneint.*?! In gleicher Weise hat das Bundesgericht bei der Errichtung von Golfplatzen oder von grésseren
Sportanlagen entschieden.'?? Multikomponentendeponien, in denen einerseits Kies und Gestein abgebaut und
andererseits Bauschutt gelagert wird, sind — wie ebenfalls Kiesgruben — mittels einer Planung zu erfassen.'?3

Gemass der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist insbesondere der Umstand, dass fiir eine bestimmte Anlage
eine Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP) vorgeschrieben ist, ein gewichtiges Indiz dafir, dass das Vorhaben
nur aufgrund einer Nutzungsplanung bewilligt werden kann.'?* Fir Speicher- und Laufkraftwerke sowie Pump-
speicherwerke mit einer installierten Leistung von mehr als 3 MW?25, fir Anlagen zur Nutzung der Erdwarme mit
einer Leistung von mehr als 5 Megawatt thermisch (MWth)125, fiir Anlagen zur Nutzung der Windenergie mit einer
installierten Leistung von mehr als 5 MW sowie flir Fotovoltaikanlagen mit einer installierten Leistung von mehr
als 5 MW, die nicht an Geb&auden angebracht sind, ist eine UVP erforderlich, so dass angenommen werden kann,
dass derartige Anlagen einer Planungspflicht unterliegen.

Eine Planungspflicht kann jedoch auch fir nicht der UVP unterstehenden Anlagen bestehen, wie der Regie-
rungsrat des Kantons Aargau in einem Entscheid vom 21. Marz 2012 betreffend eine Windenergieanlage einge-
hend ausgefiihrt hat.'?” Gegenstand einer allfalligen UVP ist hauptsachlich die Frage, ob die betreffende Anlage
Auswirkungen auf die Umwelt im engeren Sinn nach Art. 7 USG hat und weniger die Frage, ob durch die
betreffende Anlage die Bestimmungen zum Schutz und Erhalt des Landschafts- und Ortsbildes sowie der Natur-
und Kulturdenkmaler (Art. 3 i.V.m. Art. 1 lit. a NHG) eingehalten werden.'?8 Diesen Umweltbereichen im weiteren
Sinn wirde, so der Regierungsrat weiter, bei einer Beschrankung der Planungspflicht auf UVP-pflichtige Vorha-
ben kaum Rechnung getragen. Griinde fiir eine Planungspflicht bei Windenergieanlagen, die eine installierte
Leistung von weniger als 5 MW aufweisen, sind etwa die erheblichen raumlichen Ausmasse im Hinblick auf die
Hohe der Anlagen (vorliegend tiber 150 m hoch'??), die Machtigkeit und die gute Einsehbarkeit der projektierten
Windenergieanlage oder ein allfalliger Konflikt mit einem Schutzgebiet von nationaler, kantonaler oder regionaler
Bedeutung.130

5.2.1.3. Interessenabwdagung
Allgemeines

Art. 24 lit. b RPG schreibt vor, dass einer Baute oder Anlage, die einen Standort ausserhalb der Bauzonen be-
dingt, keine Uberwiegenden Interessen entgegenstehen diirfen. Die entscheidende Behdrde hat alle im konkreten
Fall berihrten rdumlich wesentlichen Gesichtspunkte und Interessen zu ermitteln, zu bewerten und gegeneinan-
der abzuwagen.!3! Die entsprechenden Anliegen sind im Rahmen einer umfassenden Interessenabwagung zu
berticksichtigen. Lenkender Massstab der vorzunehmenden umfassenden Interessenabwégung bilden haupt-
sachlich die Planungsziele und Grundsétze des RPG (Art. 1 und 3 RPG), aber auch andere Interessen, die durch

120 HANNI, S. 106 f.

121 BGE 120 Ib 207 E. 5, 119 Ib 174 E. 4; offengelassen in BGE 124 Il 252 ff.; zum Ganzen auch BGer, Urteil vom 11. Juni 2012, 1C_7/2012, E.

2.4.

BGE 114 1b 180 E. 3und 114 Ib 312 E. 3b.

123 BGE 120 Ib 207 E. 5, 116 Ib 50 E. 3b, 113 Ib 225 E. 2c; neuerdings BGer, Urteil vom 11. Juni 2012, 1C_7/2012, E. 2.4; zur Praxis insgesamt
WALDMANN/HANNI, Art. 2 RPG, Rz. 28 f.; TSCHANNEN, Art. 2 RPG, Rz. 32; BRANDT/MOOR, Art. 18 RPG, Rz. 135.

124 BGE 126 11 249 E. 4c, 124 11 252 E. 3, 120 1b 436 E. 2d, 119 Ib 439 E. 4b.

125 7iff. 21.3 des Anhangs zur UVPV.

126 7iff. 21. 4 des Anhangs zur (?) UVPV.

127 Entscheid des Regierungsrates des Kantons Aargau (RR AG) vom 21. Marz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI

2013, S. 676 ff. E. 4.2.

Entscheid des RR AG vom 21. Marz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.2.

Nach den Empfehlungen der Bundesamter fir Energie (BFE), fur Umwelt (BAFU) und fir Raumentwicklung (ARE) dirfen Bewilligungen

ausserhalb der Bauzonen nur fir kleine Windenergieanlagen erteilt werden, deren Gesamthéhe 30 m nicht Ubersteigt; vgl. EIDGENOSSISCHES

DEPARTEMENT FUR UMWELT, VERKEHR, ENERGIE UND KOMMUNIKATION (UVEK), Empfehlung zur Planung von Windenergieanlagen, Bern 2010, S.

38.

130 Entscheid des RR AG vom 21. Marz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.2; siehe ferner die

Bemerkungen zu diesem Entscheid von MARTI, Bemerkungen, S. 680 ff.

BGE 136 11 214 E. 3, 134 1197 E. 3.1, 133 11 321 E. 4.3.3, 133 11 409 E. 4.3 und E. 4.4.
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Spezialgesetze geschiitzt werden (USG, NHG, WaG, LSV, LRV). Private Interessen werden ebenfalls beriick-
sichtigt. Die Behorde hat diese Interessen zu beurteilen und dabei inshesondere die Vereinbarkeit mit der anzu-
strebenden rédumlichen Entwicklung und die moglichen Auswirkungen zu beriicksichtigen. Soweit das positive
Verfassungs- und Gesetzesrecht einzelne Aspekte der Interessenabwagung konkret regelt, ist vorweg zu klaren,
ob das Vorhaben mit diesen Vorschriften zu vereinbaren ist. Erst wenn dies zutrifft, ist die Abwagung aller zu
bericksichtigenden Interessen koordiniert durchzufiihren.132

Anders als bei der Ausnahmebewilligung fehlt im RPG eine besondere Bestimmung, wie vorzugehen ist, wenn
die Behdrde einen (Sonder-)Nutzungsplan erstellt. Hingegen hat der Verordnungsgeber im RPV eine entspre-
chende Bestimmung erlassen. Nach Art. 3 Abs. 1 RPV haben die Behérden, denen bei Erfillung und Abstim-
mung raumwirksamer Aufgaben Handlungsspielrdume zustehen, alle berlhrten Interessen zu ermitteln (lit. a),
diese einzeln zu beurteilen und dabei besonders die Vereinbarkeit mit der anzustrebenden rdumlichen Entwick-
lung und die mdglichen Auswirkungen zu berucksichtigen (lit. b) sowie den Interessen aufgrund der Beurteilung
im Entscheid moglichst umfassend Rechnung zu tragen (lit. ¢). Diese Interessenabwagung ist in der Begriindung
der entsprechenden Beschliisse darzulegen (Art. 3 Abs. 2 RPV).

Das Bundesgericht hat tUberdies die Anforderungen an die Interessenabwégung, die im Rahmen der Erstellung
oder Abdnderung eines (Sonder-)Nutzungsplanes zu tatigen ist, folgendermassen préazisiert: Wird im Hinblick auf
die Realisierung eines konkreten Bauvorhabens ausserhalb der Bauzone der Weg iiber eine Anderung der Nut-
zungsplanung beschritten, so dispensiert das die planenden Behdrden nicht davon, mindestens dieselben Anfor-
derungen wie bei der Anwendung von Art. 24 RPG zu beachten.’®® Das bedeutet, dass die planende Behorde
Uberpriifen muss, ob der Zweck der Bauten oder Anlagen die Errichtung am vorgesehenen Standort erfordert
(vgl. Art. 24 lit. a RPG) und ob dem Projekt kein iberwiegendes Interesse entgegensteht (vgl. Art. 24 lit. b RPG).
Die planende Behdérde hat mit anderen Worten eine Gesamtabwagung der Interessen vorzunehmen und in die-
sem Rahmen mdgliche alternative Standorte zu prifen.134

Praxis

Im Rahmen einer umfassenden Interessenabwagung ist nach BGE 140 Il 262 ff. (Wasserkraftwerk Obergoms)
vor allem zu wiirdigen, ob Anlagen realisiert werden sollen, die mit mdglichst geringen Eingriffen einen mdglichst
grossen Nutzen fiir die Stromproduktion bringen.'3® Ist der Beitrag — wie beispielsweise bei einem Kleinwasser-
kraftwerk (Stromproduktion vorliegend von 30,9 GWh pro Kalenderjahr) — an die heimische Energieerzeugung
eher gering und wird die Restwasserstrecke relativ lang beeintrachtigt, spricht die Abwagung der Interessen eher
gegen die Erteilung einer derartigen Wassernutzungskonzession.**¢ Sind dartiber hinaus die Unterschiede zwi-
schen der natlrlichen Abflussmenge und der Restwassermenge bedeutend und der Eingriff in die Landschaft
erheblich und gut sichtbar (Ersteingriff in die betreffende Wasserfuhrung des «Gonerliwassers»)3’, ergibt eine
Abwagung aller erheblichen in Frage stehenden Interessen fir und gegen die Wasserentnahme, dass die Fas-
sung des Gonerliwassers einen Landschaftseingriff darstellen wirde, der nicht zu rechtfertigen ware.38

In einem gewissen Widerspruch zu diesem Entscheid steht BGE 132 408 ff. (Windkraftanlage «Crét-
Meuron»).13 Das kantonale Verwaltungsgericht hat unter Berticksichtigung der geplanten Jahresproduktion von

13

N

Zum Ganzen eingehend BGE 134 11 97 E. 3.1, 129 11 63 E. 3.1, 121 1l 72 E. 3, 117 Ib 28 E. 3; zur Interessenabwégung und ihren einzelnen
Aspekten im Allgemeinen BGE 138 Il 346 E. 10; BVGer, Urteil vom 30. Marz 2011, A-7040/2009, E. 10.4.3; TSCHANNEN/ZIMMERLI/MULLER, §
26, Rz. 37; TSCHANNEN, Art. 3 RPG, Rz. 23 ff.; GRIFFEL, Rz. 448 ff.; BANDLI, S. 547 ff.; WIEDERKEHR/RICHLI, Rz. 1910 ff.; WALTI, S. 23; NUSSLE,
Demokratie, S. 91 f.

BGE 132 11 408 E. 4.2 (= Pra 2007 Nr. 66), 124 11 391 E. 2c, 115 Ib 508 E. 6b.

BGE 132 11 408 E. 4.2, 124 11 391 E. 2c, 115 1b 508 E. 6b.

BGE 140 11 262 E. 8.4.1.

BGE 140 11 262 E. 8.4.1.

BGE 140 11 262 E. 8.4.2.

BGE 140 Il 262 E. 8.4.3. Dabei fallt nach Meinung des Bundesgerichts besonders ins Gewicht, dass es sich um einen Ersteingriff handeln
wirde. Die durch die Klassifizierung als Landschaftsschutzgebiet von kantonaler Bedeutung bestatigte Schutzwirdigkeit ist insbesondere bei
hoher Wasserfuhrung offenkundig; die Kaskaden des Gonerliwassers wirken auch aus der Distanz dusserst eindriicklich. Der Beitrag, den das
Gonerliwasser gemass den Akten an die Elektrizitatsproduktion leisten wiirde, ist dagegen bescheiden. Er rechtfertigt den Verlust des Charak-
ters dieses bisher noch unberihrten Gewassers nicht.

Das Projekt war durch die Volksinitiative ,Zukunft der Jura-Kreten* blockiert. Das Stimmvolk hat diese Initiative der Umweltverbande am 14.
Mai 2014 abgelehnt und den Gegenvorschlag mit 65,05 Prozent Ja-Stimmenanteil gutgeheissen. Im Neuenburger Jura kdnnen damit auf 5
Zonen verteilt bis zu 59 Windkraftanlagen im Bereich der Jura-Kreten gebaut werden.

13
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14,35 GWh (Windpark insgesamt 25 GWh pro Jahr) das von der Betreiberin der Anlage verfolgte Interesse als
ausserst gering bezeichnet. Der Standort ,Crét-Meuron® gehért ferner zu den grundsétzlich nicht Giberbaubaren
«Kamm- und Waldzonen». Der am 30. Mai 1995 in Kraft getretene Gestaltungsplan (genereller Nutzungsplan)
der betreffenden Gemeinde weist den Crét-Meuron — fiir den auf Gemeindeboden liegenden Teil — der Kamm-
und Waldzone zu, die als Schutzzone und kantonale Nutzungszone definiert ist. Das Bundesgericht hat auf Be-
schwerde der Betreiberin diese Beurteilung durch das kantonale Verwaltungsgericht beanstandet. Es hat das
Ziel, die erneuerbaren Energiequellen zu fordern, deutlich héher als die Vorinstanz beurteilt und dem Projekt eine
gewisse Bedeutung im Rahmen dieser Strategie zugesprochen.'® Auch kommt dem Landschaftsschutz, so das
Bundesgericht, vorliegend keine vorrangige Bedeutung zu, da praktisch der gesamte Jurakamm im Kanton Neu-
enburg zu den Kamm- und Waldzonen gehdort und die diesen Zonen zugewiesenen Grundstiicke nicht alle die-
selben natirlichen oder landschaftlichen Charakteristiken aufweisen. Die Bestandigkeit des vorgesehenen Nut-
zungsregimes ist folglich nicht in jedem Abschnitt der Jurakamme in gleicher Weise gewahrleistet.'#* Fir den
konkreten Standort fallt in Betracht, dass bereits mehrere touristische Anlagen (namentlich Skilifts und Restau-
rants) und zahlreiche befahrbare und nicht befahrbare Wege vorhanden sind. Das betreffende Naturschutzgebiet
steht der Bevolkerung weitgehend offen und ist stark frequentiert. Die Sichtbarkeit der Windturbinen stellt somit
die deutlichste Beeintrachtigung des Ortes dar, die offenkundig schiitzenswert ist. Am Standort selbst sind aber
andere technische Installationen — namentlich eine Hochspannungsleitung und Skilifte (ein Skilift im Perimeter
des kantonalen Nutzungsplans und vier weitere direkt daneben) — vorhanden, was die visuellen Auswirkungen bis
zu einem gewissen Grad relativiert. Folglich ist das Interesse eines verstarkten Schutzes in diesem Fall geringer
als bei anderen Naturschutzgebieten, die weniger zuganglich und besser erhalten sind.'#? Damit hat das Bundes-
gericht erkannt, dass im vorliegenden Fall die Vorinstanz der Beeintrachtigung der Landschaft eine Gberméssige
Bedeutung zugemessen und als direkte Folge davon das offentlichen Interesse an der Realisierung einer Wind-
kraftanlage in Ubereinstimmung mit den Zielen der nationalen und kantonalen Energiepolitik ungeniigend beriick-
sichtigt hatte. Bei einer korrekten Abwagung der auf dem Spiel stehenden Interessen durfte die Vorinstanz mit
anderen Worten die Verwirklichung einer Windkraftanlage auf dem Crét-Meuron nicht prinzipiell verhindern.43

Der Regierungsrat des Kantons Aargau hat die Verweigerung einer Baubewilligung fir eine 150 Meter hohe
Windkraftanlage auf dem Heitersberg (Rotordurchmesser 82 Meter) als rechtmassig beurteilt.1** Die betref-
fende Parzelle befindet sich in der Landschaftsschutzzone und liegt somit in einer eigentlichen Bauverbotszone.
Die geplante Erstellung einer Windenergieanlage ist dabei nicht nur mit dem Zonenzweck nicht vereinbar, son-
dern wirde sogar die in einem demokratischen Verfahren erlassenen Schutzzonen und -vorschriften sowie die
dazugehorenden kantonalen Schutzziele des Richtplans in Frage stellen.'#® Die zu beriicksichtigenden Interessen
des Landschaftsschutzes sind deshalb im heutigen Zeitpunkt klar héher zu gewichten als die Interessen der Bau-
herrschaft an der Erstellung der Windkraftanlage auf dem Heitersberg. Daran andert auch die Tatsache nichts,
dass dieser Hiugelzug bezuglich Windvorkommen offensichtlich ein geeigneter Standort fur die Windenergiepro-
duktion ist.1#¢ Ferner ist im vorliegenden Fall nach Meinung des Regierungsrates nicht ganz ausser Acht zu las-
sen, dass die Bauherrschaft es unterlassen hat, eine Standortevaluation durchzufuhren. Auf Grund der Windmes-
sungen erscheint der Standort Heitersberg zwar auch aus Sicht des Regierungsrats geeignet, Energie aus Wind-
kraft zu gewinnen. Hingegen zeigt die Windpotentialkarte des Richtplans 2011 weitere mdgliche Standorte zur
Gewinnung der Windenergie im Kanton auf, welche nur teilweise innerhalb von im Richtplan ausgeschiedenen
Landschaftsschutzzonen liegen. Die Bauherrschaft ware insoweit angehalten gewesen, insbesondere die sich
nicht in einer Schutzzone oder im Wald befindlichen Gebiete zu evaluieren, wenn sie eine Ausnahmebewilligung
nach Art. 24 RPG beantragen will.*47

140 BGE 132 11 408 E. 4.5.2; zum Entscheid auch RiGAssI, S. 55.

141 BGE 132 11 408 E. 4.5.3.

142 BGE 132 Il 408 E. 4.5.3.

143 BGE 132 11 408 E. 4.5.4.

144 Entscheid des RR AG vom 21. Marz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff.

145 Entscheid des RR AG vom 21. Méarz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.3.
146 Entscheid des RR AG vom 21. Marz 2012, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.3.
147 Entscheid des RR AG, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.3.
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Bisherige Planung

Im Rahmen der Interessenabwégung ist auch die bisherige Planung im betreffenden Gebiet zu berilicksichtigen.
Tangiert die geplante Anlage eine kommunale Schutzzone, hat unter Umstanden die Gemeindeversammlung die
betreffende Zone abzuandern oder aufzuheben, bevor das Projekt verwirklicht werden kann.1#8 Jedenfalls ist die
durch die bisherige Planung vorgenommene Interessenabwéagung auch im Rahmen der neuen Planung zu be-
achten. Soll beispielsweise in einer Kammzone (kantonale Schutzzone) eine Windenergieanlage erstellt werden
und wird hierfiir ein kantonaler oder kommunaler Sondernutzungsplan ausgearbeitet, bringt der bisher existieren-
de Plan im Rahmen der Interessenabwagung ein gewichtiges offentliches Interesse zum Ausdruck.14®

Dabei ist von Bedeutung, dass die Bevolkerung bei Planungen grundsatzlich mitwirken soll (Art. 4 Abs. 2 RPG)
und — unabhangig der bundesrechtlichen Minimalvorschrift von Art. 4 RPG — kantonale Richtplane teilweise vom
Parlament genehmigt oder sogar festgesetzt werden'®® und die Erarbeitung der kommunalen Nutzungsplane
haufig durch die Legislative erfolgt.1>! Der Planungsprozess ist durch Art. 4 RPG weitgehend demokratisch legiti-
miert wie auch die Planungsbeschlisse teilweise — je nach kantonalem Recht — durch die Legislative erfolgen.
Entsprechend gewichtig im Rahmen der Interessenabwégung sind die bisher erfolgten Planungen.

5.2.2.  Planungsrechtliche Instrumente

5.2.2.1. Voraussetzungen im Allgemeinen

Der Standort moglicher Energieerzeugungsanlagen kann durch planerische Losungen gesteuert werden.52
Da durch derartige planerische Ldsungen verfassungsmassige Rechte Privater (Eigentumsgarantie und Wirt-
schaftsfreiheit) tangiert werden, sind die entsprechenden Voraussetzungen von Art. 36 BV einzuhalten. Allge-
meine Voraussetzung fir einschrénkende Massnahmen ist daher eine gesetzliche Grundlage im kommunalen
oder kantonalen Recht. In Anwendung von Art. 36 Abs. 2 und 3 BV hat an den Massnahmen sodann ein &ffentli-
ches Interesse zu bestehen und die Einschrankungen missen verhaltnisméassig sein.%3

5.2.2.2. Positivplanung

Energieerzeugungsanlagen wie Windkraftparks, Geothermie-Anlagen oder grosse Wasserkraftwerke lassen
sich mittels positiver Planung erfassen, die besondere Standorte oder Zonen zur Errichtung derartiger Anlagen
ausweisen.® Grossvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf Raum und Umwelt bedirfen, wie erlautert, einer
regionalen oder kantonalen Richtplanung.'>® Die betreffenden Plane sollen Standorte bezeichnen, die sich zur
Nutzung der Wind-, Sonnen- oder Wasserkraft besonders gut eignen, erschlossen sind oder erschlossen werden
kénnen und bei denen eine Einspeisung in eine Ubertragungsleitung realisierbar und maglich ist.15¢ Allenfalls
kénnen die Kantone auch eine Differenzierung vornehmen, indem sie die betreffenden, grundséatzlich geeigneten
Gebiete in Interessengebiete, potentielle und prioritare Standorte einteilen.*5”

Die Vorteile einer derartigen Positivplanung im Rahmen des Richtplans liegen darin begriindet, dass in einem
allfalligen (Sonder-)Nutzungsplanverfahren alternative Standorte zur Verfigung stehen, die sowohl von den Be-
hérden wie auch von der Bauherrschaft evaluiert werden kdnnen, so dass der von der Praxis geforderten Interes-
senabwagung Genlige getan wird.'5® Die Nachteile sind darin zu sehen, dass aus technischer Sicht eine Prog-

148 siehe Entscheid des RR AG, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.3.

149 BGE 132 11 408 E. 4.5.3.

150 Sjehe die Ubersicht bei WALDMANN/HANNI, Art. 10 RPG, Rz. 9.

151 WALDMANN/HANNI, Art. 25 RPG, Rz. 16.

152 7u den Voraussetzungen an planerische Losungen betreffend Standortsteuerung von Mobilfunkanlagen auch WITTWER, S. 107 ff.

153 BGE 133 11 64 E. 5.4; VerwG ZH, Urteil vom 20. Mai 2010, VB.2009.00032, E. 3.2; WITTWER, S. 108 ff.

154 Dazu im Allgemeinen BGE 138 I1 173 E. 6.3, 137 11 254 E. 3.2 (= Pra 2011 Nr. 114); WITTWER, S. 118 f., betreffend Mobilfunkanlagen.

155 Oben Kap. Il.1.b; BGE 137 Il 254 E. 3.2 (= Pra 2011 Nr. 114), mit Verweis auf TSCHANNEN, Die Rolle des Richtplans, S. 45; ferner BUHL-
MANN/JAGER/HAAG, S. 484 f.

Nach den Empfehlungen des UVEK, S. 12, missen fur mdgliche Standortbereiche fiir Windenergieanlagen insb. drei Grundvoraussetzungen
gegeben sein: geniigend Wind (Starke, Haufigkeit, Art der Winde), Erschliessung bzw. Erschliessbarkeit und Einspeisemdglichkeit in die Uber-
tragungsleitung.

157 vgl. UVEK, S. 14; RiGAss|, S. 52 f.

158 vgl. auch RR AG, RRB Nr. 2012-000373, AGVE 2012, S. 328 ff., in: ZBI 2013, S. 676 ff. E. 4.3 a.E.
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nose Uber potentiell mégliche Standorte — je nach Energietrager — nur beschrankt méglich ist. Die Eignung eines
Standorts zur Nutzung von tiefer Erdwarme beispielsweise wie auch teilweise diejenige von Wind lasst sich kaum
vorhersagen, sondern muss durch Probebohrungen und Versuchsanlagen eruiert werden. Entsprechend ist eine
richtplanerische Festsetzung im Vorhinein nur schwer realisierbar.

5.2.2.3. Negativplanung

Bedeutend einfacher ist es, Gebiete festzulegen, in denen die Erstellung von Energieerzeugungsanlagen nicht
zugelassen ist (Ausschlussgebiete) oder in denen derartigen Anlagen erhebliche 6ffentliche Interessen entge-
genstehen (Vorbehaltsgebiete).'>® Die Empfehlungen des BAFU erwéhnen fir die Windenergie als Ausschluss-
gebiete etwa Auengebiete, Amphibienlaichgebiete, BLN-Gebiete, schitzenswerte Ortsbilder ISOS, historische
Verkehrswege IVS, Jagdbanngebiete, Wasser- und Zugvogelreservate oder VAEW-Gebiete'®® oder als Vorbe-
haltsgebiete etwa kantonale, regionale oder lokale Schutzgebiete, regionale Naturparke, Altlastengebiete oder
archaologische Fundstellen.161

In Bezug auf die Ausschlussgebiete ist zu differenzieren: Bei Bundesinventaren von nationaler Bedeutung
nach Art. 23a und Art. 23b NHG (Moorlandschaften und Moorbiotope von nationaler Bedeutung) sowie dem
Schweizerischen Nationalpark ist eine Interessenabwéagung von vornherein ausgeschlossen, wéahrend bei den
Ubrigen Biotopinventaren von nationaler Bedeutung nach Art. 18a NHG wie auch bei den Bundesinventaren nach
Art. 5 ff. NHG (BLN, ISOS, IVS) diese unter gewissen Umstanden moglich ist.162

5.2.2.4. Gesetzliche Standortevaluation

Als weiteres planungsrechtliches Mittel féllt grundsatzlich auch eine gesetzlich vorgesehene Standortevalu-
ation in Betracht.'®® Dieses Mittel kann vor allem dann von Bedeutung sein, wenn die betreffende Anlage — wie
beispielsweise Mobilfunkanlagen — in der Bauzone mittels einer Baubewilligung nach Art. 22 RPG errichtet wird.
Da ein bedingter Anspruch auf Erteilung der Bewilligung besteht, wenn die entsprechenden Voraussetzungen
erfullt sind bzw. die Bauvorschriften eingehalten werden, findet in diesem Fall keine Interessenabwéagung statt.
Folglich hat der Gesetzgeber vorzuschreiben, ob die Erstellung solcher Anlagen eine Standortevaluation voraus-
setzt.

Im Hinblick auf die Erstellung von Energieerzeugungsanlagen wie Wasserkraftwerke, Windkraft- oder Solaran-
lagen kommt dieses Mittel kaum in Frage. Einerseits unterliegen die meisten dieser Anlagen zumindest einer
Nutzungsplanpflicht, so dass eine Interessenabwagung und einhergehend damit eine Standortevaluation stattzu-
finden hat.’6* Andererseits werden diese Anlagen ublicherweise ausserhalb der Bauzone realisiert, so dass eine
Ausnahmebewilligung erforderlich ist, in deren Rahmen eine Interessenabwagung nach Art. 24 lit. b RPG vorge-
nommen werden muss und dabei insbesondere mogliche Alternativstandorte zu prifen sind. 165

5.2.2.5. Informale Absprachen

Da sich die Standorte von Energieerzeugungsanlagen nur beschrénkt von vornherein planen lassen, ist es in der
Praxis — wie bei anderen Grossvorhaben — haufig so, dass ein konkretes Projekt Anlass zu einer Nutzungspla-
nung (oder Nutzungsplananderung) in Form zumeist einer Sondernutzungsplanung gibt.1%® Unter Umsténden
zeigt sich erst anhand des Projekts, ob eine Ausnahmebewilligung erteilt werden kann oder ob der Nutzungsplan
abgeandert bzw. ein Sondernutzungsplan erlassen werden muss.®’ Ist ein Sondernutzungsplan notwendig, wird

159 ygl. UVEK, S. 11; RiGAss|, S. 52; siehe betreff. Mobilfunkanlagen auch WITTWER, S. 115 ff., und BGE 138 Il 173 E. 6.3.

160 piese Verordnung regelt nach Art. 1 VAEW die Ausrichtung von Ausgleichsbeitragen zur Abgeltung erheblicher Einbussen der Wasserkraft-
nutzung, die ein Gemeinwesen infolge Erhaltung und Unterschutzstellung einer schiitzenswerten Landschaft von nationaler Bedeutung erlei-
det.

UVEK, S. 11.

UVEK, S. 14 f.; MARTI, Bundesinventargebiete, S. 39, 52f., 55f.; zum Ganzen auch RAUSCH/MARTI/GRIFFEL, Rz. 552 ff.

Siehe BGE 138 11 173 E. 6.3, 133 11 353 E. 4.2; WITTWER, S. 119 f.

164 Siehe oben Kap. 5.2.1.1.

165 Siehe oben Kap. 0.

166 Sjehe hier nur NUSSLE, Absprachen, S. 144; grundlegend DIEs., Demokratie.

167 NUssLE, Absprachen, S. 144,

16:
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die Behorde bei der Planung einerseits die Bedirfnisse des Bauherrn berticksichtigen, da gerade sein Projekt
Anlass zur Plananderung gibt. Andererseits wird die Behdrde versuchen, das geplante Vorhaben — je nach Stand
der Planung im betreffenden Gebiet, anderen Nutzungsinteressen, Erschliessungssituation, umweltrechtliche
Vorbehalte, Akzeptanz des Vorhabens etc. — zu beeinflussen.1%® Mit anderen Worten trifft die Behorde mit dem
Bauherrn eine Absprache, die grundsatzlich zuldssig ist, sofern die Mitwirkung der Bevolkerung gewahrleistet ist
und die Interessenabwagung korrekt durchgefiihrt wird.16°

5.2.2.6. «Energiepolitik 2050»

Im Rahmen der «Energiepolitik 2050» schlug der Bundesrat vor, dass die Kantone mit Unterstiitzung des Bundes
ein Konzept fir den Ausbau der erneuerbaren Energien erarbeiten und Gebiete fur die Nutzung durch erneuerba-
re Energien bestimmen (Art. 11 E-EnG).1° Die Kantone hatten in diesem Konzept nach Art. 11 Abs. 2 Satz 1 E-
EnG Gebiete bezeichnet, die sich grundsatzlich fur die Nutzung erneuerbarer Energien eignen (Positivplanung).
Im Sinne einer Negativplanung hatten sie auch gewisse Gebiete von der Nutzung ausnehmen kénnen (Art. 11
Abs. 2 Satz 2 E-EnG). Das Konzept sollte eine zweckmassige Nutzung der vorhandenen Ressourcen ermdgli-
chen (Art. 11 Abs. 3 E-EnG) und gegenlaufige Anliegen sowie die Auswirkungen auf den Netzausbau berucksich-
tigen (Art. 11 Abs. 3 lit. a und lit. b E-EnG). Gegenlaufige Interessen zur Nutzung sind hauptsachlich der Natur-
und Heimatschutz. Andere Schutzanliegen sind z. B. der Wald, der Vogelzug oder die Riicksichtnahme auf zwin-
gende Bedirfnisse der Luftfahrt. Gegenlaufige Anliegen miissen aber nicht unbedingt Schutz-, sondern kénnen
auch andere Nutzungsinteressen sein. So kann es z. B. Konflikte zwischen Energieanlagen und dem Erhalt von
Kulturland beziehungsweise von Land zur landwirtschaftlichen Nutzung geben."*

Dieses Konzept beinhaltete einen Text und eine Karte, die die fraglichen Gebiete zumindest grossraumig — und
nicht parzellenscharf — abbildet (Art. 11 Abs. 4 E-EnG).172 Das Konzept ware nach Art. 11 Abs. 5 E-EnG dem
Bundesrat zur Genehmigung vorzulegen und hatte folgende Wirkungen gehabt: Fir Bund und Kantone hatte das
Konzept insofern bindende Wirkung gehabt, als diese es bei der Erfullung ihrer raumwirksamen Aufgaben (in
samtlichen Bereichen) zu berilicksichtigen gehabt héatten (Art. 11 Abs. 6 E-EnG). Fir den Bundesrat ware das
Konzept zudem Richtschnur bei der Genehmigung der kantonalen Richtplane (Art. 13 Abs. 3 E-EnG) gewesen
und die Kantone hétten dafir sorgen missen, dass das Konzept in der Richtplanung umgesetzt und somit zur
verbindlichen Festlegung geworden wére (Art. 13 Abs. 1 E-EnG). Allenfalls waren auch Nutzungspléne zu erstel-
len bzw. bestehende anzupassen gewesen (Art. 13 Abs. 2 E-EnG). Die Kantone hatten vom Konzept abweichen
kénnen, wenn sie dafir gute Griinde gehabt hatten.

Die mehrheitlich kritische Stellungnahme der Kantone und Bedenken bezuglich einer Einschrankung der raum-
planerischen Kompetenzen der Kantone!’s filhrte dazu, dass das Vorhaben des Bundesrates in den parlamenta-
rischen Diskussionen verworfen wurde.'” Von den Beflrworter des Bundesratsvorschlags wurde hingegen be-
tont, dass dieses Konzept fir die Energiewende sehr wichtig sei. Da es die Koordination und kantonsubergreifen-
de Gesamtsicht vereinfache bzw. der Wissensaustausch unter den Kantonen geférdert wiirde.'”®> Somit haben die
oben gemachten Ausserungen zur Planung von Energieerzeugungsanlagen uneingeschréankte Giltigkeit.

168 NUssLE, Absprachen, S. 144,

169 NussLE, Absprachen, S. 146.

170 Dazu Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7662.

17 Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7662.

172 Botschaft Energiestrategie 2050, S. 7662.

173 vgl. inshesondere die schriftliche Begriindung zum Antrag Fassler Daniel, AB 2014 N 2058; Votum Imoberdorf René, AB 2015 S 938; Votum
Schmid Martin, AB 2015 S 938 f.

174 AB 2014 N 2058 f.; AB 2015 S 938 f.

175 vgl. insbesondere Votum Girod Bastien, AB 2014 N 2048; Votum Vogler Karl, AB 2014 N 2051; Votum Nordmann Roger, AB 2014 N 2056.
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5.3. RAUMPLANERISCHE STANDORTKRITERIEN

Es gibt eine Vielzahl von raumplanerischen Standortkriterien, die in die Interessenabwagung und die Festle-
gung der Instrumente einfliessen, diesen somit vorangestellt sind.7®

Auszugehen ist einerseits von den Interessen der Bauherrschaft und Investoren.'’” Die EMPFEHLUNGEN DES UVEK
betreffend Windenergieanlagen flihren andererseits aus Sicht insbesondere des Umweltrechts als Standortkrite-
rien etwa die Bundesinventare, kantonale Schutzgebiete, die Akzeptanz in der Bevolkerung, andere Nutzungsan-
spriiche, Umweltbelastungen, Larmimmissionen oder die Erschliessbarkeit auf.’®

GUGGISBERG hat die wesentlichen Erkenntnisse der Empfehlungen und Positionspapiere betreffend Windenergie-
anlagen, Kleinwasserkraftwerke und Photovoltaik-Anlagen zusammengefasst.1”® Danach sind die wichtigsten
Grundsatze aus Sicht des Bundes etwa folgende: Anlagen sollen dort realisiert werden, wo eine effiziente Nut-
zung der erneuerbaren Energien Uberhaupt méglich erscheint; die Standortfestlegung hat unter grosstmoglicher
Schonung von Natur und Landschaft zu erfolgen; Anlagen sollen vorab in bereits erschlossenen Gebieten oder in
Gebieten, in denen eine Erschliessung mit verhaltnismassigem Aufwand und ohne unverhéltnismassige Auswir-
kungen auf die Umwelt méglich ist, erstellt werden; eine Konzentration auf wenige Standorte ist zweckmassig,
und Einzel- bzw. Kleinanlagen sollen nur fir den lokalen Bedarf und nur in Verbindung mit bestehenden Bauten
und Anlagen in Betracht gezogen werden.8° Mit Hilfe dieser Kriterien sind Ausschluss-, Vorbehalts- und Interes-
sengebiete zu bezeichnen.8!

5.4. FAZIT

Mit der sogenannten Energiewende soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Strommix massiv zunehmen.
Dazu bedarf es eines substantiellen Zubaus von Anlagen wie beispielsweise Windparks, Wasserkraftwerke, Ge-
othermieanlagen oder Solaranlagen — mit entsprechendem Raumbedarf. Derartige Anlagen stehen regelmassig
im Interessenkonflikt mit umweltrechtlichen Schutzinteressen, namentlich des Gewasser- oder Natur- und Hei-
matschutzes (Kap. I).

Die Erstellung von Energieerzeugungsanlagen setzt regelméssig nicht nur eine Bewilligung (Bau- oder Ausnah-
mebewilligung), sondern ein Planungsverfahren voraus. Dies dann, wenn die geplante Anlage durch seine
Ausmasse oder seine Natur bedeutende Auswirkungen auf die bestehende Nutzungsordnung nach sich zieht. Die
Schwelle zum Planungsverfahren ist unter anderem regelmassig dann uberschritten, wenn ein Schutzgebiet tan-
giert wird oder das Gesetz eine Umweltvertraglichkeitspriifung vorsieht (Kap. Il.1.a und I.1.a.cc).

Ob die Planung auf Stufe des Nutzungsplans oder gar des Richtplans erfolgen muss, entscheidet sich nach
Bundesgericht danach, ob die Auswirkungen der Nutzung, wie bei einem grossen Wasserkraftwerk, Uber den
lokalen Raum (beziglich Raumentwicklung, beteiligten Akteuren oder finanziellen Ressourcen) hinausgeht und
somit eine umfassende Interessenabwagung notwendig erscheint, die nur durch den Prozess der Richtplanung
garantiert werden kann (Kap. 11.1.b.bb).

Entscheide im Planungsverfahren sowie die Erteilung einer Ausnahmebewilligung ausserhalb der Bauzonen
setzten eine umfassende Interessenabwéagung voraus. Gepriift wird, ob der Zweck der Bauten oder Anlagen die
Errichtung am vorgesehenen Standort erfordert und ob dem Projekt kein Gberwiegendes Interesse entgegensteht.
Im wichtigen Fall BGE 140 Il 262 ff. lehnte das Bundesgericht die Erstellung eines Wasserkraftwerks im Ober-
goms ab, weil der Beitrag des Kleinwasserkraftwerks (30,9 GWh pro Kalenderjahr) eher gering und die Eingriffe
in Umwelt und Landschaft erheblich gewesen wéaren. Dem Bau einer Windkraftanlage im Jura stimmte das Bun-
desgericht dagegen zu, weil die Landschaftsschutzzone im betroffenen Abschnitt bereits durch verschiedene

171
17

)

Siehe z.B. UVEK, S. 10 ff.; umfassend betreffend Bau von Einkaufszentren EicHBAUM, S. 111 ff.

Siehe Ubersicht EicHBAuM, S. 114, mit besonderem Blick auf die Errichtung von Einkaufszentren.

178 Sjehe Ubersicht UVEK, S. 11.

17 GUGGISBERG, S. 759 ff.

180 GUGGISBERG, S. 761.

181 GUGGISBERG, S. 763 (Windkraft); ahnlich S. 766 (Wasserkraft); ferner RiGAssI, S. 51 ff. RIGASSI schlagt vor, strategische Ziele, Ausschlussge-
biete, Vorbehaltsgebiete, Interessengebiete, Konzentration an geeigneten Standorten, Meiden von Schutzgebieten, Bevorzugung bereits vor-
belasteter Standorte und Exposition/Sichtbarkeit als Richtplaninhalte zu definieren.

3

2
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andere Nutzungen beeintrachtigt war und somit die Interessen der nationalen und kantonalen Energiepolitik ho-
her zu gewichten waren (oben Kap. Il.1.c).

Die Suche nach Standorten moglicher Energieerzeugungsanlagen kann durch planerische Vorgaben gesteuert
werden. Mit einer sogenannten Positivplanung lassen sich besondere Standorte oder Zonen ausweisen, womit —
soweit Uberhaupt moglich — die nétige Interessenabwagung bereits vorweggenommen wird (Kap. 11.2.b). Die
einfacher zu realisierende Negativplanung schliesst bestimmte Gebiete (vor allem Schutzgebiete) von der Erstel-
lung von Energieerzeugungsanlagen aus (Kap. 11.2.c). Gesetzlich vorweggenommene Standortevaluationen
kommen dagegen fiir Energieerzeugungsanlagen kaum in Betracht, weil deren Auswirkungen zwingend eine
Interessenabwégung erfordern (Kap. 11.2.d). Eine gewisse Planungssicherheit vermégen immerhin informelle
Absprachen zwischen Behérden und Bauherrn herzustellen. Diese haben indes ihre Grenze da, wo die Abspra-
chen Rechte Dritter beeintrachtigen wiirden (Kap. 11.2.e). Der Bundesrat hatte vorgeschlagen, dass die Kantone
mit Unterstiitzung des Bundes ein Konzept (Text und Karte) fur den Ausbau der erneuerbaren Energien erarbei-
ten und Gebiete fiir die Nutzung durch erneuerbare Energien bestimmen. Dies wurde allerdings aufgrund der
damit einhergehenden Begrenzungen kantonaler Planungskompetenzen verworfen (Kap. 11.2.f). Damit bleibt es
vorderhand bei den dargestellten Grundsatzen von Ausnahmebewilligung und Planungspflicht sowie der damit
einhergehenden Interessenabwagung.

Im Rahmen einer konkreten Interessenabwéagung sowie bei einer planerischen Steuerung sind jeweils die raum-
planerischen Standortkriterien vorgegeben. Bezogen auf Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie sind
dies mindestens insbesondere die Effizienz der Anlage am gewahlten Standort, die grosstmégliche Schonung
von Umwelt und Schutzobjekten sowie der Aufwand zur Erschliessung (Kap. I11).
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6. Implizite CO2-Preise des fossilen Ener-
gieverbrauchs in der Schweiz

Reto Schleiniger

Abstract

Der Verbrauch von fossiler Energie verursacht sowohl lokale externe Kosten wie Luftverschmutzung als auch
globale Probleme durch die Klimaverédnderung. Wéahrend die lokalen externen Kosten mittels einer Abgabepolitik,
deren Abgabesatz je nach Verwendung der fossilen Energie unterschiedlich sein kann, internalisiert werden kén-
nen, sollte fUr eine kosteneffektive Reduktion der CO2-Emissionen der Preis pro Emission fir alle Verwendungen
gleich hoch sein. Im vorliegenden Artikel wird der implizite Preis von CO2-Emissionen der schweizerischen Ener-
gie- und Klimapolitik als Differenz der bestehenden Abgaben und der lokalen externen Kosten bestimmt. Es zeigt
sich, dass dieser Preis je nach Verwendung der fossilen Energie sehr unterschiedlich ist und damit die Reduktion
der CO2-Emissionen nicht so kostengunstig wie mdglich erfolgt. Beim Luftverkehr und beim Personenverkehr auf
der Strasse ist der implizite CO2-Preis sogar negativ. In diesen Bereichen wiirde sich daher eine Verbrauchsre-
duktion auch ohne Berucksichtigung der Klimafolgen lohnen.

Keywords: Schweizerische Energie- und Klimapolitik, externe Kosten, Internalisierung, implizite CO2-Preise
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6.1. EINLEITUNG

Aus 6konomischer Sicht ergibt sich das Problem einer Glberméassigen Umweltbelastung aus dem Vorliegen so
genannter externer Kosten. Diese fallen nicht bei den Marktteilnehmern selber, sondern bei Dritten an. Da sich
externe Kosten nicht in den Marktpreisen widerspiegeln, sind umweltbelastende Guter zu billig und deren Ver-
brauch zu gross. Daher kommt es zu einem Marktversagen, indem Umwelt Gibernutzt wird, weil sie keinen Preis
hat.

Es ist unbestritten, dass der Verbrauch von fossiler Energie bedeutende externe Kosten verursacht. So bezeich-
net Stern (2006) den Klimawandel, der hauptsachlich aufgrund des Verbrauchs von fossiler Energie entsteht, als
«the greatest market failure the world has ever seen» (p. viii). Speziell am fossilen Energieverbrauch ist zudem,
dass dabei nicht nur der Treibhauseffekt und damit die globale Erwarmung verstarkt werden, sondern dass
gleichzeitig eine Reihe lokaler Umweltprobleme wie Luftverschmutzung verursacht wird.

Ziel des vorliegenden Artikels ist es, die Effizienz der fossilen Energiepolitik der Schweiz zu beurteilen und aufzu-
zeigen, ob und wie diese zu steigern ist. Dazu wird ein impliziter CO2-Preis fur die verschiedenen Verwendungen
der fossilen Energie hergeleitet. Dieser ergibt sich aus der Differenz der Abgaben auf die Verwendung fossiler
Energie und den daraus entstehenden lokalen externen Kosten. Je ausgeglichener der Preis Uber die verschie-
denen Verwendungen ist, desto effizienter ist die bestehende Abgabenregelung. Die Herleitung eines impliziten
CO:2-Preises und seine Interpretation als Effizienzindikator sind ein neuartiger Ansatz, der bisher, zumindest in die
Schweiz, noch nie angewandt wurde. Um das neue Vorgehen zu erklaren, wird deshalb im Folgenden etwas
weiter ausgeholt, bevor die Resultate présentiert werden.

Im néchsten Abschnitt wird die Frage erortert, wie ein optimaler Instrumentenmix angesichts der mehrfachen
Problematik beim Verbrauch fossiler Energie zu gestalten ist. Ebenso wird erklart, warum der CO2-Preis fir alle
fossilen Energietrager gleich hoch sein sollte. Anschliessend wird dargelegt, wie sich der implizite CO2-Preis aus
den aktuellen Schweizer Preisen fiir fossile Energie und den lokalen externen Kosten herleiten lasst. Die Resulta-
te werden in der Folge getrennt fir den Strassenverkehr, den Luftverkehr sowie fiir die Warmeerzeugung aufge-
zeigt. Abschliessend wird diskutiert, welche Bedeutung den Resultaten fir eine effiziente Energie- und Klimapoli-
tik der Schweiz zukommt.
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6.2. UBERLEGUNGEN ZUM EFFIZIENTEN INSTRUMENTENMIX

Wie erwahnt, fihrt der Verbrauch fossiler Energie, z. B. in Form von Benzin oder Diesel, einerseits zu CO2-
Emissionen und damit zur Verstarkung des Treibhauseffektes, andererseits zu weiteren Emissionen wie lokalen
Luftschadstoffen oder Larm. Beide Auswirkungen fallen in Form von externen Kosten an, unterscheiden sich
allerdings in zwei wesentlichen Punkten.

Erstens handelt es sich bei Treibhausgasemissionen um ein globales Problem, weil deren Auswirkungen unab-
hangig vom Emissionsstandort anfallen. So steigt der Meeresspiegel gleich stark an, unabhangig davon, ob wei-
tere Tonnen COz in der Schweiz, in China oder sonst wo emittiert werden. Im Unterschied dazu sind Emissionen
von z. B. Feinstaub oder Larm von lokaler Natur, deren negative Auswirkungen auf Gesundheit und Wohlbefinden
hauptséachlich von der lokalen Bevolkerung zu tragen sind. Aufgrund dieser Unterscheidung in globale und lokale
externe Effekte ist es grundsatzlich sinnvoll, das globale Problem international koordiniert anzugehen, wahrend
die lokalen Belastungen im Rahmen einer nationalen Umweltpolitik eigensténdig reguliert werden kdnnen. Inwie-
fern eine internationale Koordination auch dann sinnvoll ist, wenn die nationalen Umweltprobleme des fossilen
Energieverbrauchs ungeldst sind, ist allerdings noch zu diskutieren.

Eine zweite Unterscheidung liegt darin, dass die Auswirkungen der Treibhausgasemissionen dusserst schwierig
in Geldeinheiten zu quantifizieren sind. Alleine die physikalischen Auswirkungen von Treibhausgasemissionen
sind aufgrund der komplexen klimatischen Prozesse nur mit Milhe vorauszusagen. Deren monetédre Bewertung
ist ein zusétzliches Problem. So gibt es auch unter Okonomen keinen Konsens dariiber, wie etwa Kosten, die bei
zukiinftigen Generationen anfallen, bestimmt werden sollen. Dabei geht es nicht zuletzt um die Frage, ob solche
zukiinftigen Kosten auf die Gegenwart abdiskontiert werden dirfen oder nicht, und wenn ja, zu welchem Diskont-
satz. Weil mit dieser Frage haufig auch personliche Wertungen verbunden sind, erstaunt es nicht, dass auch
Spezialisten unterschiedliche Meinungen vertreten. So schéatzt das UK Department of Energy and Climate Chan-
ge (2009) die Kosten pro Emissionseinheit in einem Bereich von null bis tausend Pfund, je nach gewahlter Mo-
dellspezifikation und Parameterwerten.

Die Quantifizierung der lokalen externen Kosten ist zwar auch kein leichtes Unterfangen, aber mit weniger Unsi-
cherheiten verbunden als die monetare Abschétzung der Klimafolgen. Fur die Schweiz werden solche Bewertun-
gen regelmassig vorgenommen. Im Bereich des Strassenguterverkehrs sind sie sogar insofern institutionalisiert,
als sie zur Festlegung der maximalen Hohe der leistungsabhangigen Schwerverkehrsabgabe (LSVA) verwendet
werden, deren Ertrag gemass Gesetz «die ungedeckten Wegekosten und die Kosten zulasten der Allgemeinheit
nicht Ubersteigen» darf (Art. 7 Abs.1 des Bundesgesetzes Uber eine leistungsabhéngige Schwerverkehrsabgabe).

Aufgrund der detaillierten Datenlage zu den lokalen externen Kosten des fossilen Energieverbrauchs in der
Schweiz bietet sich eine Internalisierung dieser Kosten Uber eine so genannte Pigou-Steuer an. Dieses Instru-
ment ist keine Steuer im eigentlichen Sinne, da es keine Finanzierungsfunktion erfillt, sondern einen Lenkungsef-
fekt zum Ziel hat. Durch die Einfihrung einer Steuer in H6he der externen Kosten werden diese in den Marktprei-
sen ersichtlich, was zu einem Verbrauchsriickgang von fossiler Energie fuhrt. Da je nach Energietréger die loka-
len externen Kosten unterschiedlich hoch sein kénnen, sollte auch der Pigou-Abgabesatz fir die einzelnen Ener-
gietrager differenziert ausgestaltet sein.

Da die externen Kosten der Klimaerwarmung jedoch kaum quantifizierbar sind, kann in einem alternativen Ansatz
der zu erreichende Umweltstandard politisch festgelegt werden. Konkret passiert dies bereits auf eidgendssischer
Ebene, wo eine im Vergleich zum Basisjahr 1990 20-prozentige Reduktion der CO2-Emissionen bis ins Jahr 2020
gesetzlich vorgesehen ist. Auch international besteht seit der Klimakonferenz Ende 2015 in Paris eine politische
Zielvorgabe, die globale Erwarmung auf hochstens zwei Grad zu beschranken. Ob dieses Ziel auch tatsachlich
erreicht werden kann, héngt allerdings davon ab, zu welchem Ausmass der Emissionsreduktion die einzelnen
Lander bereit sein werden.

Zur kostengiinstigen Erreichung eines politisch vorgegebenen Emissionsstandards bieten sich marktwirtschaftli-
che Instrumente wie Lenkungsabgaben oder handelbare Verschmutzungsrechte an. Wahrend in der Schweiz auf
Brennstoffen eine CO2-Abgabe besteht, ist in der Européischen Union seit 2005 ein supranationales Handelssys-
tem fur CO2-Emissionen aus grossen Anlagen in Kraft.
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Eine Voraussetzung fiir die Effizienz solcher marktwirtschaftlichen Instrumente ist, dass der Preis einer CO2-
Emission fir alle Emittenten gleich hoch ist. In dem Fall werden diejenigen Emittenten, deren Vermeidungskosten
tiefer als der CO2-Preis sind, Emissionen vermeiden, wahrend Emittenten mit Vermeidungskosten, die héher sind
als der CO2-Preis, keine Emissionen vermeiden.'®? Das Preissignal schafft also Anreize, relativ billige Vermei-
dungen zu realisieren und dadurch ein vorgegebenes Reduktionsziel zu mdglichst tiefen Kosten zu erreichen.

Eine effiziente fossile Energie- und Klimapolitikpolitik beruht daher auf zwei Pfeilern: Einerseits werden tber eine
Pigou-Steuer die lokalen externen Kosten internalisiert und damit die lokale Umweltbelastung eingedammt. Ande-
rerseits sorgt ein weiteres marktwirtschaftliches Instrument dafir, dass die CO2-Emissionen im Ausmass eines
politisch vorgegebenen Zieles moglichst kostenglinstig vermieden werden. Es ist zu beachten, dass sich die bei-
den Instrumente nicht ausschliessen, sondern erganzen, weil sie zwei unterschiedliche Probleme angehen —
einerseits die lokalen externen Kosten, andererseits das globale Klimaproblem.

Da, wie erwéhnt, die lokalen externen Kosten je nach Verwendung der fossilen Energie unterschiedlich hoch
ausfallen, variiert auch der Abgabesatz zur Internalisierung der lokalen Externalitaten. Im Unterschied dazu ist der
Abgabesatz einer Lenkungsabgabe auf CO2-Emissionen fir alle Verwendungen fossiler Energie gleich hoch,
denn nur so kann eine moglichst kostengiinstige Vermeidung von CO2-Emissionen erreicht werden.

6.3. VORGEHEN ZUR BERECHNUNG DER IMPLIZITEN CO»>-PREISE

Die Bestimmung der impliziten CO2-Preise leitet sich aus der Effizienzforderung ab, die besagt, dass der Preis
eines Gutes dessen Kosten widerspiegeln soll. Genau genommen geht es dabei um die so genannten Grenzkos-
ten, also um diejenigen Kosten, die bei der Produktion und dem Konsum einer zusatzlichen Einheit entstehen.

Der implizite CO2-Preis eines Energietragers ergibt sich demzufolge als Differenz zwischen dem tatséchlichen
Preis, den die Konsumenten dafiir bezahlen, und dem effizienten inlandischen Preis, wobei letzterer die lokalen
externen Kosten, nicht aber die Kosten der Klimaerwarmung einschliesst.

Wenn also beispielsweise der Preis eines Energietragers inklusive aller verbrauchsspezifischen Abgaben 100
CHF und der effiziente Preis 90 CHF betragen, so verbleibt eine Differenz von 10 CHF, welche als impliziter CO>-
Preis interpretiert werden kann.83

Zur weiteren Erlauterung des Konzepts des impliziten CO2-Preises seien drei Spezialféalle erwdhnt. Angenom-
men, es bestehen uberhaupt keine spezifischen Abgaben auf einem fossilen Energietrager, dessen Verwendung
neben CO2-Emissionen auch lokale externe Kosten verursacht. In diesem Fall liegt der tatsachliche Preis unter
dem effizienten, und der implizite CO2-Preis ist negativ. Wenn dagegen die lokalen externen Kosten (ber eine
Pigou-Steuer internalisiert sind und keine weiteren spezifischen Abgaben bestehen, dann entspricht der tatséachli-
che Preis dem effizienten inldndischen Preis, und der implizite CO2-Preis ist null. Wenn nun zusétzlich zur lokalen
Pigou-Steuer eine CO2-Lenkungsabgabe erhoben wird, so entspricht die Differenz zwischen dem tatséchlichen
und dem effizienten Preis der CO2-Abgabe; in diesem Fall ist der implizite CO2-Abgabesatz gleich dem expliziten.

182 Davon zu unterscheiden ist die Frage, wer die Emissionsvermeidung letztlich zu bezahlen hat. Dies ist bei einem Handelssystem von der
Verteilung der Emissionsrechte und bei einer Lenkungsabgabe von der Riickverteilung der Abgabeeinnahmen abhangig. Die Finanzierung der
Vermeidung kann damit unabhéngig von der Frage, wer wo und wann vermeidet, so ausgestaltet werden, wie es politisch erwiinscht ist.

183 Je nach verwendeter Masseinheit ist dieser Wert in CO2-Einheiten umzurechnen.
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Weil aber in der Schweiz einerseits externe Kosten nur beim Strassengiterverkehr tber die LSVA internalisiert
werden und andererseits die CO2-Abgabe nur auf Brennstoffe erhoben wird, kénnen die impliziten CO2-Preise flr
verschiedene Verwendungen der fossilen Energie stark divergieren. Die Herausforderung bei deren Herleitung
liegt in der Bestimmung der (Grenz-)Kosten und damit der effizienten Preise der einzelnen Energietrager. Dabei
wird folgendermassen vorgegangen:

e Wo die Bestimmung der externen Grenzkosten nicht moglich ist, werden alternativ durchschnittliche va-
riable Kosten verwendet. Dies entspricht der Annahme, dass die Schadensfunktion, also z. B. die Unfall-
kosten in Abhangigkeit von den gefahrenen Fahrzeugkilometern, linear verlauft.

e Beim Strassenverkehr werden die variablen Infrastrukturkosten als Teil der externen Kosten berlicksich-
tigt, welche in den effizienten Preis eingehen.

e Es wird allgemein davon ausgegangen, dass die Produzentenpreise den privaten Grenzkosten entspre-
chen, dass also die Nettopreise, welche die Anbieter bekommen, deren Kosten gerade decken.

e Es wird berlicksichtigt, dass im Bruttopreis der Energietrager eine Mehrwertsteuer enthalten ist, die nicht
der Internalisierung von externen Kosten, sondern der Finanzierung von staatlichen Aufgaben dient und
deren Satz aus Effizienzgriunden fur alle Energietrager gleich hoch sein sollte.

Entsprechen die Produzentenpreise, wie angenommen, den privaten Kosten und wird eine allgemeine Mehrwert-
steuer erhoben, dann entspricht die Differenz zwischen tatsachlichem und effizientem Preis gerade der Differenz
zwischen den spezifischen Abgaben fur fossile Energie und den lokalen externen Kosten. Dieser Fall ist in Abbil-
dung 1 dargestellt und kommt mit Ausnahme des Flugverkehrs, wo keine Mehrwertsteuer erhoben wird, in allen
Berechnungen zur Anwendung.

Abbildung 1: Bestimmung des impliziten CO2-Preises

Kosten Preis

m private Kosten ®m Produzentenpreis
m Kostenanteil dffentliche Ausgaben mMWSt
m externe Kosten spezifische Abgaben



108 CoMmeTTA/KoBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

Die Herleitung der externen Umweltkosten basiert auf umfangreichen und detaillierten Studien von Ecoplan und
Infras (2014), Ecoplan (2012) und Infras (2012), welche zuhanden des Bundesamts fir Raumentwicklung bzw.
des Bundesamts fir Energie erstellt wurden. Ecoplan und Infras (2014) verwenden wo mdglich einen Schadens-
kostenansatz und unterscheiden folgende Kategorien von externen Kosten (S. 18):

e Gesundheitskosten, Gebaudeschaden, Ernteausfalle, Waldschaden und Biodiversitatsverluste durch

Luftverschmutzung
e Larm
e Klima

e Natur und Landschaft

e Bodenschaden durch toxische Stoffe

e Kosten vor- und nachgelagerter Prozesse
e Unfalle

e  Zusatzkosten in stadtischen Raumen

In den hier vorliegenden Berechnungen werden die Klimakosten sowie die Kosten der vor- und nachgelagerten
Prozesse eliminiert, da diese keine lokalen externen Kosten darstellen. Ebenso werden die Kosten von Natur und
Landschaft sowie der stadtischen Raume als Fixkosten ausgesondert.

Zur Bestimmung der Infrastrukturkosten des Strassenverkehrs wird die Strasseninfrastrukturrechnung des Bun-
desamts fur Statistik fir das Jahr 2010 verwendet. Es ist zu beachten, dass die offizielle Strassenrechnung der
Bestimmung des Kostendeckungsgrades der einzelnen Verkehrskategorien und nicht der Herleitung des effizien-
ten Preises der fossilen Energietrager dient. Deshalb miissen aus der Strassenrechnung insbesondere die fixen
Kosten sowie die fixen Beitrdge wie Motorfahrzeugsteuer oder Autobahnvignette eliminiert werden.

Neuerdings publiziert das Bundesamt fiir Statistik auch eine Synthesestatistik aus der Strassenrechnung und der
Studie Uber die externen Kosten des Verkehrs, welche auch den Luft- und Schienenverkehr einbezieht. Sie wurde
2015 unter dem Titel Kosten und Finanzierung des Verkehrs fur das Jahr 2010 verdffentlicht und soll jéhrlich
aufdatiert werden. Damit werden in Zukunft jahrlich neue Daten zu den externen Umweltkosten zur Verfigung
stehen.

6.4. RESULTATE

Es werden implizite CO2-Preise fiir den fossilen Energieverbrauch im Strassen- und Luftverkehr sowie bei der
Warmeproduktion berechnet. Der Strassenverkehr wird zuséatzlich in Personen- und Guterschwerverkehr unter-
teilt, beim Luftverkehr beschrénken sich die Resultate auf den Personenverkehr, und bei der Warmeproduktion
werden die Brennstoffe Heiz6l und Erdgas unterschieden. Eine weitere Unterscheidung nach Energietrager (Ben-
zin und Diesel) wird beim Strassenverkehr nicht vorgenommen, da sich die externen Kosten zwischen Personen-
und Lastwagen starker als zwischen Benzin und Diesel unterscheiden. Dartiber hinaus entspricht diese Unter-
scheidung derjenigen von Ecoplan und Infras (2014).

6.4.1. Strassenverkehr

6.4.1.1. Methodische Hinweise

Am Beispiel der externen Gesundheitskosten soll gezeigt werden, wie die externen Kosten im Einzelnen be-
stimmt werden. Ecoplan und Infras (2014) stitzen sich dabei auf Feinstaub als Leitschadstoff. Es wird geschétzt,
dass es aufgrund der verkehrsbedingten Luftverschmutzung zu jahrlich gut 1°000 friihzeitigen Todesfallen bzw. zu
einem Verlust von rund 10500 Lebensjahren kommt (Ecoplan und Infras, 2014, S. 138). Der Wert eines verlore-
nen Lebensjahres wird auf 100°000 Franken festgelegt, was zu Kosten aufgrund friihzeitiger Todesfalle von rund
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einer Milliarde Franken fihrt. Dazu kommen weitere Kosten wie die Behandlung von Krankheiten, sodass sich in
der Summe jahrliche Gesundheitskosten von rund 1.5 Milliarden Franken ergeben.

Es wird davon ausgegangen, dass Feinstaubkonzentrationen unterhalb 7.5 Mikrogramm/m? keine nennenswerten
Gesundheitsschaden zur Folge haben, sowie dass ab dieser Schwelle die Kosten linear ansteigen. Dadurch
ergeben sich hohere Grenz- als Durchschnittskosten von Feinstaubemissionen. Dies ist in den hier prasentierten
Resultaten bericksichtigt.

Weiter ist zu beachten, dass nur knapp ein Viertel der verkehrsbedingten Feinstaubemissionen aus Abgasen
stammt und damit treibstoffabhangig ist. Gut drei Viertel der Emissionen ergeben sich aus Abrieb und Aufwirbe-
lungen und sind deshalb fahrleistungsabhéangig.

Bei den Strasseninfrastrukturkosten ist eine eigene Annahme nétig, um die Abschreibungen in fixe und fahrleis-
tungsabhangige Kosten aufzuteilen. Es wird davon ausgegangen, dass die Halfte der Abschreibungen aufgrund
der Strassenbenutzung erfolgt und deshalb fahrleistungsabhangig ist.

Bei der Bestimmung der effizienten Treibstoffpreise muss der Umstand beriicksichtigt werden, dass ein Teil der
Kosten fahrleistungs- und nicht verbrauchsabhéangig anféllt. Dabei ergibt sich die Frage, wie gut die fahrleistungs-
abhangigen Kosten mit einer verbrauchsabhéngigen Abgabe internalisiert werden kénnen.

Wirde eine solche Abgabe den Verbrauch und die Fahrleistung im gleichen Ausmass beeinflussen, liessen sich
die Kosten uber eine Verbrauchsabgabe vollstandig internalisieren. Das eigentliche Problem ergibt sich aber
dadurch, dass durch die Abgabe der Verbrauch pro Fahrleistung beeinflusst wird, indem z. B. sparsamere Autos
eingesetzt werden oder das Fahrverhalten angepasst wird. In diesem Fall &ndern sich als Folge der Abgabe der
Verbrauch und die Fahrleistung nicht im gleichen Ausmass, und die Verbrauchsabgabe ist entsprechend kein
perfektes Substitut zur direkten Besteuerung der Fahrleistung. Parry et al. (2007) haben gezeigt, dass der optima-
le Pigou-Steuersatz tr wie folgt angepasst werden muss:

tp = EGHp erbranch T 0V E G R ghriziztung

Hierbei stehen EGKuverrauch flr die verbrauchsabhéngigen externen Kosten pro Liter, EGKFranrleistung flir die fahrleis-
tungsabhéngigen externen Kosten pro Fahrzeugkilometer, p fir den Anteil der durch die Abgabe ausgeldsten
Reduktion des Verbrauchs, der aufgrund der weniger gefahrenen Kilometer zustande kommt, und vy fir die Anzahl
Fahrzeugkilometer pro Liter Treibstoff.

Fur das Verstandnis dieser Formel entscheidend ist die Tatsache, dass «what matters for the optimal tax is not
the external costs generated while consuming a gallon of fuel, but rather the external costs generated in the pro-
cess of increasing fuel consumption by a gallon as a result of tax incentives» (Parry et al., 2004, p. 12). Um es an
einem Extrembeispiel zu illustrieren, sei angenommen, dass die gesamte Verbrauchsreduktion aufgrund einer
Treibstoffabgabe ausschliesslich durch sparsameres Fahren zustande kommt und die Anzahl gefahrener Kilome-
ter unveréndert bleibt (p = 0). In diesem Fall wirden die fahrleistungsabhéngigen Kosten gar nicht verandert und
sollten daher auch nicht Teil des Treibstoffpreises sein.

In ihrer numerischen Simulation fur Grossbritannien und die USA verwenden Parry und Small (2005) einen zent-
ralen Wert von 0.4 fur p. Aufgrund des gut ausgebauten offentlichen Verkehrs in der Schweiz wird im Folgenden
mit einem leicht hoheren Wert von 0.5 fiir p gerechnet. Damit wird ausgedrickt, dass ein Umsteigen auf den
offentlichen Verkehr aufgrund von hdheren Treibstoffpreisen in der Schweiz einfacher ist als in Grossbritannien
oder den USA. Mit dem Wert 0.5 wird also entsprechend der obigen Formel nur die Halfte der fahrleistungsab-
hangigen externen Kosten in den effizienten Treibstoffpreis eingerechnet.

6.4.1.2. Personenwagen

Personenwagen verbrauchen 87 Prozent des gesamten berlicksichtigten Treibstoffs im Strassenverkehr. Die
Kategorie der Personenwagen ist deshalb in Bezug auf den fossilen Energieverbrauch im Vergleich zu den Last-
wagen von bergeordneter Bedeutung.
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Tabelle 1 zeigt, dass die verbrauchsabhangigen externen Kosten der Luftverschmutzung rund 0.13 CHF pro Liter
und die fahrleistungsabhangigen externen Kosten 0.13 CHF pro Fahrzeugkilometer betragen, wovon die Stras-
senkosten gut 40 Prozent ausmachen. Umgerechnet auf eine Tonne CO: ergibt dies eine Summe von 749 CHF.
Einnahmeseitig schlagt v.a. die Mineral6lsteuer mit rund 0.74 Franken pro Liter zu Buche. Daruber hinaus wird
eine so genannte Kompensationsabgabe in der Hohe von 1.5 Rappen berlicksichtigt. Diese dient der Finanzie-
rung von CO2-Reduktionsprojekten, zu welchen die Treibstoffimporteure im Rahmen der CO2-Gesetzgebung
verpflichtet sind. Ausgedriickt pro Tonne CO: ergeben sich in der Summe variable Einnahmen von 313 Franken,
welche damit um 436 Franken geringer als die ausgewiesenen Kosten sind.

Tabelle 1: Externe Kosten und Abgaben Personenwagen

) (2 1)+

CHF/I CHF/Fzkm CHF/t CO2
Externe Kosten
Luftverschmutzung verbrauchsabhéngig 0.1255 52
Luftverschmutzung fahrleistungsabhéangig 0.0252 131
Unfalle 0.0226 117
Larm 0.0121 63
Boden 0.0011 6
Stau 0.0176 91
Strassen 0.0558 289
Summe externe Kosten 0.1255 0.1345 749
spezifische Abgaben
Mineral6lsteuer 0.7372 307
Kompensationsabgabe 0.0150 6
Summe Abgaben 0.7522 0.0000 313
Differenz Abgaben minus externe Kosten 0.6268 -0.1345 -436
Pigou-Steuersatz (p = 0.5) auf Treibstoffverbrauch 0.9627 401
Impliziter CO2-Preis (p = 0.5) -0.2105 -88

Abbildung 2 zeigt die Resultate in grafischer Form, wobei die Kosten und Abgaben in einen verbrauchs- und
fahrleistungsabhé&ngigen Anteil unterteilt sind. Es wird deutlich, dass der weitaus grosste Teil der externen Kosten
fahrleistungsabhéngig anfallt, wéhrend die Abgaben ausschliesslich vom Verbrauch abh&ngen. Wenn nun die
fahrleistungsabhéngigen Kosten uber eine Verbrauchsabgabe internalisiert werden sollen, muss, wie oben dar-
gestellt, berlicksichtigt werden, dass dies nur teilweise mdglich ist, weil annahmegemass nur die Halfte des Ver-
brauchsriickganges auf eine geringere Fahrleistung zurlickzufiihren ist. Unter dieser Annahme betrégt der effizi-
ente Abgabesatz auf Treibstoff 0.96 CHF, was 0.21 CHF uber dem aktuellen Satz liegt. Umgerechnet in Tonnen
CO:2 ergibt dies einen impliziten CO2-Preis von -88 CHF. Der negative CO2-Preis driickt aus, dass eine Preiser-
héhung auch ohne Berucksichtigung der Klimafolgen und nur unter Einbezug der lokalen Externalitdten von Vor-
teil ist.
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Abbildung 2: Verbrauchs- und fahrleistungsabhangige Kosten und Abgaben von Personenwagen
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6.4.1.3. Schwere Nutzfahrzeuge

Tabelle 2 weist die Resultate fur Lastwagen und Sattelschlepper in Franken pro Liter, pro Nettotonnenkilometer
und pro Tonne CO:2 aus. Analog zum Vorgehen von Ecoplan und Infras (2014) werden Nettotonnenkilometer als
Leistungsindikator gewahlt, weil ein grosser Teil der Kosten, und insbesondere die Strassenkosten, gewichtsab-

héangig anfallen.

Tabelle 3: Externe Kosten und Abgaben Lastwagen:

1)

@

D+

CHF/I CHF/Ntkm CHF/t CO2
Externe Kosten
Luftverschmutzung verbrauchsabhéngig 0.3634 139
Luftverschmutzung fahrleistungsabhéangig 0.0180 165
Unfalle 0.0032 29
Larm 0.0209 191
Boden 0.0026 24
Stau 0.0073 67
Strassen 0.0545 499
Summe externe Kosten 0.3634 0.1066 1114
spezifische Abgaben
Mineral6lsteuer 0.7587 290
Kompensationsabgabe 0.0150 6
LSVA 0.0879 805
Summe Abgaben 0.7737 0.0879 1100
Differenz Abgaben minus externe Kosten 0.4103 -0.0187 -14
Pigou-Steuersatz (p = 0.5) auf Treibstoffverbrauch 0.5874 224
Impliziter CO2-Preis (p = 0.5) 0.1863 71

Im Unterschied zu den Personenwagen ergeben sich hdhere verbrauchsabhéngige Kosten der Luftverschmut-

zung, welche darauf zurliickzufuihren sind, dass schwere Nutzfahrzeuge praktisch ausschliesslich mit Diesel fah-

ren. Einnahmeseitig wird neben der Mineral6lsteuer und der Kompensationsabgabe auch die LSVA erhoben, die
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pro Nettotonnenkilometer beinahe 0.09 CHF betragt.*®* Dadurch ist ein grosser Teil der leistungsabhangigen
Kosten internalisiert. Zusammen mit den verbrauchsabhangigen Kosten und Abgaben ergibt sich in der Summe
ein leichtes Minus in der H6he von 14 CHF pro Tonne COa.

Wie Abbildung 3 zeigt, ist aufgrund der LSVA das Verhaltnis von leistungs- und verbrauchsabhangigen Kosten
und Abgaben bei den schweren Nutzfahrzeugen ausgeglichener als bei den Personenwagen. Wenn nun die
ungedeckten leistungsabhangigen Kosten (0.1066 CHF — 0.0879 CHF aus Tabelle 2) Uiber eine Verbrauchsabga-
be internalisiert werden, muss wiederum eine Anpassung dieses ungedeckten Betrags mit demjenigen Anteil
erfolgen, welcher beschreibt, dass nur ein Teil der durch die Abgabe ausgeltste Reduktion des Verbrauchs auf
eine geringere Fahrleistung zuriickzufuhren ist. Wird hierflr wie bei den Personenwagen ein Wert von 0.5 ge-
wahlt, ergibt sich ein effizienter Abgabesatz auf Treibstoff in der Hohe von 0.59 CHF pro Liter, was 0.19 CHF
unter der aktuellen Belastung liegt. Dies entspricht einem impliziten CO2-Preis von 71 CHF pro Tonne CO2. Im
Unterschied zu den Personenwagen enthélt also die Treibstoffbesteuerung der schweren Nutzfahrzeuge einen
Teil, der wie eine CO2-Lenkungsabgabe wirkt.

Abbildung 3: Verbrauchs- und fahrleistungsabhéngige Kosten und Abgaben von Lastwagen
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Es sei nochmals darauf hingewiesen, dass die hier ausgewiesenen Ergebnisse nicht die Gesamtertrage den
totalen Kosten gegeniberstellen und deshalb nicht zur Ermittlung des Kostendeckungsgrades dienen. Es geht
vielmehr um die Bestimmung des effizienten Preises, wobei allen voran die fixen Kosten und Beitrdge nicht be-
riicksichtigt werden.

184 Der Wert ist nicht zu verwechseln mit den offiziellen Abgabesétzen der LSVA, welche pro Tonne Maximalgewicht festgelegt sind.
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6.5. LUFTVERKEHR

Beim Personenluftverkehr werden die Kosten in Tabelle 3 pro Liter Treibstoff, pro Personenkilometer und umge-
formt pro Tonne CO2 ausgewiesen. Die externen Kosten durch Luftschadstoffemissionen und die externen Larm-
kosten sind pro Tonne CO: &hnlich goss. Dazu kommen externe Unfallkosten, deren Hohe allerdings wenig ins
Gewicht fallt.

Auf der Einnahmeseite sind die emissions- und larmabhangigen Landegebiihren aufgefihrt, die von den grossen
Schweizer Flughafen erhoben werden. Da diese Gebuhren je nach Flugzeugtyp unterschiedlich hoch anfallen,
werden sie in der Tabelle 3 nur in Franken pro Tonne CO:2 ausgewiesen.

Der Luftverkehr ist insofern speziell, als auf internationale Luftverkehrsleistungen keine Mehrwertsteuer erhoben
wird. Dabei ist die Schweiz kein Einzelfall. Das Verbot der Besteuerung von Flugtreibstoff ist in der so genannten
Chicago Convention on International Civil Aviation, die von 188 L&ander unterzeichnet wurde, festgehalten. Die
Regelung ist im Sinne eines effizienten Steuersystems problematisch, weil sie den Luftverkehr gegeniiber ande-
ren Verkehrstragern steuerlich bevorteilt, was zu Verzerrungen in der Wahl der Verkehrstrager fiihren kann. Aus
diesem Grund wird in Tabelle 3 die fehlende Mehrwertsteuer auf dem Flugtreibstoff bei den Abgaben negativ
aufgefiihrt.

Tabelle 3: Externe Kosten und Abgaben Personenluftverkehr

umgeformt in

CHFII CHF/pkm CHE CO»
externe Kosten
Luft emissionsabhéangig 0.0702 28
Larm 0.0031 36
Unfélle 0.0002 2
Summe externe Kosten 67
spezifische Abgaben
Emissionsabgabe 1
Larmgebihr 12
fehlende MWSt auf Treibstoff -0.0444 -18
Summe spezifische Abgaben -0.0444 -5
Abgaben minus externe Kosten = impliziter CO2-Preis -71

Per Saldo ergibt sich im Personenflugverkehr ein negativer impliziter CO2-Preis von 71 Franken. Eine Abgabeer-
hebung um diesen Betrag bzw. um 0.18 CHF pro Liter wiirde sich folglich, &hnlich wie beim Personenverkehr auf
der Strasse, auch ohne Bertiicksichtigung von CO2-Emissionen lohnen.

6.5.1. Warmeproduktion

6.5.1.1. Heizol

Im Unterschied zum Treibstoffverbrauch fallen beim Brennstoffverbrauch nur externe Kosten der Luftverschmut-
zung an. Diese werden auf 0.11 Franken pro Liter Heiz6l geschatzt (vgl. Tabelle 4). Wahrend die Mineraldlsteuer
auf Brennstoffen relativ klein ist, besteht im Gegensatz zum Treibstoff eine explizite CO2-Abgabe, die mit dem
aktuellen Wert des Jahres 2016 in der Hohe von 84 Franken pro Tonne CO: in die Berechnung eingeht. Bemer-
kenswert ist, dass die Mehrwertsteuer auf dem Preis inklusive CO2-Abgabe erhoben wird. Da dieser Teil der
Mehrwertsteuer uber die normale Belastung der anderen Guter hinausgeht, wird der Mehrwertsteueranteil auf der
CO2-Abgabe als spezifische Internalisierungsabgabe beriicksichtigt.
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Tabelle 4: Externe Kosten und Abgaben Heizél

in in
CHF/I CHF/t CO2

externe Kosten Luft 0.1060 40
Mineral6lsteuer 0.0030 1
CO2-Abgabe 0.2226 84
MWSt auf CO2-Abgabe 0.0178 7
Summe Abgaben 0.2434 92
Abgaben minus externe Kosten = impliziter CO2-Preis 0.1374 52

Aus Tabelle 4 geht hervor, dass die externen Kosten hoher sind als die nicht CO2-bezogenen Abgaben. Daher
betrégt der implizite CO2-Preis mit 52 Franken pro Tonne weniger als die explizite CO2-Abgabe, sprich ein Teil
der expliziten CO2-Abgabe kann als Beitrag zur Internalisierung der lokalen externen Kosten interpretiert werden,
sodass fur die eigentliche CO2-Regulierung ein kleinerer Betrag ubrig bleibt.

6.5.1.2. Erdgas

Die Ergebnisse fir Erdgas gestalten sich ahnlich wie diejenigen fir das Heizol. Da die Verbrennung von Erdgas
allerdings sauberer ist als die Verbrennung von Heizél, fihrt dies zu geringeren externen Kosten der Luftver-
schmutzung. Entsprechend liegt der implizite CO2-Preis héher als beim Heizél (vgl. Fehler! Verweisquelle konn-
te nicht gefunden werden.). Von den 93 Franken spezifischer Abgaben lassen sich 20 Franken zur Deckung der
Kosten der Luftverschmutzung abziehen. Damit verbleiben 73 Franken als impliziter CO2-Preis.

Tabelle 5: Externe Kosten und Abgaben Erdgas

in in
CHF/m3 CHF/t CO2

externe Kosten Luft 0.0396 20
Mineral6lsteuer 0.0047 2
CO2-Abgabe 0.1680 84
MWSt auf CO2-Abgabe 0.0134 7
Summe Abgaben 0.1861 93

Abgaben minus externe Kosten = impliziter CO.-Preis 0.1466 73
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6.6. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND POLITISCHE IMPLIKATIONEN

Tabelle 6 zeigt die berechneten impliziten CO-Preise fiir die einzelnen Verwendungsarten im Uberblick. Dabei
wird ersichtlich, dass sich die impliziten Preise je nach Verwendungsart stark unterscheiden. Sie reichen von -88
Franken bei den Personenwagen bis +73 Franken beim Erdgas, wobei die Ergebnisse im Strassenverkehr sensi-
tiv in Bezug auf die Annahme sind, wie gut sich eine Verbrauchsabgabe zur Internalisierung von fahrleistungsab-
hangigen externen Kosten eignet.

Negative Preise deuten an, dass die aktuellen Preise tiefer sind als der effiziente Preis, der alle lokalen externen
Kosten enthalt. Eine Erhdhung der Preise fir fossile Energie lohnt sich in diesen Fallen also auch ohne Beriick-
sichtigung der Klimafolgen.

Hinsichtlich Personenwagen ist festzuhalten, dass der grdsste Teil der lokalen externen Kosten nicht verbrauchs-
abhangig, sondern fahrleistungsabhangig anfallt. Daher bietet sich hier ein Instrument analog der LSVA an: eine
fahrleistungsabhéngige Personenwagenabgabe. Damit liesse sich im Unterschied zu Treibstoffabgaben auch der
Tanktourismus unterbinden, der bei unterschiedlich hohen Treibstoffpreisen in den Nachbarlandern zu kontrapro-
duktiven Mehrfahrten fihren kann.

Im internationalen Luftverkehr bietet sich eine Besteuerung des Treibstoffes nur schon aus fiskalischen Griinden
an. Dies kann allerdings nur international koordiniert erfolgen, weil die Schweiz an internationale Abkommen
gebunden ist.

Tabelle 6: Uberblick impliziter CO.-Preis

Strassenverkehr Luftverkehr Warmeproduktion
PW LW Heizol Gas
impliziter CO2-Preis in CHF/t -88 71 -71 52 73

Die unterschiedlichen impliziten CO2-Preise bedeuten, dass in der Schweiz die Reduktion von COz-Emissionen
wenig effizient erfolgt. Unter der Annahme, dass die impliziten Preise den Vermeidungskosten einer zusétzlichen
Tonne CO: entsprechen, lasst sich illustrativ folgende Uberlegung anstellen: Wiirde beim Heizol eine Tonne mehr
und bei den Personenwagen eine Tonne weniger emittiert, ergében sich beim Heizdl Einsparungen von 52 Fran-
ken. Bei den Personenwagen beliefe sich die Kostenreduktion aufgrund des Riickgangs der lokalen externen
Kosten auf 88 Franken. Es liessen sich also 140 Franken einsparen, ohne dass es zu zusatzlichen Emissionen
kommt, sondern schlicht dadurch, dass dort, wo es relativ giinstig ist, mehr Emissionen, und dort, wo es relativ
teuer ist, weniger Emissionen vermieden wirden.

Wie eingangs erwahnt, sollte die Reduktion von CO2-Emissionen eigentlich international koordiniert werden, da-
mit sich landeriibergreifend ein gleich hoher CO2-Preis ergibt. Es stellt sich allerdings die Frage, welche Vorteile
eine solche Koordination bringt, wenn die lokalen externen Effekte nicht oder nur teilweise internalisiert sind.

In der Schweiz steht es zur Diskussion, diejenigen Grossemittenten, die von der CO2-Abgabe befreit sind, aber
mit den Behdérden ein individuelles Vermeidungsziel ausgehandelt haben, dem europdischen Handelssystem
anzuschliessen, wo CO2 aktuell zu rund acht Euro pro Tonne gehandelt wird. Damit wirden die inlandischen
Emittenten CO2-Emissionen soweit im Inland vermeiden, als die spezifischen Vermeidungskosten weniger als
acht Euro betragen. Bei héheren Vermeidungskosten jedoch (z.B. 10 Euro) wirden sie keine Emissionen vermei-
den, sondern Emissionsrechte kaufen. Dies bedeutet wiederum, dass die inlandischen externen Kosten (40 CHF
beim Heizdl geméss Tabelle 4) nicht reduziert wiirden, obwohl dies mehr Ertrag generierte als es kostete. Ein
Anschluss an ein internationales Handelssystem garantiert also nur dann eine Effizienzsteigerung, wenn die
lokalen externen Kosten internalisiert sind. Solange dies nicht der Fall ist, kénnen sich durch einen solchen An-
schluss die Ineffizienzen noch verstarken.8

185 F{ir eine ausfiihrlichere Darstellung dieses Problems vgl. Schieiniger (2015).



116 CoMmeTTA/KOoBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

LITERATURVERZEICHNIS

Bundesamt far Statistik (2015). Strasseninfrastrukturrechnung der Schweiz 2010,
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/11/02/blank/04/01.html.

Bundesamt fiir Statistik (2015). Kosten und Finanzierung des Verkehrs: Jahr 2010, Neuchatel.
Ecoplan, Infras (2014). Externe Effekte des Verkehrs 2010, Bern, Ziirich und Altdorf.

Ecoplan (2012). Energiestrategie 2050 — volkswirtschaftliche Auswirkungen, Bern.

Infras (2012). Neuberechnung der Stauzeitkosten, Schlussbericht, Bern.

Parry, I. W. H., Small, K., & Street, P. (2004). Does Britain or the United States Have the Right Gasoline Tax ?
Resources for the Future, Discussion Paper 12-2.

Parry, I. W. H., Small, K. (2005). Does Britain or the United States have the right gasoline tax? Am. Econ. Rev.
95(4), 1276-1289.

Parry, I. W. H., Walls, M, Harrington, W. (2007). Automobile Externalities and Policies, Resources for the Future,
Discussion Paper 06-26.

Schleiniger, R. (2015). Die (In-)Effizienz des internationalen CO2-Handels, Die Okonomenstimme, 16. November,
2015.

Stern, N. (2007). The Economics of Climate Change, Cambridge University Press.

UK Department of Energy and Climate Change (2009). Carbon Valuation in UK Policy Appraisal: A Revised Ap-
proach, Climate Change Economics.

TABELLENVERZEICHNIS

Tabelle 1: Externe Kosten und Abgaben PersonenWagen ..........cooouiiiiiiiieiiiiee e 110
Tabelle 2: Externe Kosten und ADgaben LaStWagen: ..........cuuiiuiii it e et e e st eessnaeee e e 111
Tabelle 3: Externe Kosten und Abgaben Personenluftverkenr ..............eeeiiiiiiiiiieeee e 113
Tabelle 4: Externe Kosten und ADGaben HEIZOI ............oooiiiiiiiiii e 114
Tabelle 5: Externe Kosten und ADGaben EFQgas........couuiiiuiiiiiiieaiiiiiiie ettt e e e e e e e e eneeeas 114
Tabelle 6: Uberblick IMPliZIiter CO2-PrIS.........ccviveviiiietiiiietie ettt sttt ss s 115

ABBILDUNGSVERZEICHNIS

Abbildung 1: Bestimmung des impliziten CO2-PreiSES .........ccoiiiiiiiiiiiiiiiiee e 107
Abbildung 2: Verbrauchs- und fahrleistungsabhéngige Kosten und Abgaben von Personenwagen ................... 111
Abbildung 3: Verbrauchs- und fahrleistungsabhéangige Kosten und Abgaben von Lastwagen............c.ccccoeuuvnee. 112


http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/11/02/blank/04/01.html

CoNRAD Gasmarktliberalisierung in der Schweiz 117

7. Gasmarktliberalisierung in der Schweiz:
Gesetzliche Rahmenbedigungen der
Transportpflicht und Konfliktlésung

Nicole Conrad

Abstract

Das vorliegende Working Paper erortert fir den Schweizer Gasmarkt die einschlagige gesetzliche Regelung von
Art. 13 RLG im Hinblick auf die darin normierte (vertragliche) Transportpflicht (Abs. 1) sowie die in Abs. 2 und 3
normierten Streitbeilegungsmechanismen. Die zentrale Frage ist, welche Notwendigkeiten bzw. Méglichkeiten fiir
die Rohrleitungseigentiimer bestehen, sich aus der Sandwichposition bestehend aus gesetzlicher Vorgabe und
vertraglicher Verpflichtung zu befreien.

Zunachst wird die bis in das Jahr 1964 zuriickgehende Gasmarktliberalisierung auf der Grundlage des zu diesem
Zeitpunkt in Kraft getretenen Rohrleitungsgesetzes erortert. Im zweiten Kapitel werden die in Art. 13 Abs. 1
RLG enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffe der «technischen Méglichkeit» bzw. «wirtschaftlichen Zumut-
barkeit» und ihre Auslegung anhand der Rechtsprechung der zurtickliegenden Jahre definiert sowie im Hinblick
auf die Interessen des Rohrleitungseigentimers kontrovers diskutiert. Ein besonderes Augenmerk wird auf lang-
fristige Liefervertrdge in Verbindung mit vertraglich vereinbarten «take-or-pay-Klauseln» gelegt und diese werden
in die Auslegung einbezogen.

Kapitel drei fokussiert sich auf Art. 13 Abs. 2 und Abs. 3 RLG, in denen die Konfliktldsung von Streitigkeiten
Uber die Verpflichtung zum Vertragsabschluss fir die Transportpflicht (Abs. 2) sowie die Geltendmachung von
zivilrechtlichen Anspriichen nach Vertragsabschluss (Abs. 3) geregelt sind. Die Aufteilung der Streitbeilegungs-
kompetenzen an das Bundesministerium fur Energie (BFE) im Rahmen von Abs. 2 sowie die Zuweisung an die
Zivilgerichte in Abs. 3 werden einer kritischen Betrachtung unterzogen und alternative Streitbeilegungsmethoden
im Rahmen einer ausschliesslichen Kompetenz aufgezeigt und erortert.

Abschliessend leitet das Working Paper einige Empfehlungen ab, die sich zum einen an die Unternehmen, zum
anderen an den Gesetzgeber im Rahmen des geplanten Gasmarktgesetzes richten.

Keywords: Rohrleitungsgesetz, Gasmarktliberalisierung, Konfliktldsung, «take-or-pay»-Klausel, Netzzugang,
wirtschaftliche Zumutbarkeit.
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7.1. EINLEITUNG

Erdgas ist ein wichtiger Energietrager fur die Schweiz und wird es auch in Zukunft bleiben. Dies ist nicht nur der
Fall, weil er als «sauberer» Energietréger gilt, sondern auch aufgrund der Preisbindung. Der damit derzeit glnsti-
ge Preis von Erdgas fuhrt zu steigenden Importen durch die Schweizer Erdgas-Versorger.

Swissgas hat den grossten Anteil am Erdgasimport in die Schweiz (Energie von rund 21 Billionen Kilowattstun-
den). Dieses Erdgas kommt zu 2/3 aus den Fordergebieten der Européischen Union sowie Norwegen. Der Ubrige
Teil stammt aus Russland oder Nordafrika.

Importiertes Erdgas benétigt Transportwege (Netze), durch die es bis zum Endverbraucher in die Haushalte gelei-
tet wird. Der Schweizer Rechtsrahmen unterscheidet zwischen dem Hochdrucknetz (Druck tber 5 bar) und dem
Niederdrucknetz (Druck unter 5 bar). Uber die Hochdrucknetze werden Gasversorgungsunternehmen und grosse
Industriekunden beliefert. Im Bereich der Hochdrucknetze hat das Schweizer Gesetz den Grundsatz der Offnung
des Transportnetzes fur Dritte implementiert. Art. 13 Rohrleitungsgesetz (RLG) verpflichtet die Betreiber von
Hochdrucknetzen, den Transport von Erdgas fur Dritte unter gewissen Bedingungen zu ibernehmen. Die Formu-
lierungen in Art. 13 RLG beinhalten jedoch Rechtsbegriffe, die aufgrund unterschiedlicher Auslegungen durch
Netznutzer in der Vergangenheit zu einer Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten gefuhrt haben.

Das vorliegende Working Paper zeigt die Probleme im Zusammenhang mit der Anwendung von Art. 13 RLG im
Hinblick auf folgende Fragestellungen fiir Gesetzgeber und Erdgaslieferanten auf:

— Wird eine Legaldefinition der Begriffe «Technische Mdglichkeit» und «wirtschaftliche Zumutbarkeit» in Art. 13
RLG bendtigt?

— Konnen langfristige Liefervertrage mit «take-or-pay»-Klauseln eine wirtschaftliche Unzumutbarkeit im Sinne
von Art. 13 Abs. 1 RLG darstellen?

— Bendtigt die Schweiz ein Gasmarktgesetz?

— Ist die Kompetenzaufteilung in Art. 13 Abs. 2 und Abs. 3 RLG sinnvoll, oder gibt es Alternativen?

— Welche alternativen Streitbeilegungsmethoden sind denkbar und empfehlenswert?

7.2. VERTRAGLICHER ANSATZ ZU EINEM LIBERALISIERTEN GASMARKT
7.2.1. Das Rohrleitungsgesetz

7.2.1.1. Ruckblick auf das Jahr 1964

Art. 91 BV regelt, dass die Gesetzgebung tber Rohrleitungsanlagen zur Beférderung flussiger oder gasférmiger
Brenn- oder Treibstoffe Sache des Bundes ist. Hintergrund dieser aus dem Jahr 1961 stammenden Verfassungs-
norm ist im Wesentlichen der seinerzeitige Bedeutungszuwachs des Rohrleitungssystems in der Schweiz. Rohr-
leitungssysteme wurden wichtiger, weil einerseits die Nutzung von Kohle zurlickging und andererseits die Absat-
ze bei Erdgas und Ol in den 60er Jahren stiegen. Eine Umsetzung der verfassungsrechtlichen Kompetenzen
erfolgte in der Rohrleitungsverordnung (RLV) und mit dem Rohrleitungsgesetz (RLG), das seit 1964 in Kraft ist.
Art. 13 des RLG enthalt die sogenannte «Marktoffnungsklausel», in der geregelt ist:

5. Transportpflicht

1 Die Unternehmung ist verpflichtet, vertraglich Transporte fiir Dritte zu Gbernehmen, wenn sie technisch
moglich und wirtschaftlich zumutbar sind, und wenn der Dritte eine angemessene Gegenleistung anbie-
tet.

2|m Falle von Streitigkeiten entscheidet das Bundesamt fiir Energie (Bundesamt) tiber die Verpflichtung
des Vertragsabschlusses sowie Uber die Vertragsbedingungen.

8 Uber zivilrechtliche Anspriiche aus dem Vertrag entscheiden die Zivilgerichte. 88

186 Fassung gemass Ziff. | 11 des BG vom 18. Juni 1999 uiber die Koordination und Vereinfachung von Entscheidverfahren, in Kraft seit 1. Jan.
2000 (AS 1999 3071 3124; BBI 1998 2591).



CoNRAD Gasmarktliberalisierung in der Schweiz 119

Hintergrund und Inhalt der Transportpflicht in Art. 13 RLG im Hinblick auf die Markt6ffnung ist die Regelung des
Netzzugangsanspruchs Dritter zur Verhinderung und Ausnutzung monopoléhnlicher Stellungen sowie die Ge-
wahrleistung des Wetthewerbs bei der Lieferung von Gas. Die knapp gefasste Norm von Art. 13 RLG ist die
Kernnorm. Es hat sich jedoch gezeigt, dass diese fur die umfassende Regelung des Gasmarktes bzw. dessen
Offnung nicht ausreicht.

7.2.1.2. Etappen der vertraglichen Gasmarktliberalisierung seit 1964

Unter Berufung auf die Transportpflicht nach dem Rohrleitungsgesetz versuchten zwei Industriekunden im Jahr
2008, eine auslandische Belieferung mit Erdgas bis zu einem lokalen Gasversorgungsunternehmen zu erreichen.
Sie gelangten mit dem Antrag, Preise und Bedingungen festzusetzen, an das BFE. Zwar hatte der Bundesrat die
Kompetenz des Bundes in der Botschaft zum RLG auf den Hochdruckbereich tber 5 bar beschrankt, dennoch
erklarte sich das BFE in einer Zwischenverfiigung im September 2009 auch fur den Niederdruckbereich fur zu-
sténdig. Das durch die Zwischenverfligung beschwerte Gasversorgungsunternehmen zog den Fall an das Bun-
desverwaltungsgericht. Dieses stellte im Urteil vom 21. Mai 201087 fest, dass das BFE nicht zustandig sei. Auf
den Antrag der beiden Gasversorgungsunternehmen wurde nicht eingetreten. Im Ergebnis fiihrte die Rechtspre-
chung zu zwei unterschiedlichen Zustandigkeiten fir den Hochdruck- und Niederdruckbereich. Bei Hochdrucklei-
tungen ist das BFE streitentscheidende Behérde und bei den Niederdruckleitungen die Wettbewerbskommission
(WEKO), gestiitzt auf das Kartellgesetz.

Die zuvor geschilderte Kompetenzaufteilung erscheint nicht praktikabel. Erdgas muss bis zur Belieferung an den
Endkunden Netze mehrerer Druckstufen durchlaufen. Eine Kompetenzverteilung auf mehrere Behérden birgt die
Gefahr sich widersprechender Interessen in sich und stellt damit auch ein Risiko fur die Rechtssicherheit dar.
Schliesslich wird die Markt6ffnung durch komplexe, nicht klar abgrenzbare Kompetenzen verlangsamt. Ausser-
dem argumentieren die betroffenen Industrieunternehmen, dass die Kompetenzaufteilung nicht einer partner-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Gasversorgern und ihren Kunden entspreche. Aus diesem Grund
wurde die Verbandevereinbarung (VV) zwischen dem Verband der Schweizerischen Gaswirtschaft (VSG) und
den industriellen Netzkunden entwickelt. Ziel war die Gewahrleistung des Netzzuganges und die Festlegung und
Vereinheitlichung der entsprechenden Bedingungen. Die VV wurde am 2. Juli 2012 unterzeichnet und per
1.10.2012 in Kraft gesetzt.

Mit der Verbé&ndevereinbarung zwischen der Gasindustrie und den Grosskunden kdnnen bestimmte Kunden den
Netzzugang beantragen und erhalten somit die Moglichkeit, ihren Lieferanten frei zu wahlen. Vice versa akzeptie-
ren sie die Standards der Branche zur Bestimmung der Netzentgelte sowie die allgemeinen Netznutzungsbedin-
gungen. Die Verbéandevereinbarung soll weiterentwickelt werden. Es gilt zu diskutieren, ob damit ein Gasmarkt-
gesetz entbehrlich wird.

7.2.2. Kontrahierungszwang

7.2.2.1. Wer sind die Parteien des Kontrahierungszwanges?

Art. 13 RLG regelt den Netzzugang. Die Norm bestimmt die Pflicht, den Netzzugang zur Verfugung zu stellen.
Das bedeutet, dass «fremdes» Erdgas durch das eigene Rohrleitungsnetz zu leiten ist. Damit auferlegt das Rohr-
leitungsgesetz Unternehmen (den Eigentimern oder Betreibern von Rohrleitungsanlagen) eine Durchleitungs-
pflicht. Der Begriff der Durchleitungspflicht wird nicht nédher substantiiert, er betrifft jedoch Unternehmen, welche
die tatséchliche Verfugungsmacht Gber das Netz besitzen. Ein vertraglicher Konsens wird fur die Durchfiihrung
des Transportes durch das Netz vorausgesetzt, wobei ein Kontrahierungszwang besteht. Bereits hieraus wird das
Konfliktpotential der gesetzlichen Regelung ersichtlich, die mehr oder weniger einen Einigungszwang der beteilig-
ten Parteien vorsieht, sofern nicht die Ausnahmetatbestéande der technischen Unmdglichkeit bzw. wirtschaftlichen

187 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-6650/2009 vom 21. Mai 2010 in Sachen X. gegen X AG und Y AG.
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Unzumutbarkeit greifen (Art. 13 Abs. 1 RLG). Im Gegenzug haben die Rohrleitungsnetzbetreiber den Anspruch
auf eine angemessene Entschadigung ihrer Dienstleistung.

7.2.2.2. Was sind die Voraussetzungen beim Vertragsabschluss?

Nachdem zuvor festgestellt wurde, dass das Rohrleitungsgesetz sozusagen einen «vertraglichen Kontrahie-
rungszwang» beinhaltet, gilt es zu prifen, was im Vertragsabschluss die Voraussetzungen fur den Netzzugang
sind, stets mit Hinweis darauf, dass ein Vertragsabschluss, der grundsétzlich auf einer Vertragsfreiheit beruht, mit
einem Kontrahierungszwang an sich im Widerspruch steht. Dies gilt jedenfalls dann, wenn es um die Frage des
Vertragsabschlusses an sich geht, nicht jedoch im Hinblick auf einzelvertragliche Bestimmungen, insbesondere
zur Héhe des Netznutzungsentgeltes, zum Vorrang von Kunden bei fehlenden Kapazitaten, zu Ein- und Ausspei-
seort und zu Fliessgeschwindigkeiten etc. Art. 13 RLG ist eine vergleichsweise einfache gesetzliche Regelung,
aus der sich die Antworten zu vorstehenden Fragen nicht per definitionem ergeben.

Dennoch normiert Art. 13 RLG die Pflicht zum Vertragsabschluss und zur Etablierung korrekter Vertragsbedin-
gungen (Abs. 1). Die Betreiber der regionalen Erdgasnetze haben mit Swissgas auf der Grundlage des Subsidia-
ritétsprinzips und in Anwendung von Art. 13 RLG Regelungen (im Sinn privatrechtlicher allgemeiner Geschéfts-
bedingungen) getroffen, um den Netzzugang Dritter nach einheitlichen Grundsatzen zu ermdglichen. Hierfiir
wurden zwischen Swissgas und den Regionalgesellschaften Transportkoordinationsvereinbarungen abgeschlos-
sen und bei Swissgas eine Koordinationsstelle Durchleitung (KSDL) implementiert. Alle Gesuche um Zugang zum
schweizerischen Erdgasnetz mit einer Ausspeisestelle in der Schweiz sind damit an die KSDL zu richten. Die
KSDL koordiniert die Durchleitungsgesuche auf dem Schweizer Erdgasnetz (Transitgasleitung, Regionalnetz,
lokales Netz) zwischen dem Gesuchsteller und den jeweiligen Netzbetreibern.

Die KSDL hat des Weiteren Grundlagen zur Abwicklung von Transportgeschéften (Formulare, Offerten, Netznut-
zungsvertrage, Bilanzgruppenvertrag Kapazitatsberechnung) erstellt und die relevanten Unterlagen auf der
Website der KSDL publiziert. Fur diese Tatigkeit werden bei Begehren um Netzzugang Gebuhren erhoben; die
Offerte fir die Transportkosten (inkl. einer Aussage Uber die zur Verfiigung stehende Kapazitat) ist zunéchst
kostenfrei, der definitive Vertragsabschluss wird dann mit CHF 1200 pro Netzebene (erstmalig) und CHF 430 pro
Netzebene (erneute Gesuche) belastet. In zeitlicher Hinsicht sind Netzzugangsgesuche jederzeit mdglich. Die
Vertragsdauer muss einen Monat oder ein Mehrfaches davon betragen und Vertragsbeginn ist jeweils der erste
Tag eines beliebigen Monats um 6.00 Uhr. Der Vertrag endet am ersten Tag eines beliebigen Folgemonats um
6.00 Uhr. Weil Gaseinkauf und Organisation des Transports unbedingt koordiniert werden miissen (da Erdgaslie-
ferungen haufig mit einer Abnahmeverpflichtung verbunden sind),8 ist die Bearbeitungszeit der KSDL von rund
20 Tagen mit einzuplanen, weshalb ein Vorlauf von mindestens einem Monat vor Transportaufnahme das absolu-
te Minimum darstellt.

7.2.2.3. Wie ist das angemessene Entgelt fur die Durchleitungspflicht zu bemessen?

Das Netznutzungsentgelt orientiert sich am Verursacherprinzip. Es deckt die Kosten fiir kalkulatorische Zinsen,
kalkulatorische Abschreibungen, Abwicklungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten und soll so Nachhaltigkeit und
einen angemessenen Gewinn garantieren.'®® Da die Netzkosten pro Kilowattstunde prognostiziert werden mus-
sen und schon gestitzt auf die volatilen Verbrauche nicht immer genau vorhergesagt werden kdnnen, sind (nega-
tive oder positive) Deckungsdifferenzen in den Folgejahren auszugleichen.

Die absolute Hohe des Netznutzungsentgelts in den regionalen und lokalen Versorgungsgebieten soll im Laufe
der kommenden Jahre unter anderem gestiitzt auf einen Benchmark validiert werden (fur die lokalen Versor-
gungsnetze gilt NEMO31 als Branchenstandard). Die Rohrleitungsnetzbetreiber haben sich (mittelbar Uber die
Verbandevereinbarung) verpflichtet, die Netznutzungsentgelte aus Transparenzgrinden im Internet zu publizie-
ren. Die Publikation ist auf Versorgungsgebiete mit Industriekunden beschrankt.’®® Die Netznutzungsentgelte

188 MERKER, Verwaltungsrecht, S. S.498, Rn.12.27.
189 verbandevereinbarung, Ziff. 2.1.
190 verbandevereinbarung, Ziff. 2.1.
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sind auf regionaler und lokaler Ebene als Briefmarke ausgestaltet. Die durch die Briefmarke ausgedriickte Hohe
der Entschadigung ist teilweise umstritten, weil einerseits erhebliche Unterschiede zwischen den Netzen beste-
hen'®! und andererseits in den letzten Jahren auch die Entschadigungshohe fur die Briefmarke gelegentlich
schwankte. Der Preisiberwacher hatte sich dieser Fragestellung angenommen und im Hinblick auf den
«Weighted Average Cost of Capital» (WACC) (vorlaufig) ausgefuhrt, ein Schliisselfaktor zur Bestimmung eines
adaquaten Netznutzungsentgelts fiir die Gasdurchleitung seien die Kapitalkosten; er berechnete in der Folge den
risikogerechten WACC und kam zu Ergebnissen, die doch erheblich von jenen der Branche abwichen. Dennoch
hielt er an seinem Resultat gestitzt auf einen Vergleich mit den Ergebnissen diverser europaischer Regulatoren
fest.1®2 Die Netzbetreiber verpflichten sich zudem zu einem internen buchhalterischen «Unbundling».193

7.2.3. Ausnahmen vom Kontrahierungszwang

7.2.3.1. Was sind die Voraussetzungen fir die «technische Unmdglichkeit» (Art. 13 Abs. 1 RLG)?

Als sogenannter absoluter Verweigerungsgrund, der fir sich allein die Ablehnung einer Durchleitung rechtfertigt,
ist die «technische Unmadglichkeit» zu nennen. In Betracht kommen vor allem Kapazitatsmangel oder Engpasse.
Wiuirde man im Fall eines Kapazitatsmangels dennoch eine Durchleitung verlangen, bedeutete dies, etwas tat-
sachlich Unmdgliches zu verlangen oder aber den Netzbetreiber zu verpflichten, den eigenen Bedarf zur Nutzung
seines Netzes zugunsten von Fremdinteressen zurlickzustellen. Dies verstdsst nach diesseitiger Auffassung
gegen allgemeine zivilrechtliche Prinzipien, wohingegen Letzteres mit der in der BV gewéhrten Eigentumsgaran-
tie nicht vereinbar ist.'%* Diese Falle hatten jedoch bisher nur eine untergeordnete Rolle, da es in der Schweiz ein
durchgehend gut ausgebautes Netz gibt. Von grésserer Bedeutung sind langfristige Abnahmeverpflichtungen
gegeniber dem Gaslieferanten, die nachstehend aufgezeigt werden sollen.

7.2.3.2. Was sind die Voraussetzungen fiir die «wirtschaftliche Unzumutbarkeit» (Art. 13 Abs. 1 RLG)?
Gemass Art. 13 Abs.1 RLG mussen Unternehmen vertraglich Transporte fir Dritte Gbernehmen, wenn sie tech-
nisch méglich und wirtschaftlich zumutbar sind. Im Umkehrschluss bedeutet dies, bei wirtschaftlicher Unzumut-
barkeit besteht ein Netzzugangsverweigerungsrecht. Die Norm enthélt keine Definition, was «wirtschaftliche Un-
zumutbarkeit» im Einzelnen bedeutet. Gemeint ist in erster Linie ein Sachverhalt, bei dem die gesetzlich vorgese-
hene Transportpflicht einen (Teil-)Ausbau des Rohrleitungsgesetzes mit sich bringen wirde, was im Einzelfall
wirtschaftlich unrentabel sein kann.1%s

7.2.3.3. Stellen langfristige Abnahmeverpflichtungen mit vertraglich vereinbarten «take-or-pay»-Klauseln
eine Art der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit dar?

Die Schweizer Erdgaslieferanten haben in den zuriickliegenden Jahren mit Erdgasproduzenten langfristige Lie-
fervertrage, die eine erhebliche Laufzeit haben, abgeschlossen. So enden manche Vertrdge erst nach dem Jahr
2020. Dies erfolgte zum einen, um sich gunstige Preise langfristig zu sichern, zum anderen auch, um die Versor-
gung im Land sicherzustellen. Eine Besonderheit der langfristigen Liefervertrage ist, dass sie in der Regel soge-
nannte «take-or-pay»-Klauseln enthalten, die besagen, dass eine Zahlungsverpflichtung auch dann besteht,
wenn das Erdgas nicht abgenommen wird.

Zur Nichtabnahme des Erdgases kann es beispielsweise dann kommen, wenn Kapazitadtsengpasse in den Rohr-
leitungen bestehen oder aufgrund des Prinzips «first come first served» ein anderes Unternehmen Vorrang hat.
Eine andere denkbare Konstellation ist, dass ein Konkurrent mittels Durchleitung eigene (selbst erzeugte oder
fremdbezogene) Gasmengen in das Netz einspeist und in diesem Umfang den bisherigen Gasabsatz und damit
auch das Gas, das der Netzbetreiber von seinem Vorlieferanten bezogen hat, verdréngt. Das fiihrt zu unmittelba-

191 MERKER, Verwaltungsrecht, S. 502, Rn.12.38.
192 prejsiiberwacher, Schweizer Gasmarkt, S.25.
193 verbandevereinbarung, Ziff.6.

194 CoNRAD, S.28.

19 MERKER, Jusletter, S.3.
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ren Zahlungsverpflichtungen. Auf Grundlage vorstehender Situationen haben sich Unternehmen in der Vergan-
genheit auf wirtschaftliche Unzumutbarkeit berufen und den Netzzugang verweigert. Tatsache ist, dass langfristi-
ge Vertrage mit unbedingter Zahlungsverpflichtung eine Marktrealitéat zur Sicherung der Gasversorgung darstel-
len.1% Art. 25 der Erdgas-Richtlinie der Europaischen Union hat deshalb im Hinblick auf Vertrage mit unbedingten
Zahlungsverpflichtungen geregelt, dass Erdgasunternehmen den Netzzugang verweigern kénnen, wenn in Bezug
auf die Vertrage ernsthafte wirtschaftliche und finanzielle Schwierigkeiten bestehen.%7

Es stellt sich die Frage, welchen Stellenwert dies fiir den Netzzugang hat. Das Gesetz lasst offen, ob es sich um
einen absoluten oder eher relativen Verweigerungsgrund handelt, wobei Letzteres zutreffend sein durfte.1% Dar-
aus resultieren wiederum das Erfordernis einer Ermittlung und Bewertung diverser festzustellender Kriterien und
eine abwagende Gegenuberstellung der Kriterien vor dem Hintergrund des Regel-Ausnahme-Prinzips zugunsten
der Durchleitung.

Art. 13 Abs. 1 RLG beschreibt zudem nicht néaher, welche Gasliefervertrage von der Unzumutbarkeitsklausel
erfasst werden. Bereits dies spricht dafiir, dass es alle Vertrage sind, unabhangig davon, auf welcher Wertschép-
fungsstufe sie abgeschlossen werden. Von besonderer Bedeutung sind Gasliefervertrdge von Schweizer Unter-
nehmen mit auslandischen Gasproduzenten, denn 100% des in der Schweiz abgesetzten Gases wird aus dem
Ausland bezogen. Wegen der Marktmacht der auslandischen Gasproduzenten kénnen die Schweizer Gasimpor-
teure den ihnen auferlegten Zahlungsverpflichtungen nicht ausweichen. Im Ubrigen lassen sich wegen der Kapi-
talintensitat der Gasférderung durchaus wirtschaftliche Rechtfertigungsgriunde fur «take-or-pay»-Klauseln finden.

Art. 13 RLG spricht von «wirtschaftlich zumutbar». Im Umkehrschluss wirken sich wirtschaftliche Schwierigkeiten
auf das Unternehmen aus. Von praktischer Bedeutung muss daher der Bezugspunkt der Bewertung einer wirt-
schaftlichen Uberpriifung eines Unternehmens sein. Hier kommt zum einen die Bewertung der Situation des Gas-
versorgungsunternehmens insgesamt, zum anderen auch der konkrete, von der unbedingten Zahlungspflicht
betroffene Gasbezugsvertrag in Betracht. Fraglich ist daher, ob sich die wirtschaftliche Unzumutbarkeit auf ein
einzelnes Versorgungsverhaltnis oder auf die Gesamtsituation des Unternehmens bezieht.

Die Konsequenzen der aufgezeigten Alternativen sind erheblich. Die bisherige restriktive Akzeptanz der Folgen
der «take-or-pay»-Klauseln resultiert rechtspolitisch daraus, dass derartige Klauseln in Gasbezugsvertragen tb-
lich sind.

7.3. STREITBEILEGUNG IN EINEM LIBERALISIERTEN GASMARKT
7.3.1. Ausgangslage

7.3.1.1. Definition der Begriffe «Streitigkeiten» und «zivilrechtliche Anspriiche aus Vertrag»

Art. 13 RLG gibt zur Auslegung des Begriffes «Streitigkeit» keine Legaldefinition im Zusammenhang mit der
Durchleitung von Erdgas. Die Verbandevereinbarung hingegen wird hier zumindest etwas prazisiert, denn sie
enthalt die Formulierung: «sollten tber die Auslegung dieser Vereinbarung und ihrer Anhange Streitigkeiten ent-
stehen ....», so dass, Ubertragen auf das RLG, «Streitigkeiten» als «Streitigkeiten» Uber die Auslegung von Art.
13 RLG in Bezug auf die Verpflichtung zum Vertragsabschluss sowie daraus resultierende Durchleitungsverpflich-
tungen zu verstehen sind. Dem ist aufgrund von Art. 13 Abs. 2 RLG gerade nicht so, da die Norm eine Kompe-
tenzaufspaltung enthélt. Nach Abs. 2 entscheidet Uber Streitigkeiten betreffend die Verpflichtung zum Vertrags-
abschluss sowie die Vertragsbedingungen das Bundesamt fiir Energie. Uber zivilrechtliche Anspriiche aus dem
Vertrag entscheiden hingegen die Zivilgerichte. Obwohl die Regelung in Abs. 2 und Abs. 3 die Streitbeilegung
zum Ziel hat, ist nicht ausgeschlossen, dass Kompetenzstreitigkeiten erneut zu Differenzen Anlass geben.

In der Verbandevereinbarung ist in Art.9 ebenfalls ein Streitbeilegungsmechanismus enthalten. Er beinhaltet eine
Eskalationsklausel und sieht vor, dass zunéchst konstruktive Verhandlungen gefiihrt werden missen, und, sofern
diese nicht erfolgreich sind, die Angelegenheit den jeweiligen Delegationsleitern vorzulegen ist. Erst wenn diese

19 CONRAD, S. 28.
197 Art. 25 der RL 98/30/EG.
198 CONRAD, S. 28.
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ebenfalls zu keiner Losung kommen, entscheidet das BFE aufgrund eines Rechtsverweises auf Art.13 Abs. 2
RLG. Das BFE ist jedoch auf der Grundlage der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts betreffend den
Geltungsbereich des Rohrleitungsgesetzes nicht berechtigt, Gber alle drei Druckstufen zu entscheiden.'®® Daher
ist auch dieser Streitbeilegungsmechanismus noch nicht ausgereift und kann zu Konflikten fihren. Bei der Ver-
bandevereinbarung besteht jedoch auch in diesem Punkt Einigkeit dariiber, dass der Mechanismus weiterzuent-
wickeln ist.

7.3.2. Gelingt die Qualitatssicherung bei der Rechtsprechung?

Wie zuvor festgehalten, bestehen in den Streitbeilegungsmechanismen des Rohrleitungsgesetzes und der Ver-
bandevereinbarung bisher nicht harmonisierte Regelungen in Bezug auf Verfahren und Zustandigkeiten. Im Er-
gebnis ist jedoch allen Verfahren ein ahnlicher und teilweise sogar gleicher Streitgegenstand zu eigen. So geht es
um die folgenden Fragen: Besteht eine Verpflichtung zum Abschluss eines Durchleitungsvertrages? Was sind die
Bedingungen bzw. wie entscheidet man Uber zivilrechtliche Anspriiche aus dem Vertrag? Nach Art. 9 der Ver-
bandevereinbarung ist fir zivilrechtliche Fragen aus dem Vertrag auch das BFE zustandig, bei dem RLG hinge-
gen ist diese Frage an die Zivilgerichte abzugeben.

Unter diesen Vorzeichen ist die Qualitdt der Rechtsprechung zu den Streitgegenstanden in Frage zu stellen, im
Wesentlichen deshalb, weil unterschiedliche Kompetenzen zu denselben Streitgegenstédnden immer die Gefahr
sich widersprechender Entscheidungen mit sich bringen. Dies wiederum stellt eine Geféhrdung der Rechtssicher-
heit dar.

Ein weiteres Problem der Qualitatssicherung bei der Rechtsprechung ist die Frage, wie die Sachkunde in das
Verfahren kommt. Energierechtliche Probleme in Verbindung mit komplexem Vertragsrecht bedurfen eines Spe-
zial-Know-hows. Dies ist bei den ordentlichen Zivilgerichten kaum vorzufinden, da sich die Richter taglich mit
anderen Rechtsgebieten auseinanderzusetzen haben und sich das Spezialwissen daher bereits aus Zeitgriinden
nicht in der gebotenen Tiefe aneignen kénnen. Hinzu kommt, dass manche Kantone tber kein Handelsgericht
verfiigen. Ebenfalls aus diesem Grund muss festgehalten werden, dass nach derzeitiger Rechtslage die Quali-
tatssicherung bei der Rechtsprechung nicht gelingen kann.

7.3.3. Wie wirkt sich die Kompetenzaufteilung auf die Verfahrensdauer aus?

Art.13 RLG bringt mit der Regelung zur Streitbeilegung neues Konfliktpotential, da sich aufgrund der Kompe-
tenzaufteilung in Abs. 2 und Abs. 3 Zustandigkeitsprobleme ergeben kdnnen, bis die streitige Rechtsfrage geklart
ist. Vorsorgliche Massnahmen zur Durchleitungsberechtigung kénnen meistens nicht glaubhaft gemacht werden
und an Grundlagen fur eine superprovisorische Massnahme fehlt es in der Regel ganzlich. Darliber hinaus kénnte
darin eine Vorwegnahme der Hauptsache liegen, was im Rahmen von Sofortmassnahmen nicht zuléssig ist. Auf
der anderen Seite kann eine verweigerte Durchleitung jedoch bedeuten, dass das Gasunternehmen aufgrund
vertraglicher Verpflichtungen (take-or-pay) gehalten ist, das Gas abzunehmen bzw. bei Nichtabnahme dennoch
zu bezahlen. Es entstehen eine Sandwichposition und die theoretische Mdglichkeit, eine nicht gewollte Durchlei-
tung von Erdgas zeitlich so zu verzdgern, dass das eigene Gas oder das Gas eines anderen Anbieters vorrangig
durchgeleitet werden kann.

Der kaskadenformige Aufbau in Art. 9 der Verbéndevereinbarung zur Streitbeilegung ist auch mit hohem zeitli-
chem Aufwand verbunden. Zwei Verhandlungsstufen sind vorgesehen, bis das BFE auf Grundlage des Rechts-
verweises auf Art. 13 Abs. 2 RLG angerufen werden kann. Wie bereits erwéhnt, funktioniert dies nicht einmal bei
allen Druckstufen.

Insgesamt ist daher festzustellen, dass die Streitbeilegungsmechanismen sowohl in Art. 13 RLG, als auch in der
Verbandevereinbarung noch nicht ausgereift sind. Hier mussen Alternativen, die sowohl Eilverfahren in Form von
vollstreckbaren Zwischenentscheiden als auch eine Vereinheitlichung der Kompetenzen vorsehen, erarbeitet
werden.

19 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts A-6650/2009 vom 21. Mai 2010 in Sachen X. gegen X AG und Y AG.
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7.3.4. Alternativen zu den bestehenden Streitbeilegungsmechanismen

7.3.4.1. Welche alternativen Streitbeilegungsmechanismen sind denkbar?

Wie zuvor aufgezeigt, birgt die Kompetenzaufteilung zwischen den Zivilgerichten und dem BFE und bei Nieder-
druckleitungen der WEKO ein erhebliches Konfliktpotential und bringt Rechtsunsicherheit. Darliber hinaus muss
erwahnt werden, dass die Materie Spezialkenntnisse in Energie, Erdgas, Versorgungssicherheit, Vertrags-- und
Verwaltungsrecht erfordert, um hier zu Entscheidungen zu kommen, die einerseits Rechtssicherheit bieten und
andererseits branchengerecht sind. Um dieses Ziel zu erreichen, bietet es sich an, den Parteien die Méglichkeit
zu geben, die zur Entscheidung berufenen Personen selbst zu bestimmen. Diese Mdglichkeit besteht im Rahmen
eines Schiedsverfahrens. Aufgrund der im Energiewirtschaftsrecht in der Regel sehr hohen Streitwerte sollte es
sich um ein Dreierschiedsgericht handeln und eine Schiedsordnung gewahlt werden, die vorsorgliche Massnah-
men und Eilverfahren vorsieht. Ein gesondertes Adjudikationsverfahren ist empfehlenswert, um alle mdéglichen
Fallkonstellationen abzudecken.

Das Schiedsgericht kann ad hoc angerufen oder der Weg zu den ordentlichen Gerichten kann im Vorfeld durch
eine Schiedsklausel ausgeschlossen werden.

Um nicht alle Verfahren gleich einem Schiedsgericht zuzuweisen, kdnnte eine sogenannte Eskalationsklausel
erwogen werden, die in einem ersten Schritt ein Mediationsverfahren vorsieht. Das Schiedsverfahren wiirde erst
erdffnet, wenn das Mediationsverfahren innerhalb einer festgelegten Zeit zu keiner Einigung fuhrt. Vorlaufiger
Rechtsschutz sollte parallel dazu jederzeit méglich sein.

7.3.4.2. Sollte die Zuweisung von Streitigkeiten an eine einzige zur Entscheidung berufene Institution
erfolgen?

Die zuvor dargestellte Aufteilung von Entscheidungskompetenzen birgt wie zuvor erdrtert Konfliktpotential und
das Risiko sich widersprechender Entscheidungen. Um dies zu vermeiden, ware die Zuweisung der Streitigkeiten
an eine zur Entscheidung berufene Stelle denkbar. Dies kdnnte ein institutionelles Schiedsgericht sein, wie zum
Beispiel das Energy Arbitration Center Switzerland (EACS). Hier lage der Vorteil in der je nach Materie freien
Bestimmbarkeit der Schiedsrichter. Die Schiedsordnung ist frei wahlbar. Das EACS administriert das Verfahren
und stellt die Schiedsrichterkompetenz zur Verfiigung.

Eine Alternative ist ein konstitutionelles Schiedsgericht bei dem BFE, das jeweils auf Antrag einer Partei einberu-
fen wird. Dieses Schiedsgericht musste beispielsweise nach der Schiedsordnung des Swiss Arbitration Court
verhandeln. Ein Nachteil wére hier die nicht frei bestimmbare Zusammensetzung des Schiedsgerichtes.

Weitere Alternativen sind denkbar und wéren zu erdrtern. Die Zuweisung an eine einzige zur Entscheidung beru-
fene Institution wéare jedoch in jedem Fall empfehlenswert.

7.3.4.3. Wie kommt die technische Sachkunde in die Entscheidung?

Entscheidungen im Energiewirtschaftsrecht bedurfen gelegentlich besonderer technischer Sachkunde. Hier ist
insbesondere an den absoluten Verweigerungsgrund nach Art. 13 Abs. 1 RLG, die technische Unmdglichkeit der
Durchleitung, zu denken. Ob eine technische Mdglichkeit bzw. Unmdglichkeit vorliegt, ist mehr eine Frage der
Naturwissenschaften als der Rechtswissenschaften. Dieses Know-how gehort in der Regel nicht zu dem beim
Gericht vorhandenen Fachwissen. Dieses ist ausschliesslich mit Juristinnen und Juristen besetzt. Der Ubliche
Weg ist daher die Einholung eines Sachverstandigengutachtens, verbunden mit der Einzahlung eines Kostenvor-
schusses durch die beweisbelastete Partei. Die Bestimmung des Sachverstandigen erfolgt durch das Gericht
oder das BFE. Diese Verfahrensweise erfordert zusétzliche Zeit und finanziellen Aufwand.

In diesem Zusammenhang sollte auf Basis der vorstehenden Ausfuihrungen zur Einberufung eines Schiedsgerich-
tes erwogen werden, verbindlich zu regeln, dass dem Schiedsgericht auch Ingenieure beizuwohnen haben, so-
fern technische Fragen fiir die Sachentscheidung eine Rolle spielen.
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7.4. EMPFEHLUNGEN

Im Rahmen der vorstehenden Ausfiihrungen wurde dargelegt, dass die Regelungen in Art. 13 RLG nicht hinrei-
chend bestimmt sind, um die Liberalisierung des Gasmarktes voranzutreiben.

Dies hat der Gesetzgeber ebenfalls erkannt und erwagt zusatzlich zu der Verbandevereinbarung die Einfiihrung
eines Gasmarktgesetzes, das die Liberalisierung des Erdgasmarktes praziser regelt und den Prozess vorantreibt.
Die Gremien in den Wirtschaftsverbdnden empfehlen jedoch, die (bestehende) Verbandevereinbarung beizube-
halten und weiterzuentwickeln. Die Spitze des Gasverbandes méchte die Implementierung eines Gasmarktgeset-
zes vermeiden. Das Bundesamt fir Energie nimmt derzeit einen Beobachterstatus ein, wird sich jedoch dafr
einsetzen, dass die Schaffung eines Gasmarktgesetzes zeitnah angegangen wird. Im Ergebnis muss die Politik
aktiv werden, denn es steht fest, dass das Rohrleistungsgesetz in der derzeitigen Fassung keine hinreichend
bestimmte Gesetzesgrundlage fir die Liberalisierung der Markte ist, und an der Verbandevereinbarung nehmen
derzeit nur 14 Grosskunden teil.

Sofern es zur Neuschaffung eines Gasmarktgesetzes kommt, miissen die darin enthaltenen Bestimmungen weit-
aus praziser und weitreichender sein. Auslegungsbedurftige Rechtsbegriffe waren zu vermeiden und — sofern
eine abschliessende Legaldefinition nicht méglich oder durchsetzbar ist — ein Beispielskatalog mit absoluten und
relativen Verweigerungsgriinden fir den Netzzugang sollte aufgenommen werden. Besondere Beachtung sollte
dabei dem Umgang mit den langfristigen Liefervertragen, die Giberwiegend noch bis 2020 Geltung haben, zuteil-
werden. Hier fiihlen sich die Unternehmen derzeit vom Gesetzgeberiibergangen.

Ferner sollten die Kompetenzaufteilung zwischen Hoch- und Niederdrucknetzen (BFE und WEKO) und die Auftei-
lung der Kompetenzen in Art. 13 RLG beseitigt und eine einheitliche Kompetenz geschaffen werden. Zu empfeh-
len wéare die Zuweisung von Streitigkeiten an ein Dreier-Schiedsgericht aus Grinden der

— Einheitlichkeit der Rechtsprechung,

— der Rechtssicherheit,

— der Qualitat der Rechtsprechung und

— der Einbringung von technischem Sachverstand in das Verfahren.

Hierbei sollte an die Inanspruchnahme eines Spezialschiedsgerichtes gedacht werden, welches auch die Beset-
zung mit technisch versierten Schiedsrichtern vorsieht, so z.B. wenn es um Fragen der technischen Unmdglich-
keit fir Durchleitungen geht.
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8. Treiber und Barrieren auf dem Weg zu
einer Smart City: Erkenntnisse aus The-
orie und Praxis

Evelyn Lobsiger-Kagi, Theresia Weiss Sampietro, Ursula Eschenauer, Vicente Carabias,
Lukas Braunreiter, Adrian Muller?®°

Abstract

Stadte nehmen eine Schlusselrolle in der Umsetzung der Energiestrategie 2050 («Energiewende») ein. Einerseits
steigt der Energieverbrauch von Stadten infolge der Urbanisierung, welche als einer der wichtigsten globalen
Trends angesehen wird, weiter an. Andererseits haben Stadte durch die vorhandene Infrastruktur mehrere Moég-
lichkeiten, sich aktiv fur die Energiewende einzusetzen. Zudem koénnen Stadte durch ihre Vorbildfunktion in den
Bereichen Energieversorgung, Mobilitat, Arealentwicklung oder bei der Sanierung von Geb&auden wichtige Impul-
se setzen. Stadte stehen in enger Beziehung und Abhangigkeit zu Wirtschaft und Bevdélkerung. Sie kénnen Rah-
menbedingungen schaffen, welche diese Akteure zu Energieeffizienz oder -suffizienz motivieren.

Das Konzept Smart City birgt vielféltige Mdglichkeiten, durch intelligente Vernetzung von Handlungsbereichen
bessere Bedingungen fur eine nachhaltige und moderne Stadtentwicklung zu schaffen. Mit dem integrativen An-
satz soll die Lebensqualitat der Bewohnerinnen und Bewohner einer Stadt erhéht und die Mitwirkung relevanter
Anspruchsgruppen ermdglicht werden. Gleichzeitig wird eine Reduktion des Energie- und Ressourcenverbrauchs
in Stadten angestrebt. Smart City ist daher als Lésungsansatz fir die zukinftigen Herausforderungen in Stadten
zu verstehen. In der Schweiz wurde das Konzept allerdings bisher erst in wenigen Stéadten im Rahmen von ein-
zelnen Projekten bertcksichtigt und angewandt.

In diesem Working Paper wird der Frage nach den Barrieren und Treibern innerhalb der Transformationsprozesse
zu einer Smart City und den vordringlichen Handlungsfeldern mit ihren Akteuren nachgegangen. Auf der Grund-
lage einer Literatur-Studie zu Forschungs- und Praxisansatzen, einer mehrstufigen Delphi-Befragung von
Schweizer Experten zu Smart Cities 2035 sowie der Teilnahme an konkreten «Smart City Winterthur»-
Teilprojekten, welche in den Jahren 2014-2015 durchgefuhrt wurden, wurden Treiber und Barrieren identifiziert
und daraus weiterer Handlungs- und Forschungsbedarf abgeleitet.

Als wesentliche Treiber fur die Umsetzung von Smart-City-Konzepten sind sowohl die Zusammenarbeit relevanter
Akteure, die Forderung von Pilot- als auch das Aufzeigen von konkreten Smart-City-Projekten identifiziert worden,
die kosten- und ressourceneffizienter sind. Damit sollen Investoren und Unternehmen zur Unterstiitzung solcher
Projekte motiviert werden. Fehlende politische und rechtliche Rahmenbedingungen sowie die vertikalen, stadti-
schen Verwaltungsstrukturen wirken beim integrativen Ansatz des Smart-City-Konzepts als Barrieren. Zukinftige
Smart-City-Projekte sollten den Einbezug der Bevélkerung starker beriicksichtigen, insbesondere bei der Ver-
wendung von Daten. Nebst praxisbezogenen Empfehlungen werden Hinweise zum Forschungsbedarf in der
Thematik genannt.

Keywords: Smart City, Transformation, Akteure, Treiber, Barrieren, Handlungsfelder, Forschungsbedarf

200 Fir die grossziigige Férderung der angewandten Forschung zu dem Projekt «Entwicklungsprozesse von Smart Cities and Regions in der
Schweiz» wird der ZHAW, der Stadt Winterthur, dem Bundesamt fiir Energie sowie dem Staatssekretariat fiir Bildung, Forschung und Innova-
tion (COST-Projekt C13.0147) gedankt. Den drei Reviewern danken wir fur die wertvollen Rickmeldungen zu einer friiheren Version des Ma-
nuskripts.
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8.1. EINLEITUNG

Das Projekt «Entwicklungsprozesse von Smart Cities and Regions in der Schweiz» untersucht Aktionsfelder,
Akteure sowie Entwicklungspfade von Stadten, die sich in Richtung Smart City bewegen wollen. In diesem Artikel
werden Treiber und Barrieren in der Umsetzung von Smart-City-Projekten sowie erste Handlungsempfehlungen,
wichtige Akteure und weiterer Forschungsbedarf aufgezeigt.

8.1.1. Bedeutung des urbanen Raums fiir die Energiewende

Die Energiestrategie 2050 (ES 2050) des Bundes hat zum einen eine Senkung des Pro-Kopf-Verbrauchs an
Endenergie und zum anderen eine markante Erhdhung an Stromproduktion aus erneuerbaren Quellen zum Ziel.
Sollen diese Ziele erreicht werden, muss sich die sogenannte «Energiewende» in den nachsten Jahren vom
theoretischen Konzept zur gelebten Praxis wandeln. Da knapp drei Viertel der Schweizer Bevolkerung im urba-
nen Raum leben (Stadteverband, 2014) und in Stadten die meiste Energie konsumiert wird (Nabil, 2013), sind
Stadte fur die Umsetzung der Energiewende besonders wichtig. Ausserdem steigt der Energieverbrauch von
Stadten (Madlener & Sunak, 2011) infolge der Urbanisierung, welche als einer der wichtigsten globalen Trends
angesehen wird, weiter an (Carabias-Hutter et al., 2014). In der Schweiz werden seit lAngerem Stadte und Ge-
meinden fir ihre Uberdurchschnittlichen Leistungen in der Energie- und Umweltpolitik mit Labeln wie «Energie-
stadt» ausgezeichnet. Das Smart-City-Konzept kann als eine Weiterentwicklung dieses Labels fur energiepoli-
tisch fortschrittliche Stadte und Gemeinden verstanden werden. Es beinhaltet die Ziele der Energie- und Res-
sourcenschonung bei gleichzeitiger Erhdhung der Lebensqualitdt ihrer Bewohnerinnen und Bewohner. Dies soll
durch den Einbezug der IKT (Informations- und Kommunikationstechnologie) sowie durch eine verstérkte Zu-
sammenarbeit zwischen Akteuren (Gemeinden, Unternehmen, Bevdlkerung, Hochschulen) verwirklicht werden.
Fast alle Ziele der ES 2050 sind nur unter aktiver Mitwirkung der Bevdlkerung umzusetzen. Um den Pro-Kopf-
Elektrizitatsverbrauch zu verringern, den Stromanteil aus erneuerbaren Quellen zu erhéhen (z.B. mittels Demand-
Side-Management?°! oder dem Prosumer-Prinzip?°?) und die schrittweise Einflihrung von Smart Grids zu ermagli-
chen, benétigt es die Beteiligung aller Akteure aus Wirtschaft und Politik inklusive der Bevolkerung. Daher ist das
Konzept Smart City, welches die Bevolkerung gezielt miteinbezieht, ein geeigneter Ansatz fur die Umsetzung der
ES 2050. In verschiedenen Studien wurde gezeigt, dass durch den Einsatz von IKT Energie eingespart werden
kann (Kramers, Hojer, Lovehagen, & Wangel, 2014). Auch durch das Teilen von Infrastruktur oder Dienstleistun-
gen konnen Energie und Ressourcen gespart werden. Dies ist allerdings wissenschaftlich derzeit noch wenig
untersucht?°3,

8.1.2.  Ziel und Fragestellung

Dieses Working Paper fokussiert auf Treiber und Barrieren fur die Initierung und Umsetzung von Smart-City-
Prozessen und -Projekten. Dabei handelt es sich um komplexe und zielgerichtete Vorgehensweisen, die jeweils
ein ganzes System mit verschiedenen Akteuren betreffen, sowie verschiedene Aspekte und Bereiche des Smart-
City-Konzepts umfassen. Die Kenntnis tiber Treiber und Barrieren soll den verschiedenen Akteuren Hinweise flr
eine erfolgreiche Umsetzung geben. Politiker, welche oftmals einen Smart-City-Prozess anstossen, mussen Bar-
rieren und Treiber besser kennen, um die nétigen Rahmenbedingungen fir die langfristige Umsetzung zu schaf-
fen. Fur die Unternehmen geben Treiber und Barrieren Hinweise auf die Bedirfnisse der Stadte, die sie in die
Produktentwicklung friihzeitig und kundengerecht miteinbeziehen sollten.

Das Ziel dieses Working Papers ist es, Treiber und Barrieren fur die Umsetzung des Smart-City-Konzepts aus der
Literatur zu identifizieren und diese mit bestehenden Erfahrungen aus der Schweiz, z.B. dem lokalen Smart-City-
Prozess in Winterthur, zu vergleichen. Da in der Schweiz die Umsetzung von Smart-City-Prozessen noch am
Anfang steht, kann hier von den Erfahrungen aus anderen Landern profitiert werden. Damit werden Handlungs-

201 Als Demand-Side-Management wird die Steuerung der Nachfrage nach netzgebundenen Dienstleistungen bei Abnehmern in Industrie, Ge-
werbe und Privathaushalten bezeichnet.

202 Ejn Prosumer tritt gleichzeitig sowohl als Produzent als auch als Konsument auf, zum Beispiel von Strom.

203 |n Deutschland l4uft ein vom Bundesministerium fur Bildung und Forschung (BMBF) geférdertes Projekt zu diesem Thema (http://www.i-share-
economy.org/).
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empfehlungen fiir die Initierung und Umsetzung eines Smart-City-Prozesses in der Schweiz abgeleitet. Bisher
existiert keine einheitliche Vorgehensweise, wie eine Stadt zu einer Smart City werden kann. Dieses Working
Paper leistet somit einen Beitrag dazu, welche Vorgehensweisen im Zusammenhang mit der Umsetzung einer
Smart City geeignet erscheinen. Zudem wird aufgezeigt, in welchen Bereichen weiterer Forschungsbedarf be-
steht.

Folgende Fragen werden untersucht:

—  Was wird unter einer Smart City verstanden und wie sieht deren Umsetzung in der Schweiz aus?

— Was sind Treiber und was Barrieren fir die Umsetzung einer Smart City bzw. von Smart-City-Projekten in
der Schweiz?

— Welche Handlungsfelder und Akteure lassen sich aufgrund der bisherigen Ergebnisse und Erfahrungen
identifizieren?

In diesem Artikel stehen in erster Linie die Initierung und die Umsetzung von Smart-City-Prozessen im Vorder-
grund. Treiber und Barrieren liessen sich auch noch in anderen Bereichen nachweisen, z.B. bei der Verstetigung
und den Veranderungen im System einer Smart City.

Dieser Artikel orientiert sich bei der Analyse weitgehend an den Bereichen, die geméss Chourabi et al. (Chourabi,
Nam, Walker, & Gil-Garcia, 2012) bei der Umsetzung von Smart-City-Initiativen bericksichtigt werden sollten: 1)
Management und Organisation, 2) Technologie, 3) Governance (im Smart-City-Prozess), 4) Politischer Kontext,
5) Gesellschaft 6) Okonomie 7) Infrastruktur und 8) Umwelt.

8.2. WAS IST EINE SMART CITY?

Um dem sehr breiten Smart-City-Konzept gerecht zu werden, sind sowohl das Verstandnis der Wissenschaft als
auch das der Praxis miteinzubeziehen, um darauf aufbauend ein umfassendes Konzept zu prasentieren. Daflr
wird zunachst auf die internationale Ebene Bezug genommen. Danach wird auf die Entwicklung und Umsetzung
des Smart-City-Konzeptes in der Schweiz eingegangen.

8.2.1. Definition von Smart-City-Konzepten und ihren Treibern und Barrieren
In der Literatur finden sich verschiedene Definitionen einer Smart City (siehe Nam & Pardo, 2011 und Giffinger et
al., 2007) und fiir eine Ubersicht). Schliissel-Aspekte einer Smart City lassen sich wie folgt zusammenfassen:

— Bericksichtigung der wechselnden Bedirfnisse der Bewohner und Bewohnerinnen sowie der Nutzer und
Nutzerinnen

— Nutzung von smarten Technologien (v.a. IKT), welche die Infrastruktur miteinander vernetzen

—  Verbindung von smarten Wirtschaftsformen, smarten Personen?%4, Smart Governance, smarten Mobili-
tatsformen, smarter Nutzung von nattrlichen Ressourcen und hoher Lebensqualitat

—  Mitwirkung der Bewohner und Bewohnerinnen an Entscheidungen und an der Gestaltung ihrer Smart City

Die folgende Definition von Caragliu et al. (Caragliu, Del Bo, & Nijkamp, 2011) bringt die verschiedenen Aspekte
treffend zum Ausdruck:

204 per Begriff «Smart People» ist nicht nur durch einen hohen Ausbildungslevel beschrieben, sondern auch durch die Qualitét des sozialen
Netzwerks, der Integration ins 6ffentliche Leben und der Offenheit gegeniiber anderen Lebenswelten (Giffinger et al., 2007)
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«We believe a city to be smart when investments in human
and social capital and traditional (transport) and modern
(ICT) communication infrastructure fuel sustainable econo-
mic growth and a high quality of life, with a wise manage-
ment of natural resources, through participatory gover-
nance.» (p. 70)

Eine Untersuchung zum Verstéandnis einer Smart City in der Wissenschaft und in Umsetzungsprojekten in ver-
schiedenen Stadten zeigt zwei Auspragungen von Smart Cities (Moser, Wendel, & Carabias-Hdtter, 2014).

Zum einen unterscheiden sich die Anséatze im Grad der Integration von verschiedenen Technologien und Aktions-
feldern und zum anderen im Grad der sozio-technischen Verankerung, d.h. beziglich der Mitwirkung der Bevolke-
rung und anderer Stakeholder bei der Entwicklung hin zu einer Smart City.

Die Recherchen zu diesem Artikel haben gezeigt, dass in den betrachteten Umsetzungsprojekten aus der
Schweiz, Osterreich und Deutschland oftmals die Beteiligung der Bevélkerung fehlt. Dies wird in der wissen-
schaftlichen Literatur , die sich mit Smart-City-Ansétzen auseinandersetzt, bestatigt. Die Integration der verschie-
denen Technologien wird jedoch in fast allen Konzepten betont und auch in der Praxis eher umgesetzt. Es gibt
aber auch da Smart-City-Projekte, welche sich nur auf eine Technologie beschréanken und keinen integrativen
Charakter haben.

Im Zusammenhang mit der Entwicklung hin zu einer Smart City existieren sehr unterschiedliche Motivationen,
Rahmenbedingungen und gesellschaftliche Entwicklungen, welche als Treiber oder Barrieren fur die Umsetzung
dieses Konzepts wirken kdnnen. Eine Einteilung der Treiber und Barrieren auf zwei Ebenen wurde in einer Del-
phi-Befragung zum Aufbau eines Smart Grid in England erstellt (Xenias et al., 2015). Zum einen werden Treiber
und Barrieren aus dem Umfeld erwahnt, welche bei der Entwicklung hin zu einer Smart City als Motivation oder
Hinderungsgrund wirken. Dies sind bei den Treibern Herausforderungen wie z.B. der demographische Wandel
oder die Verkehrsprobleme der Innenstadte, zu denen Entscheidungstrager Losungen aus dem Smart-City-
Konzept erwarten. Zum anderen werden Treiber und Barrieren aufgezahlt, welche den Prozess der Umsetzung
beeinflussen kdnnen. Eine vertikale Verwaltungsstruktur (bei der jede Einheit weitgehend fur sich arbeitet und
entscheidet) ist z.B. eher hinderlich fur die Umsetzung des Smart-City-Konzepts, das auf Synergiepotentiale
durch thementbergreifende Vernetzung setzt. Hingegen wirkt eine klare Fihrung bzw. ein sich eigenstandig
koordinierender Verantwortungsbereich im Smart-City-Prozess als Treiber.

8.2.2. Smart City in der Schweiz

Mit dem Konzept «Smart City Schweiz», das in der Schweiz 2012 eingefihrt wurde, liegt ein zukunftsorientiertes
Konzept fur energiepolitisch fortschrittliche Schweizer Stéadte und Gemeinden vor, die sich hin zu einer Smart City
entwickeln méchten. Konsequenterweise wurde damit das Konzept «Smart City Schweiz» zu einem wichtigen
Bestandteil des Programms «EnergieSchweiz fiir Gemeinden». Das Konzept lehnt sich an die Themenbereiche
des Energiestadtprozesses (vgl. Info in der Box) an und kann auf den dort gemachten Erfahrungen aufbauen.
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Energiestadte sind Schweizer Stadte und Gemeinden, denen aufgrund ihrer Gberdurchschnittlichen und vorbildli-
chen Leistungen in der kommunalen Energie- und Umweltpolitik das Label Energiestadt verliehen wurde. Sie
setzen auf eine effiziente Nutzung der Ressourcen und férdern erneuerbare Energien sowie eine umweltvertragli-
che Mobilitat. Sie haben damit Vorbildcharakter und sind durch ihre Orientierung an den Zielen der 2000-Watt-
Gesellschaft Vorreiter fur eine nachhaltige Energiezukunft. Die langfristige Ausrichtung und erfolgreiche Veranke-
rung der nachhaltigen Energie- und Umweltpolitik in der Gemeinde wird durch ein kommunales Qualitatsma-
nagement und alle vier Jahre durch eine Re-Zertifizierung sichergestellt (EnergieSchweiz, 2015).

Der Energiestadtprozess untersucht den kommunalen energiepolitischen Handlungsspielraum in sechs Themen-
bereichen: Entwicklungsplanung und Raumordnung, Kommunale Gebaude und Anlagen, Ver- und Entsorgung,
Mobilitat, interne Organisation sowie Kommunikation und Kooperation.

Die Themenbereiche der Energiestadt wurden fiir das Smart-City-Konzept weitgehend bernommen und ent-
sprechend den Anforderungen von Smart Cities weiterentwickelt. Fur die Weiterentwicklung des Energiestadtpro-
zesses legt das Smart-City-Konzept grossen Wert auf die verstarkte Vernetzung der einzelnen Themenbereiche
untereinander: stadtische Energie-Masterplanung, smarte Geb&ude, Smart Grids und Energieversorgung, intelli-
gente Mobilitat, kommunales Management sowie Stakeholder-Prozesse.

Smarte Projekte sollten einen ganzheitlichen Ansatz erfillen, d.h. sie sollten themen- und ressortiibergreifend
sein und die verschiedenen Akteure miteinbeziehen.

Beim Projekt «Energiestadt» zeigten sich im Laufe der Entwicklung spezifische Treiber und Barrieren, wie ein
Abriss Uber dessen Entwicklung zeigt (Trégerverein Energiestadt, 2009). Das Projekt «Energiestadt» entstand
1988 im Umfeld von WWF und Schweizerischer Energie-Stiftung (SES) mit dem Ziel, dass Gemeinden und Stad-
te ihre energiepolitischen Moglichkeiten nachhaltig aktivieren. 1991 wurde mit Schaffhausen die erste Energie-
stadt ausgezeichnet und der Tragerverein Energiestadt gegriindet. Dieser verleiht das Label «Energiestadt» und
ist im Weiteren fir die Qualitatssicherung zustandig. Zeitgleich zur Griindung des Tragervereins wurde auf der
politischen Ebene das eidgendssische Programm «EnergieSchweiz 2000» gestartet und das Projekt «Energie-
stadt» ins Programm aufgenommen. Ende 1995 zdhlte der Tragerverein neun Energiestadte, d.h. ein wichtiger
Treiber bei den ersten Schritten waren engagierte Pilotstadte resp. -gemeinden. Ende 2002 konnten bereits 84
Gemeinden als Energiestadte zertifiziert werden. Wichtige Erfolgsfaktoren bzw. Treiber fur diesen steilen Anstieg
sind auch die in diesem Zeitraum eingefihrten politischen Rahmenbedingungen: Mit 64 Millionen Franken wurde
das Investitionsprogramm Energie2000 gestartet (1997), das Parlament verabschiedete das Energiegesetz, die
Schweiz unterzeichnete das Kyoto-Klimaschutzprotokoll (1998), das Parlament beschloss das CO2-Gesetz
(1999). Mit dem Programm «EnergieSchweiz fir Gemeinden» steht seitdem ein Unterstutzungsprogramm fur
Stadte und Gemeinden zur Verfiigung, das in vielféltiger Weise Gemeinden und Stadte auf dem Weg zur Ener-
giestadt unterstiitzt: Information, Aktionen, Erfahrungsaustausch, Beratungsangebote sowie Begleitung der Ge-
meinden und Stadte durch Energiestadtberater. 2015 existieren bereits 373 Energiestéadte, 31 davon mit der
Auszeichnung Gold. Dieser Prozess zeigt seine Wirkung: Der Verbrauch von Brenn- und Treibstoffen, der CO2-
Ausstoss sowie der Stromverbrauch reduzieren sich in den Energiestadten deutlich (Tragerverein Energiestadt,
2009). Zuruckzufuhren ist dies auf das Qualititsmanagement des Labels Energiestadt, das anhand einer Be-
standsaufnahme die Starken und Schwéchen der kommunalen Energiepolitik und -versorgung verdeutlicht und
Massnahmen zur Optimierung — insbesondere auch zur Ressourceneffizienz und damit verbunden zu einer Re-
duktion der Energiekosten — aufzeigt. Der Prozess ist auf kontinuierliche Verbesserung ausgerichtet, bedarf re-
gelmassiger Riickmeldungen der Exekutive und ermdglicht individuelle Handlungsspielraume fiir die Kommunen.

Im Detailkonzept Energieschweiz 2013-2020 (EnergieSchweiz, 2013) ist auch festgehalten, dass zum jetzigen
Zeitpunkt viele Gemeinden ihren energiepolitischen Handlungsspielraum nur ungeniigend ausschopfen. Als Bar-
rieren wurden identifiziert: Informations-, Koordinations- und Weiterbildungsdefizite, fehlender politischer Wille,
mangelnde finanzielle Ressourcen, grosser Zeitaufwand fiir die Umsetzung des energiepolitischen Prozesses auf
Gemeindeebene. Besonders ausgepragt sind diese Hemmnisse bei kleinen Gemeinden.
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Mit entsprechend giinstigen politischen Rahmenbedingungen (massiver Ausbau des Programms «Energie-
Schweiz fiir Gemeinden») sollen vermehrt Anreize geschaffen und Barrieren abgebaut werden. Ein wichtiges Ziel
ist es, dass bis 2020 alle Energiestadte mit mehr als 5000 Einwohnern Uber ein 2000-Watt-Konzept?°®, ein
Smart-City-Modellprojekt oder ein nachhaltiges Quartier?°® verfligen. «EnergieSchweiz fiir Gemeinden» unter-
stitzt die Initiative «Smart Cities» mit finanziellen Beitragen an Modellprojekte, der Organisation des Erfahrungs-
austausches und der internationalen Vernetzung von Stadten und Gemeinden (EnergieSchweiz, 2013).

Auch fur die Umsetzung des Smart-City-Konzepts braucht es Vorreiter — wie es z.B. in der Stadt Winterthur und in
anderen Stadten (u.a. Basel, St. Gallen, Zirich) mit Pilotprojekten konkretisiert oder geplant ist. Ausserdem ist im
Zusammenhang mit der Einfihrung des Smart-City-Konzepts die Interessensgemeinschaft Smart City gegriindet
worden, als nationale Plattform fiir urbane Akteure, die mit dem Smart-City-Ansatz arbeiten wollen. Unter den
Akteuren befinden sich Vertreter aus den Bereichen Wirtschaft, 6ffentliche Hand, Stadtplanung, Energieversor-
gung, aber auch NGOs, Investoren, Technologieentwickler, Organisationen und weitere Interessierte (Montalvo &
Zolliker, 2014).

Fir die Schweiz wird im Rahmen des Programms Smart City von «EnergieSchweiz fliir Gemeinden» eine Definiti-
on gemass P. Richner (Eidgendssische Materialprifungs- und Forschungsanstalt, EMPA) vorgeschlagen: «Eine
Smart City bietet ihren Bewohnern maximale Lebensqualitdt bei minimalem Ressourcenverbrauch dank einer
intelligenten Verkniipfung von Infrastruktursystemen (Transport, Energie, Kommunikation etc.) auf unterschiedli-
chen hierarchischen Stufen (Gebaude, Quartier, Stadt). <Intelligent> ist in diesem Zusammenhang nicht automa-
tisch mit <IT> gleichzusetzen. Bei &hnlicher Performance sind passive oder selbstregulierende Mechanismen den
aktiv geregelten Ansatzen vorzuziehen» (Initiative SCW, n.d.). In Erweiterung zu dieser Definition sollen «Smart-
City-Projekte Multi-Stakeholder-Partnerschaften beinhalten, insbesondere unter Einbezug von stadtischen Ent-
scheidungstragern, Dienstleistern aus Gewerbe und Industrie, Birgern, Forschenden und anderen relevanten
Akteuren» (Initiative SCW, n.d.). Eine umfassendere Definition, wie sie z.B. von der «Smart City Winterthur
(SCW)» gewahlt wird, legt verstarkt Wert auf einen gesamtheitlichen Lésungsansatz, der insbesondere auch
gesellschaftliche Themen mit einbezieht: «Wichtig fiir die Steigerung der Lebensqualitat und die Minimierung des
Ressourcenverbrauchs ist ein gesamtheitlicher Ansatz, der ein themen- und organisationsiibergreifendes Vorge-
hen erfordert. Intelligente und innovative Losungen fiir eine Smart City umfassen sowohl technische als auch
soziale, 6kologische und wirtschaftliche Entwicklungen» (Initiative SCW, n.d.).

205 Ein Konzept, welches den Weg aufzeigt wie eine Gemeinde langfristig die Vorgaben einer 2000-Watt-Gesellschatft (http://www.2000watt.ch/)
erreichen will.

206 |n einem nachhaltigen Quartier finden sich 6kologisch und méglichst energieautarke Bauten, soziale und generationeniibergreifende Durchmi-
schung der Bevolkerung sowie ein gut organisierter Langsamverkehr und kurze Wege zu den Angeboten des taglichen Lebens.
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8.3. METHODIK

Die Grundlagen und Erkenntnisse fiir dieses Working Paper beruhen einerseits auf einer internationalen Literatur-
Studie und Internetrecherchen, andererseits auf Zwischenergebnissen der Delphi-Befragung Smart Cities 2035
(erste und zweite Befragungsrunde) sowie Praxiserfahrungen aus dem Winterthurer Smart-City-Prozess. In ei-
nem Workshop wurden zudem erste Handlungsfelder eruiert, die auf den Ergebnissen der Literaturauswertung
und dem Vergleich mit der Situation in der Schweiz beruhen.

8.3.1. Literatur-Studie

Eine Literatur-Studie und Internetrecherchen zu den verschiedenen Vorstellungen und Definitionen einer Smart
City in Wissenschaft und Praxis wurden im Frihjahr 2014 durchgefuhrt (Moser et al., 2014). Dabei wurden die
internationale Forschungsliteratur sowie die jeweiligen Datenbanken aus Deutschland, Osterreich und der
Schweiz mit Praxis-Projekten zum Thema Smart City ausgewertet.

8.3.2. Delphi-Befragung

Die Delphi-Expertenbefragung ist eine interaktive und iterative «ldeenfindungs-, Meinungsbildungs- und Progno-
semethode, welche die Einsichten und Zukunftseinschatzungen ausgewahlter Fachleute systematisch erhebt und
ausmittelt» (Grupp, 1993). Die Delphi-Methode l&sst sich kurz umschreiben als mehrstufige, schriftliche und ano-
nymisierte Befragung von Personen, die aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz und Zugehdérigkeit zu einem Exper-
tensektor zugeordnet werden (Dalkey & Helmer, 1963 und Seeger, 1979). Nach jeder Befragungsrunde werden
den Experten die anonymisierten Ergebnisse der vergangenen Befragungsrunde vorgelegt mit der Aufforderung
zu einer erneuten Einschéatzung im Licht der anderen Expertenmeinungen.

Im Herbst 2014 wurde die nationale Delphi-Expertenbefragung Smart Cities 2035 lanciert. Eine Teilnahmeeinla-
dung fur die erste Runde wurde an 126 Smart-City-Experten hauptséchlich der IG Smart City?°” verschickt. Ins-
gesamt nahmen 46 Experten (Ricklaufquote: 37%) aus folgenden Bereichen teil: 8 der Offentlichen Hand (Politik
und Verwaltung), 9 von Energieberatung/-planung (inkl. Architekten), 13 aus Forschung und Entwicklung (inkl.
Lehre); 7 aus der Energiewirtschaft, 9 aus der IKT-Branche (inkl. Beratung). Nicht vertreten waren Unternehmen
ausserhalb der IKT-Branche, z.B. Cleantech-Unternehmen, sowie die Bevolkerung. Die erste Befragungsrunde
befasste sich mit den Vorstellungen und Zielen einer Smart City, den ersten Umsetzungsschritten sowie den
entsprechenden Treibern und Barrieren. Die zweite Befragungsrunde wendete sich nur noch an die Teilnehmen-
den aus der ersten Runde und wurde im Herbst 2015 abgeschlossen. Die Ricklaufquote betrug 85% und alle
Experten-Bereiche waren wieder in etwa gleich stark vertreten. Es wurden vermehrt Fragen zu konkreten Ein-
flussfaktoren, Massnahmen und Rahmenbedingungen fir die Umsetzung einer Smart City gestellt. Aus den Ant-
worten auf einzelne Vertiefungsfragen liessen sich weitere Informationen zu den Treibern und Barrieren ziehen.
Die letzte Befragungsrunde wird im Frihjahr 2016 durchgefuihrt. Zwischenergebnisse der ersten beiden Runden
sind in dieses Working Paper eingeflossen. Die meisten Fragen waren geschlossen und konnten auf einer Skala
von 1 (=unwichtig) bis 7 (=sehr wichtig) beurteilt werden. Fur die Auswertung wurden Mittelwerte berechnet.

207 Interessensgemeinschaft (IG) Smart City: Beschreibung siehe Kapitel 4.2.
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8.3.3. Erkenntnisse aus Praxisbeispielen

In der Stadt Winterthur l&uft seit April 2013 ein Smart-City-Prozess, in welchem Stakeholder aus Verwaltung,
Stadtwerk, Wirtschaft, Forschung und Bund integriert sind. Winterthur vertritt die Schweiz in der «D-A-CH-
Kooperation Energieeffiziente Stadt»2°® und profitiert vom Erfahrungsaustausch mit anderen Landern und ahnli-
chen Stadten.

Die Autoren dieses Working Papers sind aktiv in diesen Smart-City-Prozess eingebunden. Sie sind einerseits Teil
der Kerngruppe und wirken andererseits als Teilprojektleiter der ersten Umsetzungsprojekte. Aus den Erfahrun-
gen in diesem Prozess und in den Umsetzungsprojekten lassen sich ebenfalls Treiber und Barrieren fur Smart-
City-Projekte ableiten, welche in diesem Paper miteinbezogen werden.

8.4. RESULTATE

Die Ergebnisse in diesem Kapitel beruhen einerseits auf einer internationalen Literaturrecherche, welche im
Rahmen des Wissensaufbaus zur Umsetzung einer Smart City und zu den entsprechenden Treibern und Barrie-
ren durchgefiihrt wurde, und andererseits auf den Erkenntnissen der erwéhnten Delphi-Studie sowie des Win-
terthurer Smart-City-Prozesses (SCW). Die Ergebnisse sind in den Tabellen 1 (Treiber) und 2 (Barrieren) zu-
sammengefasst. In diesen Tabellen wird jeweils aufgezeigt, welche Treiber bzw. Barrieren in welchen Quellen
(Literaturrecherche, Delphi-Befragung, Erfahrungen aus dem Winterthurer Prozess) aufgetreten sind.

8.4.1. Treiber bei der Umsetzung einer Smart City

Die Treiber in Tabelle 1 sind geméass (Chourabi et al., 2012) kategorisiert nach den Bereichen: Management und
Organisation, Technologie, Governance (im Smart-City-Prozess), Politischer Kontext, Gesellschaft, Okonomie,
Infrastruktur, und Umwelt. Ausserdem sind Akteure aufgefihrt, die als wichtige Treiber im Smart-City-Prozess
wirken.

Die meisten Treiber sind dem Bereich Okonomie und Umwelt zuzuordnen.

Ausgehend von der Delphi-Befragung und dem Smart-City-Prozess werden im Folgenden die Ergebnisse be-
schrieben und mit den Ergebnissen aus der Literaturrecherche verglichen.

208 D-A-CH-Kooperation bedeutet eine Zusammenarbeit von Vertretern der drei Lander Deutschland (D), Osterreich (A) und Schweiz (CH). Diese
trinationale Zusammenarbeit erfolgt in diesem Projekt zwischen den Stadten Karlsruhe (Deutschland), Salzburg (Osterreich) und Winterthur
(Schweiz). Ziel ist es, durch einen regelmassigen Erfahrungsaustausch gegenseitig voneinander zu lernen und innovative Projekte sowie
Ideen zur Energieeffizienz in Stadten zur Umsetzung zu fiihren.
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Tabelle 1: Treiber von Smart-City-Prozessen. Die identifizierten Treiber sind nach Relevanzeinschatzung der
Delphi-Experten und nach Quellen (internationale Literaturrecherche; Delphi-Befragung; Erfahrungen
aus Winterthur) geordnet aufgefiihrt. In (): Spezifizierung des Treibers, Quellen: [1]: Correia & Wiins-
tel, 2011, [2]: Hernandez-Mufioz et al., 2011, [3]: Schaffers et al., 2012, [4]: Budde, 2014, [5]: Caragliu
et al., 2011, [6]: Mortensen et al., n.d., [7]: Hospers, 2012, [8]: Yovanof et al., 2009, [9]: Schieferdecker,
2011, [10]: Ronay & Egger, 2014, [11]: Moser et al., 2014, [12]: Bach & Schutz, 2011, [13]: Zucker eta

al., 2012)
Literatur- Delphi-
Identifizierte Treiber recherche Befragung Erfahrungen aus Winterthur
o2,
T255
§ qé g § Neue Moglichkeiten durch Synergien/Vernetzung ¢ e (SCW Zusammenarbeit Akteure)
S Gesundheit-Senices und Assisted Living [1]
% @ |Verbesserung der Senices der Stadtverwaltung fiir die
2 S Bewohner und die Unternehmen [1,2,3,4,5] [e e (bedarfsgerecht und biirgernah)
g3 e (SCW-Teilprojekt "Smartes
8 8 |Partizipative Stadtplanung erméglichen [3, 4] * Sanieren")
x
& |Vorteilhatte politische Rahmenbedingungen ¢ e (SCW Unterstitzung Stadtrat)
E Bewvilkerungswachstum (zunehmende
3 |Bewlkerungsdichte im urbanen Raum) [6] +
? Lebensqualitat erhéhen [7, 4] ¢ °
8 Wissensgesellschaft aufbauen [8, 6] e (attraktiver Forschungsstandort)
Kosteneffizienz +
o [Wettbewerbsfahigkeit *
g Neue Geschéftsmoglichkeiten [8, 9] ¢ o (va. fur Stadtwerk)
§ Attraktivitat fir Investoren erhéhen [10] *
O |ICT-Entrepreneurship erméglichen [2, 3, 11]
g Senkung der Infrastrukturkosten [12] o (effiziente Infrastruktur)
2 |Wirtschaftliche Vorteile durch gute Infrastruktur
& |(Marketingzwecke) [8, 10] .
E |Verkehrsprobleme [11] e (DACH-Themenbereich Mobilitat)
% |Senkung der CO2-Emissionen (Klimawandel) [6] ¢ o (Energiekonzept 2050)
E Erhdhung der Energieeffizienz [13] o (Energiekonzept 2050)
S |Ressourceneffizienz [7] * .
Gemeinde ¢ °
g Stadtwerke, EVU ¢ ® (u.a. Forderprge., z.B. Klimafonds)
2 [Innovative Unternehmen 3 .
< |Hochschule e (DACH-Themenbereich F&E)

In der ersten Runde der Delphi-Befragung wurde explizit nach Treibern gefragt, die den Transformationsprozess
zu einer Smart City begunstigen kénnen. Die Antworten wiesen eine grosse Schwankungsbreite auf. Es zeigt sich
jedoch folgende Tendenz:

Nahezu alle vorgegebenen Treiber (ausser zwei) sind im Durchschnitt mit einem Mittelwert?°® zwischen 4.2 und
5.9 von den Experten als eher wichtig bis wichtig eingeschéatzt worden. Als die wichtigsten Treiber wurden be-
nannt:

Ressourcen- und Kosteneffizienz (5.9)

— innovative Unternehmen (5.7)

— Ressourcenknappheit (5.4)

—  Steigerung der Lebensqualitat(5.1)

— zunehmende Bevdlkerungsdichte im urbanen Raum (5.1)
—  Wettbewerbsfahigkeit (5.0)

— neue Mdglichkeiten durch Synergien / Vernetzung (5.0)

209 pie Skala lag zwischen 1 (=unwichtig) und 7 (=sehr wichtig).
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Eine spezifische Auswertung — insbesondere auf der Ebene der einzelnen Akteursgruppen — hat gezeigt, dass die
Treiber von allen befragten Gruppen als gleichermassen wichtig erachtet werden, auch jene, die im Smart-City-
Konzept an Bedeutung gewonnen haben, wie z.B. die IKT-Vernetzung, Lebensqualitat und Partizipation. In der
Delphi-Befragung wurde in den offenen Fragen betont, dass politische Rahmenbedingungen eine wichtige Vo-
raussetzung fur die Entwicklung von Stadten hin zu Smart Cities sind. Dabei ist vor allem angemerkt worden,
dass die Fuhrung des Prozesses bei der Stadt/Gemeinde liegen und diese die Rahmenbedingungen und Ziele
unter Einbezug der anderen Akteure vorgeben soll. Im Zusammenhang mit den fehlenden politischen Rahmen-
bedingungen und der Stadt als wichtigstem Akteur wurden folgende Aspekte als besonders wichtig beurteilt (Mit-
telwerte zwischen 4 und 5 auf einer Skala von 1(=unwichtig) — 5 (=sehr wichtig):

— Wahrnehmen der Vorbildfunktion der offentlichen Hand (Verstarkte Beteiligung an Smart-City-Projekten)
(4.3)

— Aufgabe Stadte/Gemeinden: Zusammenarbeit der wichtigsten Akteure in Smart-City-Projekten sicherstel-
len (Fihrung und Koordination von entsprechenden Gremien) (4.2)

— Aufgabe Stadte/Gemeinden: Burokratische Hindernisse abbauen / Aufwande minimieren durch Optimie-
rung der Verwaltungsabléaufe (4.2)

— Aufgabe Stadte/Gemeinden: Akzeptanz von Smart-City-Projekten sicherstellen durch umfangreiche In-
formations- und Kommunikationskampagnen fur die Bevélkerung (4)

— Aufgabe Stadte/Gemeinden: Aktiven Einbezug der Bevélkerung in Smart-City-Projekte sicherstellen (Dis-
kussionsplattformen, Teilnahme in entsprechenden Gremien) (4)

Die Experten erwarten, dass Smart-City-Projekte einen Beitrag zur Kosten- und Ressourceneffizienz von Stadten
leisten kénnen. Als wichtigste Akteure wurden die Stadte und Gemeinden (Politik und Verwaltung) genannt. Wei-
ter wurden innovative Unternehmen, Stadtwerke/EVU und IT-Projektteams, die sich mit neuen Markten befassen,
als wichtige Treiber fur die Initierung und Umsetzung von Smart-City-Projekten angesehen. Die meisten der
befragten Experten sind der Meinung, dass die Fiihrung dieses Prozesses die Gemeinde/Stadt oder ein Gremium
mit Vertretern aller Interessensgruppen wahrnehmen sollte. Um den Entwicklungsprozess hin zu einer Smart City
anstossen zu kénnen, werden zwei Aspekte als besonders wichtig erachtet: das Zusammenfihren aller relevan-
ten Entscheidungstrager sowie die Umsetzung von Pilot- und Modellprojekten zur Nachahmung.

Dieser Weg wurde auch im Smart-City-Projekt der Stadt Winterthur mit Unterstiitzung des Bundesamts fir Ener-
gie (BFE) eingeschlagen: Ein Gremium aus Akteuren der Verwaltung, von Stadtwerk, eines Wirtschaftsclusters
sowie der lokalen Hochschule ZHAW und des Bundes wurde gegrundet, welches nun mit finanzieller Unterstit-
zung des BFE sowie der Stadt Winterthur und der ZHAW drei Pilotprojekte umsetzt.

Als weitere Treiber zeigen sich in der Literaturrecherche (siehe Tab. 1) der Standortwettbewerb (z.B. Attraktivitat
fur Investoren erhdhen, gute Infrastruktur), die demographische Alterung in den Stadten und das Bedirfnis nach
spezifischen Dienstleistungen fiir dltere Personen (z.B. Assisted Living?!?), aber auch die grundsatzliche Verbes-
serung der Dienstleistungen der Stadtverwaltung fir die Bewohner und Unternehmen. Der Standortwettbewerb
zwischen Stadten ist in der wissenschaftlichen Literatur ein umstrittenes Thema, zu dem es verschiedene Ansich-
ten gibt. Beispielsweise wird in der Literatur kontrovers diskutiert, ob Diversitat oder Spezialisierung besser fir die
Innovationskraft und damit langfristig forderlicher fir das wirtschaftliche Wachstum einer Stadt ist (Feldman &
Audretsch, 1999). Da die Umsetzung von Smart-City-Projekten Auswirkungen auf nahezu alle Bereiche einer
Stadt hat, wird auch die Aussenwirkung und somit der Wettbewerb mit anderen Stadten entscheidend von Smart-
City-Aspekten mitbestimmt. Dieser Umstand wird von der heutigen wissenschaftlichen Literatur als Anlass ge-
nommen, um Smart-City-Projekte gezielt auf ihre Effekte auf den Standortwettbewerb mit anderen Stadten zu
untersuchen (Anthopoulos & Fitsilis, 2014).

210 Auf Deutsch: Altersgerechte Assistenzsysteme fir ein selbstbestimmtes Leben.
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8.4.2. Barrieren in der Umsetzung einer Smart City

Die Barrieren in Tabelle 2 sind ebenfalls geméss (Chourabi et al., 2012) kategorisiert nach den Bereichen: Ma-
nagement und Organisation, Technologie (kommt jedoch bei den hier identifizierten Barrieren nicht vor), Gover-
nance (im Smart-City-Prozess), Politischer Kontext, Gesellschaft, Okonomie, Infrastruktur und Umwelt (kommt
jedoch bei den hier identifizierten Barrieren nicht vor). Akteure, welche als Barrieren wirken, wurden nicht identifi-
ziert. Die meisten Barrieren sind den Bereichen Politik und Okonomie zuzuordnen.

Ausgehend von der Delphi-Befragung und dem Smart-City-Prozess SCW werden im Folgenden die Ergebnisse
beschrieben und mit den Ergebnissen aus der Literaturrecherche verglichen.

In der ersten Runde der Delphi-Befragung wurde ebenfalls explizit nach Barrieren gefragt, die den Umsetzungs-
prozess zu einer Smart City gefahrden oder verzégern kdnnten. Bei den Expertenantworten herrschte eine gros-
se Schwankungsbreite vor. Folgende Tendenzen lassen sich aber erkennen: Generell wurden alle vorgegebenen
Barrieren mit einem Mittelwert?'* zwischen 4.2 und 5.4 als eher wichtig bis wichtig bewertet.

Als wichtigste Barrieren wurden genannt:

— Fehlende politische Rahmenbedingungen (5.4)
—  Geldgeber zégern mit Investitionen (5.4)

— Kein Konsens zwischen den Parteien (5.1)

—  Wirtschatftlichkeit ist nicht gewahrleistet (5.0)

— mangelnde Akzeptanz bei der Bevdlkerung (4.9)
—  Mehrwert wird nicht ersichtlich (4.8)

Des Weiteren wird noch auf die Komplexitat der Technik, die fehlende Infrastruktur und auf einen unzureichenden
Datenschutz, aber auch auf die Uberforderung der Bevdlkerung verwiesen, welche der Realisierung einer Smart
City im Weg stehen.

211 Die Skala lag zwischen 1 (=unwichtig) und 7 (=sehr wichtig).
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Tabelle 2: Barrieren von Smart-City-Prozessen. Die identifizierten Barrieren sind nach Relevanzeinschatzung der
Delphi-Experten und nach Quellen (internationale Literaturrecherche; Delphi-Befragung; Erfahrungen
aus Winterthur) geordnet aufgefuhrt. In (): Spezifizierung der Barriere, Quellen: [1]: Correia & Winstel,
2011, [4]: Budde, 2014, [5]: Caragliu et al., 2011, [9]: Schieferdecker, 2011, [14]: Cho, 2012

Literatur- |Delphi- Erfahrungen aus
Identifizierte Barrieren recherche [Befragung [Winterthur
5
QE) § Kein Konsens zwischen den Parteien ¢
g o
& _§
T 22 . S -
= 5 G |Reduzierter Blickwinkel der Spezialisten [4, 9]
§ e (Uberwindung mit
@ |Vertikale Verwaltungsstrukturen SCW)
O [Fehlender integrativer Ansatz [5, 1]

e (war am Anfang
ein Risiko fur SCW

. |Fehlende politische Rahmenbedingungen ¢ Initiative)
£ |keine Themenfiihrer zum Thema Smart City [4]

& [Foderalistische Strukturen [9]

g

3 Mangelnde Akzeptanz bei der Bewdlkerung ¢

©

3

O [Einbezug der Bevblkerung wird gescheut °
‘o [Geldgeber zogern mit Investitionen *

IS

2 |Die Wirtschaftlichkeit ist nicht gewahrleistet +

o

5 Mehrwert ist nicht ersichtlich 3

5

% Fehlende Standardisierung von IT-Schnittstellen  |[1, 14]

E Integration von Sicherheits- und Privatsphéaren-

€

Mechanismen (Angst vor Verlust) [1, 9] *

Die Auswertung auf Ebene Akteursgruppen hat gezeigt, dass die Barrieren von allen als gleichermassen wichtig
angesehen werden.

In der zweiten Delphi-Befragungsrunde wiesen die Experten darauf hin, dass fur die Umsetzung von Smart-City-
Projekten die 6ffentliche Hand sich insbesondere im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Vorbildfunktion aktiv an
Smart-City-Projekten beteiligen sollte. Dies ist im Zusammenhang mit den als Barrieren wahrgenommen fehlen-
den politischen Rahmenbedingungen ein wichtiger Hinweis.

Ein fehlender integrativer Ansatz lasst sich bei der Projektidee wie auch bei der Projektumsetzung feststellen.
Dies geht aus der Literatur und den empirischen Daten hervor (Moser et al., 2014). Als Grund dafir wird ein ein-
geschrankter Blickwinkel der Spezialisten, welche nicht in horizontalen Strukturen und uber Disziplinen hinweg
denken, genannt.

In stédtischen Verwaltungen ist das abteilungsorientierte Denken noch stark verankert, was fir den integrativen
Charakter des Smart-City-Konzeptes nicht férderlich ist. Auf einer Gbergeordneten Ebene kann auch das fodera-
listische System mit der strikten Aufgabentrennung zwischen Bund, Bundeslédndern und Gemeinden ein koordi-
niertes Vorgehen behindern, wie in einer deutschen Studie (Schieferdecker, 2011) bemerkt wird. Allerdings zeigt
in der Schweiz das Programm EnergieSchweiz eher das Gegenteil. Auch ein fehlender Themenfihrer im Thema
Smart City kann die Initiierung von Projekten gemass Budde (Budde, 2014) behindern. In einem vernetzten The-
ma, wie es bei Smart-City-Projekten der Fall ist, ist oft nicht klar, wo das Projekt anzusiedeln ist. Daher ist die
personelle Verantwortlichkeit auch nicht per se geregelt und kann ein Hindernis darstellen.

Die innovative Anwendung von Informationstechnologien birgt bei der Umsetzung auch Risiken, die als Barrieren
auftreten kdnnen. So werden in der Literatur (Correia & Wunstel, 2011 und Cho, 2012 und Schieferdecker, 2011)
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folgende Schwierigkeiten bei der Umsetzung von Smart-City-Projekten genannt: mangelnde Integration von Si-
cherheitsaspekten, der fehlende Schutz der Privatsphare sowie eine fehlende Standardisierung von IT-
Schnittstellen (beispielsweise bei Protokollen und Plattformen).

Die Erfahrungen in Winterthur weisen zudem darauf hin, dass der Einbezug der Bevélkerung — als ein wichtiges
Merkmal eines Smart-City-Prozesses — manchmal gescheut wird, weil Projektbeteiligte beflirchten, falsche oder
zu grosse Erwartungen bei den Bewohnern zu wecken.

8.5. DISKUSSION

Die Vorstellungen und Definitionen einer Smart City sind sehr unterschiedlich. Doch die Auswertungen der wis-
senschaftlichen Literatur und der Praxisbeispiele stimmen darin tberein, dass die Integration von verschiedenen
Technologien und Aktionsfeldern sowie die sozio-technische Verankerung zentral sind. Besonders die gesell-
schaftliche Perspektive wird betont: sowohl der Fokus auf die Lebensqualitét als auch die Einbindung der Bewoh-
nerinnen und Bewohner scheinen zentral fur die erfolgreiche Realisierung einer Smart City zu sein.

Auch das Konzept «Smart City Schweiz» und der Smart-City-Prozess in Winterthur verkniipfen in einer ganzheit-
lichen Sichtweise die intelligente Verbindung von Infrastruktursystemen mit der Einbindung relevanter Stakehol-
der, um den Bewohnern einer Smart City maximale Lebensqualitét bei minimalem Ressourcenverbrauch ermégli-
chen zu kdnnen. Diese Sicht wird auch von den befragten Experten geteilt. Im Zusammenhang mit der idealer-
weise verstarkten Partizipation der Bevolkerung besteht zurzeit noch Handlungsbedarf in der schweizerischen
Herangehensweise.

Die identifizierten Treiber (siehe Tabelle 1 und Abbildung 1) sind sehr unterschiedlich. Sie bestehen zum einen
aus den aktuellen Herausforderungen, mit denen sich Stadte konfrontiert sehen, sowie den Entwicklungsbestre-
bungen in verschiedenen Bereichen. Als Treiber wirken konkrete Akteure und Entscheidungstrager, aber auch
Standortfaktoren (wie z.B. der Wettbewerb mit anderen Stadten und Gemeinden). Da Smart City als Probleml6-
sungsansatz zu verstehen ist, kdnnen neue Technologien, einzelne Akteure, die demographische Entwicklung
oder auch gegenwartige Probleme einer Stadt Treiber fiir Smart-City-Projekte sein. Bei den aktuellen Herausfor-
derungen finden sich vor allem Treiber der Bereiche Okonomie, Gesellschaft, Umwelt und Infrastruktur, wahrend
sich Entwicklungsbestrebungen in allen Bereichen finden.

Viele Treiber und Barrieren, die schon vom Energiestadtprozess (vgl. Kap. 3.2) her bekannt sind, finden sich auch
bei der Umsetzung zu einer Smart City wieder. Dies betrifft insbesondere den bei der Delphi-Befragung genann-
ten wichtigsten Treiber, namentlich die Ressourcen- und Kosteneffizienz, sowie die wichtigste Barriere der feh-
lenden politischen Rahmenbedingungen bzw. den damit verbundenen Treiber der giinstigen politischen Rahmen-
bedingungen.

Dartiber hinaus werden Treiber aus dem Energiestadtprozess, wie zum Beispiel innovative Unternehmen und die
Steigerung der Lebensqualitét, von den beteiligten Experten verstarkt betont. Zusétzlich neu ins Blickfeld gerick-
te Treiber sind: die zunehmende Bevdlkerungsdichte im urbanen Raum, die Wettbewerbsfahigkeit von Unter-
nehmen sowie die neuen Mdglichkeiten, die durch Synergien und Vernetzung entstehen kénnen.

In diese Richtung gehen auch Projekte wie «Morgenstadt», das von der Fraunhofer-Gesellschaft 2012 lanciert
wurde. Smart Cities sind in deren Verstandnis organisatorisch, technologisch und sozial so innovativ, dass sie
nachhaltig wachsen kénnen?12,

Von Interesse ist, wie die einzelnen befragten Akteursgruppen (Offentliche Hand, Energieberatung/-planung,
F&E, Energiewirtschaft, IKT) die Wichtigkeit der jeweiligen Treiber beurteilten. Dabei hat sich gezeigt, dass alle
Akteursgruppen nicht nur Treiber, die ihr eigenes Arbeitsfeld betreffen, als wichtig bewerteten, sondern auch
Treiber aus dem gesamtheitlichen Umfeld als gleichermassen wichtig einstuften. So wurden z.B. vom IKT-Sektor
die Treiber «neue Moglichkeiten durch Synergien / Vernetzung» sowie der «Wunsch, die Lebensqualitat zu stei-
gernx», als tendenziell gleich wichtig erachtet. Dies ist, in Anbetracht dessen, dass das Konzept Smart City erst

212 Sjehe: www.morgenstadt.de/ [5.2.2016].
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seit 2012 vorliegt, nicht selbstverstandlich, aber unter Berlicksichtigung, dass die meisten Befragten der IG Smart
City Schweiz angehéren und somit zu den Smart-City-«Pionieren» in der Schweiz zahlen, nachvollziehbar.

Als wichtigste Barrieren fir die Umsetzung wurden die fehlenden politischen Rahmenbedingungen fur die Umset-
zung einer Smart City genannt, und dies zeigte sich zu Beginn auch im Prozess «Smart City Winterthur». Da die
Stadtverwaltung eine zentrale Rolle in der Initiierung und Fihrung des Prozesses einnimmt, ist die politische
Unterstltzung durch den Stadtrat eine grundséatzliche Voraussetzung, damit die Verwaltung legitimiert ist, diesen
auch umzusetzen.

Beim Vergleich der internationalen Ergebnisse (Literatur-Recherche) mit denjenigen aus der Schweiz (Delphi-
Befragung und Smart-City-Prozess in Winterthur) fallt auf, dass die meisten Treiber und Barrieren in beiden Kon-
texten vorhanden sind, wobei in der Schweiz die technischen Aspekte (bisher) eher weniger betont werden. Bei
den Treibern werden Verkehrsprobleme und Gesundheits-Dienstleistungen im Schweizer Kontext nicht vordring-
lich genannt, wohingegen die Kosteneffizienz und die politischen Rahmenbedingungen in der internationalen
Literatur weniger betont werden. Letztere werden auch bei den Barrieren nur in der Schweiz ersichtlich. Offenbar
sind diese flr die Umsetzung in der Schweiz besonders wichtig. In der Schweiz werden zusatzlich zu den Barrie-
ren, die auch in der internationalen Literatur vorkommen, vor allem Barrieren im Zusammenhang mit Entschei-
dungstragern und anderen Akteuren genannt: fehlende Investoren, fehlende Akzeptanz bei der Bevodlkerung,
vertikale Strukturen in der stédtischen Verwaltung und kein Konsens zwischen den Parteien. Dies hangt wahr-
scheinlich damit zusammen, dass in der Schweiz bereits Erfahrungen aus konkreten Bestrebungen fur die Um-
setzung einer Smart City eingeflossen sind. Zudem spielen die politischen Strukturen in der Schweiz eine Rolle:
Durch die demokratischen Moglichkeiten, ein Referendum zu erwirken oder einen Rekurs einzulegen, haben die
Bevdlkerung und damit indirekt auch andere Akteursgruppen (insbesondere Verbande) wesentlich mehr Einfluss
als in anderen Staaten.
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« Standortwettbewerb

Aussenwirkung im
Wettbewerb mit anderen
Stadten

« Innovationsdruck

« Attraktivitatsbestrebungen

Aktuelle Herausforderungen
der Stadt

Okonomie
« Kosteneffizienz

Umwelt
« Senkung der

Infrastruktur
« Verkehrsprobleme

Smart City Treiber !

Akteure und
Entscheidungstrager

Hochschulen  « Innovative

CO, -Emissionen . Senkung der Unternehmen
« Erhéhung Gesellschaft Infrastrukturkosten . Gemeinden
Energieeffizienz  + Bevolkerungs (Politik und o SEdiEie)
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Entwicklungsbestrebungen der Stadt
Politik Infrastruktur Technologie Okonomie Management
« Vorteilhafte « Wirtschaftlic « Gesundheits- « Wettbewerbsfahigkeit  und
politische he Vorteile Services und « Neue Organisation
Rahmen- durch gute Assisted Living Geschaftsmoglichkeit  « Neue
bedingungen Infrastruktur « Verbesserung der en Maoglichkeiten
Services der « ICT Entrepreneurship durch
Gesellschaft Goverance] Stadtverwaltung ermaéglichen Synergien/
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erhéhen Stadtplanung und Investoren erhdhen
« Aufbau einer ermdglichen Unternehmen
Wissensgesellschaft

Abbildung 1: Ubersicht und Einteilung der identifizierten Treiber fiir eine Smart City in den Kategorien: Aktuelle
Herausforderungen der Stadt, Akteure und Entscheidungstrager, Aussenwirkung im Wettbewerb mit anderen
Stadten und Entwicklungsbestrebungen der Stadt

8.6.

ANSATZE FUR DIE ZUKUNFT — HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Ausgehend von identifizierten Treibern und Barrieren bei der Transformation von Stadten zu Smart Cities werden

nachfolgend Handlungsfelder und konkrete Massnahmen zur Realisierung von Smart Cities vorgeschlagen. Ziel

ist es auch, Akteure zu benennen.

Die Grundlagen fir die Ausfiihrungen bilden in erster Linie die qualitativen Ergebnisse der Delphi-Befragung und

die Ergebnisse aus einem internen Workshop.

Als Handlungsfelder wurden folgende Themen eruiert:

Akzeptanz schaffen / Kommunikation;

Einbindung der Bevdlkerung;

IR o

Stadtplanerische Arbeiten / Neubauten;

Vernetzung, Koordination und Zusammenarbeit;

Umgang mit Daten / Datensicherheit / Datenschutz;

Rahmenbedingungen und gesellschaftliche Herausforderungen.

In der nachfolgenden Tabelle 3 sind die Handlungsfelder, die Akteure und die bisher identifizierten Massnahmen

aufgefuhrt.
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Tabelle 3: Eruierte Handlungsfelder und korrespondierende Handlungsempfehlungen der einzelnen Akteure

Handlungsempfehlungen pro Akteur

Vernetzung, Koordination und Zusammenarbeit

Stadt/Gemeinde Wirtschaft/ Bevolkerung Staat Hochschulen
Unternehmen/
Verbande

Einrichtung einer » Inhaltliches » kreative Beteiligung Forderung » Inhaltliches
Fachstelle (oder eines und zeitliches von betroffenen Be- Austausch und zeitli-
Kernteams) zur Forde- Engagement vélkerungsgruppen Energie- ches Enga-
rung der Vernetzung von kompe- stadt-/ gement von
und departements- tenten Part- Smart-City- kompetenten
Ubergreifenden Zu- nern Projekte Partnern

sammenarbeit
Begleitung von Projek-
ten wahrend der
Ideenfindungs-, Pla-
nungs-, Anfangs- und
Umsetzungsphase un-
ter Einbezug eines
Gremiums der wich-
tigsten betroffenen Ak-
teure

Kompetente Partner
aus Industrie und For-
schung zusammen-
bringen und einbinden
(in Fachstelle oder
Kernteam)
Regelmassig Erfah-
rungsaustausch mit
anderen Stadten, die
auch Energiestadt-/
Smart-City-Projekte
haben, um funktionie-
rende Elemente adap-
tieren zu kénnen

Neue Innovationsplatt-
formen schaffen und
mit langfristigen Part-
nerschaften von Stadt-
verwaltung, offentli-
chen Institutionen (u.a.
Hochschulen), privat-
wirtschaftlichen und
privaten Akteuren den
zentralen Herausforde-
rungen in den Stadten
begegnen




CARABIAS et al. Treiber und Barrieren auf dem Weg zu einer Smart City 145

Akzeptanz schaffen / Kommunikation

kampagne fir die Be-
volkerung (z.B. Burger-
runden)

Errichtung von Modell-
und Pilotprojekten (gu-
te Beispiele zur Nach-
ahmung)

Smart-City-
Vorzeigeprojekte 6f-
fentlichkeitswirksam
kommunizieren und im
Ubergreifenden Kon-
text von Smart City
einbetten

Horizontale Kommuni-
kation zwischen De-
partementen verbes-
sern und gleichzeitig
klare Verantwortlich-
keiten fur Smart-City-
Initiativen schaffen

Stadt als Vorbild: Bei Vernetzte » Bedirfnisse in einer » Smart-City- | » Inhaltliches
Neubauten/ stadtpla- Systeme bzgl. frhen Planungsphase Kriterien in und zeitli-
nerischen Arbeiten/ 6f- Mobilitét, einbringen Bauvorga- ches Enga-
fentlichen Gebauden Energiever- » Nachfrage nach ben von 6f- gement von
Smart-City-Kriterien sorgung, Ent- Smart-City-Lésung fentlichen kompetenten
beriicksichtigen. Zum sorgung, etc. Gebéduden Partnern
Beispiel: integrierte entwickeln/ verankern
Energieversorgung, anbieten
smarte Mobilitatsfor- » Angebot von
men Smart-City-
Dichtere Wohnformen Lésungen
(u.a. Mehrgeneratio-

S nenhéuser) bei der

3 Raumplanung bertick-

< sichtigen

2 Planungssicherheit

= schaffen in Bezug auf

Q Smart-City-

IS Komponenten (z.B.

Z Smart Grid), aber auch

o Freiraume fir neue

S Ideen zulassen

2 Intelligente Verkehrs-

2 planung unterstiitzen

= (z.B. Touch-Screens

] an Bushaltestellen, Li-

8 ve-Verfolgung des OV

& per Smartphone)
Informationen und Pilotprojekte » Aktive Beteiligung in > Pilotprojek- | > Pilotprojekte
Kommunikation zu in Zusam- Burgerrunden, Infor- te unter- in Zusam-
Smart City verstarken, menarbeit mit mationsveranstaltun- stitzen und menarbeit
Begleitung von Projek- Stadt/ Hoch- gen Uiberregio- mit Stadt/
ten mit einer transpa- schulen nal kom- Unter-
renten Informations- durchfihren munizieren nehmen
und Kommunikations- durchfuhren
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Umgang mit Daten / Datensicherheit / Datenschutz

Einfihrung von um-
fangreicheren Daten-
schutz - bzw. Daten-
nutzungsrichtlinien
zum Schutz vor per-
sonlichen Einschrén-
kungen und Hacker-
angriffen.

Klare Regelung, dass
die Daten durch die 6f-
fentliche Hand ge-
sammelt und zur Ver-
figung gestellt werden
unter Einhaltung von
Datenschutzrichtlinien
=>» Fachpersonen ste-
hen als Ansprechpart-
ner zur Verfligung
Speicherungskapazita-
ten, Verschlusselung /
Ubertragung von Da-
ten flachendeckend
gewahrleisten
Kompatibilitat von IT
Uiber die Standardisie-
rung von Geréaten und
Datenformaten erho-
hen = Mandat fir
zentrale Stelle

> Innovationen
in den Berei-
chen Datensi-
cherheit und
Standardisie-
rung von Ge-
raten

» Komplexe
Systemldsun-
gen fir die
Nutzer einfach
halten

» Angebot von
Smart-City-
Ldsungen

» Hilfestellungen zur

Lésungsfindung

» Nachfrage nach

Smart-City-Lésung

> Nationale
Richtlinien
bzgl. Da-
tenschutz
weiterent-
wickeln

» Forderung
standardi-
sierter Lo-
sungen

» Forschung
zum Thema
Datensicher-
heit / Stan-
dardisierung
/ Internet of
Things

» Forschung
zum Thema
Speicherka-
pazitat/
Standardisie-
rung

Einbindung der Bevélkerung

Maglichkeiten fir
Burger schaffen, damit
sie ihre Ideen von
~Smartness* einbrin-
gen kénnen und in die
Planung von Projekten
miteinbezogen werden
(z.B. Foren, Ideen-
wettbewerb)

Aktiver Einbezug der
Bevolkerung (konkrete
Zielgruppen) bei der
Umsetzungsphase in
Begleitgruppen und
Gremien, evtl. Mitspra-
cherecht einrdumen
Einbezug der jingeren
Generation durch
Schaffung von Kreativ-
raumen ohne tberhoh-
te Regelungsdichte

» Angebot von
Smart-City-
L6sungen

» Eigenstandige Initiie-

rung von Projekten
(z.B. Birgerprojekte,
Projektpartnerschaften
mit Unternehmen)

» Angebot von
Smart-City-
L6sungen
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Rahmenbedingungen

» Wahrnehmen der

Vorbildfunktion der 6f-
fentlichen Hand (ver-
starkte Beteiligung an
Smart-City-Projekten)
Beitrag von Smart-
City-Prozessen / -
Projekten zur Errei-
chung politischer Ziele,
wie z.B. die 2000-
Watt-Gesellschaft,
aufzeigen
Zusammenarbeit der
wichtigsten Akteure in
Smart-City-Projekten
sicherstellen (Fiihrung
und Koordination von
entsprechenden Gre-
mien); Birokratische
Hindernisse abbauen /
Aufwéande minimieren
durch Optimierung der
Verwaltungsablaufe
Unterstiitzung von
Investoren bei innova-
tiven Geschaftsmodel-
len (finanziell, Bera-
tung), evtl. steuerliche
Anreize fur Unterneh-
men, die sich mit ihren
Produkten und Dienst-
leistungen an den Zie-
len einer Smart City
orientieren (Ideenwett-
bewerb KMU, wettbe-
werbliche Ausschrei-
bungen)

Innovation als Leitge-
danke stérker in Stadt-
verwaltungen integrie-
ren

» Teilnahme an Diskus-
sionsplattformen,
Gremien

» Controlling
der Ent-
wicklung
von Smart-
City-
Projekten
hinsichtlich
ihrer Ziel-
setzungen

» Festlegen
von Richtli-
nien fir
Ausschrei-
bungen

Gesellschaftliche und soziale Herausforderungen

Berlicksichtigung der
demographischen
Struktur der Bevolke-
rung; kulturelle Unter-
schiede; Sensibilisie-
rung der Bevolkerung
fur neue IKT-
Technologien (z.B.
kénnen sie Alltagsauf-
gaben Gbernehmen)
Einbezug von Perso-
nen, die bisher kein In-
ternet / Smartphone
nutzen (Digital Divide:
Digitale Spaltung ver-
hindern)
Suffizienzstrategien
erarbeiten und umset-
zen

Auf die Mobilitatsbe-
dirfnisse der Bevolke-
rung eingehen

» Bedirfnisse einbrin-
gen

» Forschung

zu Suffizienz,
Mobilitat, Di-
gital Divide
und demo-
graphischem
Wandel

Diverses

Forschung zu Smart
Cities and Regions
(u.a. zu smarter Mobili-
tat) ermoglichen

» Forschung
vorantreiben

» Teilnahme an For-
schungsprojekten

» Forschung
fordern

Forschung
zu intelligen-
ten Mobili-
tatsformen
durchfihren
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8.7. FORSCHUNGSBEDARF

Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass Austausch und Zusammenarbeit der verschiedenen Themenbereiche
von Smart City (siehe Kap. 3.2) sowie zwischen Wissenschaft und lokalen Praxispartnern, aber auch die konver-
gente Nutzung von Technologien und sozialer Innovation fur die Umsetzung des Smart-City-Konzepts im Zentrum
stehen. Insbesondere wird die Zusammenfihrung der relevanten Entscheidungstrager sowie die Errichtung von
Modell- und Pilotprojekten betont. Bisher liegen noch kaum Erkenntnisse dariiber vor, inwiefern sich diese Mass-
nahmen auf die Initiierung und Realisierung von Projekten auswirken. Mit einem Aktionsforschungsansatz?*3, bei
dem Projektteilnehmer von Smart-City-Projekten sowohl Forschende als auch Projektausfiinrende sind, kénnten
neue Erkenntnisse zum Prozess der Zusammenarbeit gewonnen werden. Ausserdem ist noch wenig untersucht,
wie horizontale Kooperationsprozesse Uber Departementsgrenzen hinweg (in Stadten) verbessert werden kén-
nen.

Weiter besteht Forschungsbedarf darin, Szenarien zu verschiedenen Schwerpunkten von Smart-City-Projekten
(z.B. Mobilitat) verknipft mit bereichsiibergreifenden Themen (z.B. IKT) zu entwickeln und von Experten ver-
schiedener Akteursgruppen sowie Vertretern aus der Bevélkerung hinsichtlich ihrer Realisierbarkeit bewerten zu
lassen.

Im Bereich Partizipation der Bevdlkerung besteht ebenfalls Forschungsbedarf. Die verschiedenen Formen des
Einbezugs von der passiven Variante «Information der Bevdlkerung bei Entscheiden zu neuen Smart-City-
Projekten» bis hin zur aktiven Variante «Einrdumen von Entscheidungsgewalt fur Birger in entsprechenden Be-
gleitgruppen und Gremien» und ihre Auswirkungen auf den Smart-City-Prozess sind bisher nicht untersucht.
Zudem fehlen Erkenntnisse, wie und welche Gruppen wann am idealsten einbezogen werden sollen.

Anhand der verschiedenen durchgefiihrten Smart-City-Aktivitaten (in Winterthur, den DACH-Mitglieds-Stadten
und den Initiativen der Mitglieder der IG Smart City Schweiz) kénnte diese Thematik genauer analysiert, ausge-
wertet und Handlungsempfehlungen / Lésungsansatze fir die Gesamtthematik «Partizipation der Bevolkerung»
ausgearbeitet werden (vgl. (Carabias, V., Moser, C., Wilhelmer, D., Kubeczko, K., Nelson, n.d.)). In einem zwei-
ten Working Paper sollen denn auch die Losungsansétze fiir Smart-City-Szenarien vertieft behandelt werden.

Bezlglich der oft erwdhnten Kosten- und Ressourceneffizienz wéaren bestehende Evaluationsmethoden zusam-
menzufiihren und fir Smart-City-Projekte weiter zu entwickeln, damit konkrete Zahlen tber deren Ressourcen-
und Kosteneinsparungen ermittelt werden kdnnen (vgl. z.B. (ISO, 2015)).

Auch die Forschung selbst muss sich darauf einstellen, vernetzter und interdisziplinarer die Herausforderungen
von Smart Cities anzupacken. Sie fokussiert sich derzeit noch zu stark auf die technologischen Dimensionen von
Smart-City-Projekten.

213 Handlungs- und Aktionsforschung sind synonyme Ubersetzungen des von Kurt Lewin gepréagten Begriffs action research (Lewin, 1948). Dieser
Ansatz beschreibt einen Forschungsansatz, bei welchem eine Intervention zusammen mit den Forschern und den Beforschten geplant durch-
gefuhrt und reflektiert wird.



CARABIAS et al. Treiber und Barrieren auf dem Weg zu einer Smart City 149

LITERATURVERZEICHNIS

Anthopoulos, P. Fitsilis L.G.;, “Smart Cities and Their Roles in City Competition: A Classification,” Int. J. Electron.
Gov. Res., vol. 10, no. 1, pp. 63-77, 2014.

Bach B. and R. Schitz, “Smart Cities — aktuelle Energieforschungstrends in Europa,” Elektrotechnik &
Informationstechnik, vol. 128, no. 9, 2011.

Budde, P. “Smart Cities of Tomorrow,” in Cities for Smart Environmental and Energy Futures, S. T. Rassia and P.
M. Pardalos, Eds. Springer, 2014, pp. 9-20.

Carabias, V., Moser, C. Wilhelmer, D. Kubeczko, K. Nelson, R. “The importance of participatory foresight on the
way towards smart cities,” Futures (under review).

Carabias-Hutter, R. Vicente; Blumer, Yann; Hoppe, Merja; Spiess, Harry; Wemyss, Devon; Zipper, Christian;
Haegeman, Karel; Johnston, Ron; Mariani, Isabel; Park, Byeongwon; Popper, “Strategic foresight for the
post-2015 development agenda: Report of the Secretary-General,” Geneva, 2014.

Caragliu, A. C. Del Bo, and P. Nijkamp, “Smart Cities in Europe,” Journal of Urban Technology, vol. 18, no. 2. pp.
65-82, 2011.

Cho, Y. I. “Designing Smart Cities: Security Issues,” in Computer Information Systems and Industrial
Management, Springer, 2012, pp. 30-40.

Chourabi H., T. Nam, S. Walker, and J. R. Gil-Garcia, “Understanding Smart Cities: An Integrative Framework,” in
45th Hawaii International Conference on System Sciences, 2012, pp. 2289-2297.

Correia L. and K. Winstel, Smart Cities Applications and Requirements. Net'Works European Technology
Platform, 2011.

Dalkey N. and O. Helmer, “An Experimental Application of the Delphi Method to the Use of Experts,” Manag. Sci.,
vol. 9, pp. 458-467, 1963.

EnergieSchweiz, “EnergieSchweiz 2013-2020, Detailkonzept,” 2013.
EnergieSchweiz, “Nachhaltig unterwegs mit Energiestadt,” Bern, 2015.
European Union, “Mapping Smart Cities in the EU,” 2014.

Feldman M. P. and D. B. Audretsch, “Innovation in cities:,” Eur. Econ. Rev., vol. 43, no. 2, pp. 409-429, Feb.
1999.

Grupp H., “Deutscher Delphi-Bericht zur Entwicklung Wissenschaft und Technik.No Title,” Bayreuth: Heinz
Neubert, 1993.

Hernandez-Mufioz, J. M. J. B. Vercher, L. Mufioz, J. A. Galache, M. Presser, L. A. H. Gbmez, and J. Pettersson,
“Smart Cities at the Forefront of the Future Internet,” in The Future Internet, Springer, 2011, pp. 447-462.

Hospers, G.-J.“"Experimentierfeld Stadt - Das Beispiel Manchester,” Standort, vol. 36, no. 4, 2012.
Initiative SCW, “Smart City Winterthur.” [Online]. Available: http://smartcitywinterthur.ch/uberuns/.

ISO, “Smart community infrastructures — Principles and requirements for performance metrics”, ISO/TS
37151:2015. 2015.

Kramers A., M. Hojer, N. Lévehagen, and J. Wangel, “Smart sustainable cities - Exploring ICT solutions for
reduced energy use in cities,” Environ. Model. Softw., vol. 56, pp. 52—-62, 2014.

Lewin, K., “Aktionsforschung und Minderheitenprobleme,” in Die Losung sozialer Konflikte, K. Lewin, Ed. Bad-
Neuheim: Christian-Verlag, 1948, pp. 278-298.



150 CoMeTTA/KOBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

Madlener R. and Y. Sunak, “Impacts of urbanization on urban structures and energy demand: What can we learn
for urban energy planning and urbanization management?,” Sustain. Cities Soc., vol. 1, no. 1, pp. 45-53,
Feb. 2011.

Montalvo O. and M. Zolliker, “Projektarbeit Energie- und Umwelt- technik Delphi-Befragung zu Smart Cities im
Jahr 2035 in der Schweiz,” 2014.

Mortensen J., F. J. Rohde, K. R. Kristiansen, M. Kanstrup-Clausen, and M. Lubanski, “Danish Smart Cities:
sustainable living in an urban world.”

Moser C., T. Wendel, and V. Carabias-Hutter, “Scientific and Practical Understanding of Smart Cities,” in REAL
CORP 2014 Proceedings/Tagungsband, 2014.

Nabil, F. Bauphysik Kalender 2013. Berlin, 2013.

Nam T. and T. A. Pardo, “Conceptualizing smart city with dimensions of technology, people, and institutions,” in
Proceedings of the 12th Annual International Digital Government Research Conference on Digital
Government Innovation in Challenging Times - dg.o '11, 2011, p. 282.

Ronay E. and R. Egger, “NFC Smart City: Cities of the Future—A Scenario Technique Application,” in Information
and Communication Technologies in Tourism 2014, Springer, 2014, pp. 565-577.

Schaffers, H. N. Komninos, and M. Pallot, “Smart Cities as Innovation Ecosystems Sustained by the Future
Internet,” 2012.

Schieferdecker, 1.“Smart Cities Deutsche Hochtechnologie fiir die Stadt der Zukunft,” 2011.

Seeger T., Die Delphi-Methode - Expertenbefragungen Zwischen Prognose Und
Gruppenmeinungsbildungsprozessen. Freiburg: Hochschulverlag, 1979.

Stadteverband, “Statistik der Schweizer Stadte Statistiques des villes suisses,” 2014.
Tragerverein Energiestadt, “Broschure ‘20 Jahre Energiestadt,” 2009.

Xenias D., C. J. Axon, L. Whitmarsh, P. M. Connor, N. Balta-Ozkan, and A. Spence, “UK smart grid development:
An expert assessment of the benefits, pitfalls and functions,” Renew. Energy, vol. 81, pp. 89-102, Sep.
2015.

Yovanof G. S. and G. N. Hazapis, “An Architectural Framework and EnablingWireless Technologies for Digital
Cities & Intelligent Urban Environments,” Wirel. Pers. Commun., vol. 49, 2009.

Zucker, G. P. Palensky, F. Judex, C. Hettfleisch, R.-R. Schmidt, and D. Basciotti, “Energy aware building
automation enables Smart Grid-friendly buildings,” Elektrotechnik & Informationstechnik, vol. 129, no. 4,
2012.

TABELLENVERZEICHNIS

Tabelle 1:  Treiber von Smart-City-Prozessen. Die identifizierten Treiber sind nach Relevanzeinschéatzung der
Delphi-Experten und nach Quellen (internationale Literaturrecherche; Delphi-Befragung; Erfahrungen aus
Winterthur) geordnet aufgefuhrt. In (): Spezifizierung des Treibers, Quellen: [1]: Correia & Winstel, 2011, [2]:
Hernandez-Mufioz et al., 2011, [3]: Schaffers et al.,, 2012, [4]: Budde, 2014, [5]: Caragliu et al., 2011, [6]:
Mortensen et al., n.d., [7]: Hospers, 2012, [8]: Yovanof et al., 2009, [9]: Schieferdecker, 2011, [10]: Ronay &
Egger, 2014, [11]: Moser et al., 2014, [12]: Bach & Schitz, 2011, [13]: Zucker eta al., 2012) 137

Tabelle 2: Barrieren von Smart-City-Prozessen. Die identifizierten Barrieren sind nach Relevanzeinschatzung
der Delphi-Experten und nach Quellen (internationale Literaturrecherche; Delphi-Befragung; Erfahrungen aus
Winterthur) geordnet aufgefuhrt. In (): Spezifizierung der Barriere, Quellen: [1]: Correia & Wunstel, 2011, [4]:
Budde, 2014, [5]: Caragliu et al., 2011, [9]: Schieferdecker, 2011, [14]: Cho, 2012 140



Autoren

Andreas Abegg, Prof. Dr. iur., LL.M.
Rechtsanwalt | Privatdozent

Leiter Zentrum fir 6ffentliches Wirtschaftsrecht
ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkt: dffentliches Wirtschaftsrecht

Astrid Benz, BSc Business Admin.

Wissenschaftliche Assistentin

Center for Innovation and Entrepreneurship

ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkte: Energiewirtschaft, Entrepreneurship

Andreas Bergmann, Prof. Dr. oec. HSG

Professor fur 6ffentliche Finanzen

Leiter Abteilung Public Sector

ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkt: Public Financial Management

Lukas Braunreiter, MSc Environmental Policy & Management
Wissenschatftlicher Assistent

Center for Innovation & Entrepreneurship

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Energy scenarios, carbon capture and storage (CCS)

Caroline Bruesch, Prof. Dr. iur., EMBA

Institutsleiterin | Dozentin

Stv. Leiterin Abteilung Public Sector

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkt: Public Management und Public Governance

Vicente Carabias, Dipl. Natw. ETHZ

Schwerpunktleiter | Projektleiter | Dozent

Stv. Leiter Institut fir Nachhaltige Entwicklung

ZHAW School of Engineering

Tatigkeitsschwerpunkt: Nachhaltige Energiesysteme und Smart Cities

Claudio Cometta, Dr. oec. HSG

Stv. Leiter Center for Innovation and Entrepreneurship
ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkte: Energiewirtschaft, Entrepreneurship

151



152 CoMeTTA/KoBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

Nicole Conrad, Prof. Dr. iur., LL.M.

Rechtsanwaltin | Dozentin

Stv. Leiterin des Zentrums fur Wettbewerbs- und Handelsrecht

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Nationales und internationales Verfahrens- und Schiedsverfahrensrecht, Konfliktma-
nagement, Wirtschaftsmediation

Ursula Eschenauer, Dipl. Phys., Dr. rer. nat.
Projektmitarbeiterin Nachhaltige Energiesysteme

Institut fur Nachhaltige Entwicklung

ZHAW School of Engineering

Tatigkeitsschwerpunkte: Smart Cities, Energiestadtberatung

Sandro Fuchs, MSc. Public & Non-Profit Management
Projektleiter | Lehrbeauftragter

Stv. Leiter Fachstelle fir 6ffentliche Finanzen

ZHAW School of Management and Law.
Tatigkeitsschwerpunkt: Offentliches Finanzmanagement

Seraina Furer, BSc (ZFH) Business Law
Wissenschaftliche Assistentin

Zentrum fir 6ffentliches Wirtschaftsrecht
ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkt: Offentliches Recht

Sandra Fuhrimann, MSc Business Admin.

Projektmitarbeiterin

Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut fir Verwaltungs-Management
ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Public Performance Management, Public Governance

Madeleine Gut, lic. oec. publ.

Leiterin Forschungsschwerpunkt finanzielle Fihrung von EVUs & Multi Utility

Center for Accounting & Controlling

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkt: Finanzielle Fihrung von Energieversorgungsunternehmen und Multi Utility

Stephanie Haelg, MSc Business Admin.

Stv. Projektleiterin | Wissenschaftliche Mitarbeiterin

Center for Business in the Americas

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Internationale Cleantech- und MEM-Industrie, Internationale Energiewirtschaft

Carmen Kobe, Dr. oec. HSG, Dipl. Phys.

Leiterin Wissenstransfer SCCER CREST

Center for Innovation and Entrepreneuership

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkt: Wissenstransfer sozialwissenschaftliche Energieforschung



153

Evelyn Lobsiger-Kagi, MSc Umwelt-Natw. ETHZ
Wissenschaftliche Mitarbeiterin

Institut fir Nachhaltige Entwicklung

ZHAW School of Engineering

Tatigkeitsschwerpunkt: Nachhaltige Energiesysteme und Gesellschaft

Adrian W. Miller, Prof. Dr. oec. HSG

Dozent fur Foresight, Innovation und Entrepreneurship

Leiter Center for Innovation and Entrepreneurship

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Foresight und Innovation, Entrepreneurship

Gabriela Nagel-Jungo, Prof. Dr. oec. publ.

Dozentin fur Financial Management

Leiterin Zentrum fiir Accounting and Controlling, Stv. Abteilungsleiterin
ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkt: Financial and Performance Management

Peter Qvist-Sgrensen, MSc Econ, MBA

Leiter Center for Business in the Americas

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Internationale Cleantech- und MEM-Industrie, Internationale Energiewirtschaft

Reto Schleiniger, Prof. Dr. oec. publ.

Projektleiter | Dozent

Stv. Leiter Center for Economic Policy

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Umweltékonomie, Finanzwissenschaften

Anna Schmitt, MSc Business Admin., LL.M.

Ehemalige Wissenschaftliche Mitarbeiterin

Institut fur Verwaltungs-Management

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkte: Public Financial Management, Public Governance

Christoph Schuler, MSc. Business Admin.
Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Institut fir Verwaltungsmanagement

ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkt: Offentliche Finanzen

Gheorghita Streiff, Lic. oec. publ.

Wissenschatftliche Mitarbeiterin

Zentrum fUr Accounting and Controlling

ZHAW School of Management and Law

Tatigkeitsschwerpunkt: Finanzielle Filhrung von Energieversorgungsunternehmen und Multi Utilitiy, Working Ca-
pital Management



154 CoMmeTTA/KoBE/BENZ (Hrsg.) Umsetzung der Energiestrategie 2050

Peter Stucheli-Herlach, Prof. Dr. phil.

Projektleiter

Leiter FS Organisationskommunikation & Offentlichkeit

Institut fir Angewandte Medienwissenschaft

ZHAW School of Applied Linguistics

Tatigkeitsschwerpunkte: Organisationskommunikation, Politische Kommunikation

Gabriel Trinkler, BSc Business Admin.
Wissenschattlicher Assistent

Institut fur Verwaltungs-Management

ZHAW School of Management and Law
Tatigkeitsschwerpunkt: Public Sector Financial Management

Theresia Weiss Sampietro, Soziologin, lic. phil. |
Wissenschaftliche Mitarbeiterin Nachhaltige Energiesysteme
Institut fur Nachhaltige Entwicklung

ZHAW School of Engineering

Tatigkeitsschwerpunkte: Soziologie, Energie

René Wiederkehr, Prof. Dr. iur.

Stv. Leiter Zentrum fir 6ffentliches Wirtschaftsrecht

ZHAW School of Management and Law

Titularprofessor fur 6ffentliches Recht an der Universitat Luzern
Tatigkeitsschwerpunkt: Offentliches Recht






Zircher Hochschule
fur Angewandte Wissenschaften

School of
Management and Law

St.-Georgen-Platz 2
Postfach

8401 Winterthur
Schweiz

www.zhaw.ch/sml

i

AACSB

ACCREDITED




	Cover Energy Governance
	Impressum Energy Governance
	Sammelband Energy Governance_final_für  Druck_NEU
	Coverrückseite_de



